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Beginn der Sitzung: 12 Uhr 

V o  r s i t z e n d  e: Zweiter Präsident Doktor 
Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident Dr. Maleta: Die Sitzung ist e r­
Ö f f n  e t. 

Die amtlichen Protokolle der 37. und 38. Sit­
zung des Nationalrates vom 10. März 1971 
sind in der Kanzlei aufgelegen, unbeanständet 
geblieben und gelten daher als genehmigt. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner und Ing. Kar! 
Hofstetter. 

Einlauf 

Präsident Dr. Maleta: Die seit der letzten 
Haussitzung eingelangten Anfragebeantwor­
lungen wurden den Anfragestellern übermit-

telt. Diese Anfragebeantwortungen wurden 
auch vervielfältigt und an alle Abgeordneten 
verteilt. 

Icb ersuche den Schriftführer I Herrn Abge­
ordneten Haberl, um die Verlesung des Ein­
laufes. 

Schriftführer Haberl: 
"An Herrn Präsidenten des Nationalrates. 

Der Herr Bundespräsident hat IDit Entschlie-
ßung vom 11. März 1971, Zl. 2327/71, über 
meinen Antrag, gemäß Art. 73 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
für die Dauer der zeitweiligen Verhinderung 
des Bundesministers für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Josef Staribacher, in der Zeit 
vom 25. bis 26. März 1971, den Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Dok-
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Sduiftführer 

tor Oskar Weihs mit seiner Vertretung be- t. Punkt: Beriebt des Unterrichtsaus­
traut. sChusses über den Bericht und Antrag des 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme, Mitteilung zu 
machen. 

Kreisky" 

Präsident Dr. Maleta: Dient zur Kenntnis. 

Bitte fortzufahren. 

Schriftführer Habel'l: Von der Bundesregie­
rung sind folgende Regierungsvorlagen einge­
langt: 

Protokoll zur Abänderung des Abkommens 
zwischen der Republik Osterreich und der 
Französischen Republik zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung sowie über gegenseitige 
Hilfeleistung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen sowie 
der Erbschaftssteuern (345 der Beilagen) und 

Erklärung der Republik Osterreich über die 
Nichtanwendung des Anhanges 1 des Genfer 
Abkommens über den Straßenverkehr sowie 
Kündigung der in der Europäischen Zusatz­
vereinbarung zum vorgenannten Abkommen 
enthaltenen Ergänzung zu diesem Anhang 1 
durch die Republik Osterreich (364 der Beila­
gen). 

Präsident Dr. Maleta: Die vom Schriftführer 
soeben als eingelangt bekanntgegebenen 
Regierungsvorlagen werde ich gemäß § 4 1  
Geschäftsordnungsgesetz in der nächsten Sit­
zung zur Zuweisung bringen. 

Ergänzung der Tagesordnung 

Präsident Dr. Maleta: Einvernehmlich 
schlage ich vor, die heutige Tagesordnung 
gemäß § 38 Abs. 5 GOG um folgenden Punkt 
zu ergänzen: 

Beri<ht des Unterrichtsausschusses über den 
Bericht und Antrag des Finanz- und Budget­
ausschusses (359 der Beilagen) betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Familienlastenaus­
gleichsgesetz 1961 geändert wird (366 der Bei­
lagen). 

Finanz- und Budgetausschusses (359 der Bei­
lagen) betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Familienlastenausgleichsgesetz 1961 ge-

ändert wird (366 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gehen in die 
Tagesordnung ein und gelangen zum 1 .  Punkt 
der umgestellten Tagesordnung: Bericht des 
Unterrichtsausschusses über den Bericht und 
Antrag des Finanz- und Budgetausschusses 
(359 der Beilagen) betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 
1967 geändert wird (366 der Beilagen). 

Berichterstatter ist die Frau Abgeordnete 
Hanna Hager. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Hanna Hager: Herr Präsi­
dent! Hohes Hausl In der 38. Sitzung des 
Nationalrates vom 10. März 1 97 1 ,  in welcher 
der Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über ein Bundesgesetz, mit dem das Familien­
lastenausgleichsgesetz 1967 geändert wird (359 
der Beilagen), auf der Tagesordnung stand, 
wurde auf Antrag des Abgeordneten Doktor 
Pittermann einstimmig besChlossen, die Vor­
lage gemäß § 19 Abs. 2 des Geschäftsordnungs­
gesetzes dem Unterrichts ausschuß zur neuer­
lichen Vorberatung zuzuweisen. 

Der Unterrichtsausschuß hat sich demnach 
in seiner Sitzung am 15.  März 1971  in An­
wesenheit von Bundesminister für Unterricht 
und Kunst Gratz mit der gegenständlichen 
Vorlage befaßt. Nach Wortmeldungen der Ab­
geordeten Dr. Koren und Dr. Broesigke wurde 
der Gesetzentwurf teils mit Stimmeneinhellig­
keit, teils mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Unterrichtsausschuß den A n t r a g, der Natio­
nalrat wolle dem vom Finanz- und Budget­
ausschuß gemäß § 19 des Geschäftsordnungs­
gesetzes gestellten Gesetzesantrag (359 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Ich bin beauftragt vorzuschlagen, falls Wort­
meldungen vorliegen, General- und Spezial­
debatte in einem abführen zu lassen. 

Präsident Dr. Maleta: Die Frau Berichter-
Ich bitte jene Damen und Herren, die der statter beantragt, General- und Spezialdebatte 

Ergänzung der Tagesordnung um den von mir unter einem vorzunehmen. - Einwand wird 
angeführten Punkt zustimmen, sich von den nicht erhoben. 
Sitzen zu erheben. - Einstimmig angenom-
men. 

Ich werde eine Umstellung der Tagesord­
nung vornehmen und diesen Punkt, um den 
die Tagesordnung soeben ergänzt worden ist, 
sogleich zur Verhandlung bringen. Wird da­
gegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht 
der Fall. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Als erster zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Suppan. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Suppan (OVP): Herr Präsi­
dentl Hohes Haus! Mit einwöchiger Verspä­
tung können wir nun doch in die Beratung 
dieser sehr umfangreichen Materie eingehen. 

39. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 3 von 54

www.parlament.gv.at



2986 Nationalrat XII. GP. - 39. Sitzung - 17. März 1971 

Suppan 
Ich möchte. am Beginn meiner Ausführungen 

zum Antrag des Finanz- und Budgetaus­
schusses einen Antrag der Abgeordneten 
Suppan, Landmann, Hietl und Stohs einbringen 
und darf diesen verlesen. 

A n t r a g  

der Abgeordneten Suppan, Landmann, Hietl, 
Stohs und Genossen betreffend Abänderung 
des Berichtes und Antrages des Finanz- und 
Budgetausschusses über ein Bundesgesetz, 
mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 
1961 geändert wird (359 der Beilagen). 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

1 .  Im Artikel I sind nach der Z. 5 folgende 
Z. 5 a und 5 b einzufügen: 

,,5 a. § 9 erhält die Bezeichnung Abs. (1) .  

5 b. Dem § 9 Abs. 1 wird folgender Abs. 2 
angefügt: 

,(2) Personen, denen für den Monat Sep­
tember Familienbeihilfe gewährt wird, er­
halten für diesen Monat eine Sonderzahlung 
von 400 S: .. 

2. Im Artikel I ist nach der Z. 11 folgende 
Z. 1 1  a einzufügen: 
,,11  a. Im § 39 wird folgender Abs. 8 ein­
gefügt: 

,(8) Der Bund ersetzt dem Ausgleichsfonds 
für Familienbeihilfen nach Ablauf jedes 
Kalenderjahres den gesamten Aufwand für 
Schulfahrtbeihilfen und für die Erfüllung 
von Verträgen gemäß § 30 f. Der Ersatz 
ist während des Jahres entsprechend dem 
zu erwartenden Aufwand zu bevorschussen, 
wenn und insoweit dadurch vermieden wer­
den kann, daß die laufenden Ausgaben die 
Mittel des Ausgleidlsfonds übersteigen:" 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, diesen An-
trag mit in die Verhandlungen einzubeziehen. 

Hohes Haus I Ich darf meinen heutigen Bei­
trag zum gegenständlichen Tagesordnungs­
punkt mit einem Auszug aus einem Artikel 
der Frau Marianne Pollak, den sie am 23. 1 1 .  
1952 unter der Uberschrift "Mutterschaft als 
FrauenglüCk" veröffentlicht hat, beginnen. 
Marianne Pollak ·schreibt in diesem Artikel 
unter anderem: 

"Wieder ist da die Osterreichische Volks­
partei anderer Meinung. Sie beantragt eine 
Familienausgleichskasse. ,Das Neue daran soll 
sein, daß bei mehreren Kindern die Beihilfe 
nicht einfach mit der Kinderzahl multipliziert 
wird, wie es jetzt geschieht, sondern daß bei 
zunehmender Kinderzahl auch der Betrag für 
das einzelne Kind steigt.' Also ganz wie bei 
Hitler und Stalin'" 

"Uns Sozialisten steht Mutterschaft als 
FrauenglüCk höher als statistische Zahlen. 
Nicht mehr Geburten, weniger Säuglings­
särge . ,  ." 

Bei diesem Wunsch, Hohes Haus, möchte 
ich, wie gesagt, meine Ausführungen begin­
nen. Ich glaube, dieser Wunsch der Frau 
Marianne Pollak, die ja diesem Haus als Ab­
geordnete angehört hat, hat sich in zweierlei 
Hinsicht erfüllt: Gott sei Dank ist die Säug­
lingssterblichkeit seit dem Jahre 1931 bezie­
hungsweise seit dem Jahre 1964 wesentlich 
zurüCkgegangen. Zurückgegangen ist aber auch 
die Zahl der Geburten seit dem Jahre 1964, 
wo sie noch 133.841 betragen hat, bis zum 
Jahre 1969 ,  wo sie 121.311 ausmachte. 

Ich glaube, Hohes Haus, wenn sich diese 
Entwicklung fortsetzen wird, dann werden 
wir in Bälde - das wird uns j a  schon voraus­
gesagt - ein Volk von Greisen sein. Die 
weitere Folge wird sein, daß unser Volk im 
Aussterben begriffen sein wird. 

Es gibt aber, Hohes. Haus, noch weitere 
Alarmzeichen, die ich ebenfalls nicht über­
sehen möchte. So ist die Zahl der Ehesmlie­
ßungen gegenüber 1964, wo es nom 51.533 
gegeben hat, im Jahr 1969 auf 54.559 zurück­
gegangen. 

Es gibt noch eine Statistik, die Aufsdlluß 
darüber gibt, wie kinderfreundlich wir in 
Osterreich eigentlich sind. 36 Prozent unserer 
Familien leben kinderlos, 28,3 Prozent haben 
ein Kind, 20,3 Prozent der Familien haben 
zwei Kinder, 8,9 Prozent unserer Familien 
haben drei Kinder, 3,1 Prozent haben vier 
Kinder und nur 2,8 Prozent haben fünf und 
mehr Kinder. Ich glaube, auf Grund dieser 
Zahlen können wir feststellen, daß die Kinder­
freundlichkeit in Osterreich nicht sehr groß 
ist. 

Wenn wir die Ursachen hiefür untersuchen, 
dann könnten wir vielleicht leichthin fest­
stellen, daß es eben unbequem ist, Kinder 
zu haben, oder andere Ausflüchte suchen. Ich 
glaube aber, wenn wir in diese Materie tiefer 
eindringen, werden wir feststellen müssen, 
daß die Kosten der Familienerhaltung in Oster­
reich enorm hoch sind. 

Ich verwende hier eine Statistik, die besagt, 
daß die Kosten für Kinder von 0 bis 3 Jahren 
530 S, von 3 bis 6 190, von 6 bis 10 990, von 
10 bis 15 1 140, von 15 bis 19 1 355 und von 
19 bis 28 Jahren 1670 S im Monat betragen. 

Wie hoch ist nun die Abdeckung dieser 
Kosten aus den Mitteln des Familienlasten-

Frau Pollak beendet ihren Artikel mit fol- ausgleichsfonds oder, wie ich früher gesagt 
gender Feststellung: habe, der Familienausgleichskasse, die die 
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Suppan 
Frau Pollak in diesem von mir zitierten Arti­
kel kritisiert hat? 

Bei Kindern von 0 bis 3 Jahren deckt der 
Familienlastenausgleichsfonds die Kosten zu 
50,91 Prozent, von 3 bis 6 Jahren nur mehr 
zu 33,92 Prozent, von 6 bis 10 Jahren nur 
mehr zu 27, 10 Prozent, von 10 bis 15 Jahren 
zu 23,50 Prozent, von 15 bis 19 zu 19,80 Pro­
zent und von 19 bis 28 Jahren nur mehr zu 
16,08 Prozent. 

Ich glaube, das ist ein wesentlicher Grund 
dafür, warum in Osterreich die Familien nicht 
mehr so kinderfreudig sind. 

Ich möchte aber aus der "Nachhilfestunde" 
oder aus der zweiten Regierungserklärung 
des Herrn Bundeskanzlers vom 28. Oktober 
1970 den Herrn Bundeskanzler selbst 
in diesem Zusammenhang zitieren. Der Herr 
Bundeskanzler stellt fest: 

"Es ist eine Illusion, zu glauben, daß mit 
dem Wachstum der Wirtschaft die Armut von 
selbst verschwindet. Am steigenden Wohl­
stand nehmen in erster Linie die im industriel­
len Prozeß Tätigen teil. Zu ihnen gesellen 
sich die in anderen Zweigen der Gesellschaft 
Tätigen. Es besteht nun die Gefahr, daß die 
Kluft zu den Schichten der Bevölkerung, die 
nicht mehr im Arbeitsprozeß stehen, den Älte­
ren, den Arbeitsunfähigen, den Witwen und 
Waisen, immer größer wird. Vor allem dann 
größer wird, wenn der Staat seine Pflicht, 
hier einzugreifen, nicht in entsprechendem 
Maße erkennt." 

Das stellt der Herr Bundeskanzler bei der 
zweiten Regierungserklärung fest. 

Dazu, Hohes Haus, glaube ich, müssen wir 
uns die Frage vorlegen: Ist der Staat dieser 
Verpflichtung nachgekommen? 

Ich möchte keine Preishysterie entfadlen, 
aber ich glaube, wir können sachlich fest­
stellen, daß sich die Preisspirale in Osterreich 
immer weiter dreht. Wir liegen knapp bei 
5 Prozent Preissteigerungen. Unsere Bundes­
regierung ist stolz und sagt: Seien wir froh, 
bei uns in Osterreich sind die Preissteige­
rungen viel kleiner als in der Schweiz. Dazu 
muß wohl festgestellt werden, daß wir der 
Meinung sind, daß die österreichische Bundes­
regierung nicht für die Schweizer Verhältnisse, 
sondern ausschließlich für die österreichischen 
Verhältnisse zuständig ist. (Beifall bei der 
OVP.) 

Der Herr Bundeskanzler hat aber in seiner 
ersten Regierungserklärung noch folgende 
Feststellung getroffen. Ich darf ihn bei dieser 
Gelegenheit an diese Feststellung erinnern. 
Er sagt: 

"Die Bundesregierung wird sich in der Bud­
getpolitik vom Ziel der Förderung des Wirt­
schaftswachstums, einer sozial gerechten Ein­
kommensverteilung, der Erhaltung der Voll­
beschäftigung und der Kaufkraft des Schillings 
leiten lassen." 

Ich muß nun fragen, Hohes Haus: Wo hat 
sich die Bundesregierung von diesen Zielen, 
die Gegenstand der Versprechungen des Herrn 
Bundeskanzlers waren, leiten lassen? Ich habe 
schon gesagt : Die Preisspirale dreht sich wei­
ter. Wir Osterreicher werden von Tag zu Tag 
auf Grund dieser Politik ärmer. 

Hohes Haus! Ich möchte hier noch ein paar 
Daten bekanntgeben, die speziell die Familien 
betreffen. So wurden Kinderschuhe von 1970 
bis 197 1  um 4,42 Prozent teurer; der Preis 
eines Mädchenkleides stieg um 6,58 Prozent; 
der des Gemüsekorbes stieg um 9,29 Prozent; 
Speiseöl um 10,71 Prozent; Kohle - hier hat 
es ja geheißen, es wird nichts passieren -
stieg um 16,29 Prozent und Kartoffeln um 19,67 
Prozent. Wir alle wissen ferner, daß wir un­
mittelbar vor der Erhöhung der Preise der 
Grundnahrungsmittel Milch und Brot stehen. 

Ich muß also noch einmal fragen: Wo bleibt 
die Einhaltung der Versprechungen dieser 
Bundesregierung, die Stabilität der Währung 
zu erhalten? 

Hohes Haus' Am Anfang stehen die Ideen, 
und dann kommen die Taten. Ich sage aus­
drücklich "Ideen", weil ich nun zu dieser Ge­
setzesvorlage einige Gegenüberstellungen 
treffen will. 

Im Wirtschaftsprogramm der Sozialistischen 
Partei, "Leistung, Aufstieg, Sicherheit", be­
schlossen am Parteitag 1968, heißt es: "Schaf­
fung eines Liniennetzes von Schulauto­
bussen als Zubringer für höher organisierte 
Schulen." Vielleicht war das die Grundlage 
des heutigen Initiativantrages. 

In der Regierungserklärung sagt der Herr 
Bundeskanzler folgendes: 

"Zu den dringlichen Maßnahmen zählt fer­
ner die Schaffung eines Gesetzes zur Gewäh­
rung von Studienbeihilfen an Schüler der 
Oberstufen der höheren Schulen nach sozialen 
und leistungsmäßigen Kriterien, wobei die in 
schulfernen Gebieten wohnenden Schüler be­
sonders zu berücksichtigen sein werden." 

Der Herr Bundeskanzler setzt in seiner 
Regierungserklärung zu diesem Thema wie 
folgt fort: 

"Auf dem Gebiete der Familienpolitik wird 
die Bundesregierung bemüht sein, den Fami­
lienlastenausgleich auszubauen. Die Mittel des 
Familienlastenausgleichsfonds werden aus-
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schließlich zum Zwecke der Förderung der 
Familien herangezogen. werden. Auf die Lage 
der jungen Familien bei Gründung eines Haus­
standes wird besonders Rücksicht zu nehmen 
sein. 

Eltern von Kleinkindern und von Kindern, 
denen eine über die Pflichtschule hinausge­
hende schulische Ausbildung gewährt wird, 
sollen besondere Förderungsmaßnahmen zu­
gute kommen." 

In seiner zweiten Regierungserklärung 
weicht der Herr Bundeskanzler allerdings 
schon etwas von seiner ersten Regierungs­
erklärung ab, denn er sagt: 

"Der Familienlastenausgleichsfonds weist, 
wie Ihnen, meine Damen und Herren Abge­
ordneten, der Herr Finanzminister bekannt­
gegeben hat, einen Uberschuß von 1,2 Mil­
liarden Schilling auf. Die Bundesregierung 
widersetzt sich einer zweckentfremdenden Ver­
wendung dieser Mittel, wie das in der Ver­
gangenheit geschehen ist. Sie teilt aber auch 
nicht die Meinung derer, die lediglich eine 
bloße Verteilung der 1,2 Milliarden Schilling 
anstreben, weil die familienpolitischen Auf­

ist ebenfalls der Betrag von 180 Millionen 
Schilling genannt. 

Bei der Beratung des neuen Antrages Metz­
ker, der uns nun im Unterausschuß bezie­
hungsweise im Finanzausschuß überreicht 
wurde, hat der Herr Unterrichtsminister erst­
mals den Betrag von 350 Millionen Schilling 
erwähnt. 

Dieser Gesetzesinitiative sind fünf verschie­
dene Ideen der Regierungspartei vorausge­
gangen. Wenn ich mich auf die Beratungen 
im Unterausschuß beschränken darf, so kann 
ich hier feststellen, daß wir eigentlich nicht 
sehr intensiv beraten haben; wir haben gegen­
seitig Arbeitspapiere ausgetauscht. Das 
Kuriose ist, daß nach einer einstimmigen Be­
schlußfassung am 1 1 .  Jänner 197 1 ,  den Aus­
schuß weiter zu vertagen, es sich der Herr 
Bundeskanzler nicht nehmen ließ, in der 
"Sozialistischen Korrespondenz" festzustellen: 

"Die neuerliche Verzögerung in der Frage 
der kostenlosen Schulbücher und der freien 
Fahrt für Schüler trifft die Eltern, stellte 
Bundeskanzler Dr. Kreisky ... nach der Sitzung 
des Ministerrates fest." 

gaben einen viel weiteren Horizont haben Meine Damen und Herren, die Sie diesem 
und in einer auch für die Zukunft der Fami- Unterausschuß angehört haben: Hier wurden 
lien sinnvollen Art gelöst werden müssen." Sie ebenfalls vom Herrn Bundeskanzler als 

"Verzögerer" gerügt. Das trifft Sie ja genauso, 
In der Zwischenzeit - damit ich bei den weil ja nicht wir damals den Antrag gestellt 

Ideen bleibe - wird die Regierungsvorlage haben, diesen Unterausschuß weiter zu ver­
vom 29. September 1 970, bezeichnet als tagen. 
Schülerbeihilfengesetz, ausgesendet. In dieser 
Regierungsvorlage wird im § 9, "Fahrtbei­
hilfe" , sehr klar umschrieben, wem in Zukunft 
von Staats wegen Fahrtbeihilfe zu gewähren 
ist. 

Ich möchte dazu feststellen, daß ja auch 
schon während der Parteienverhandlungen zur 
Bildung einer neuen Bundesregierung im März 
beziehungsweise im April des Vorjahres die­
ser Gegenstand in Beratung stand. Wie mir 
die Herren, die von uns an dieser Besprechung 
teilgenommen haben, versicherten, hat es dar­
über keine Meinungsverschiedenheit gegeben. 

Interessant ist, daß in den Erläuternden Be­
merkungen zu dieser Regierungsvorlage auf 
der letzten Seite festgestellt wird, daß die 
Ausgaben auf Grund dieses Bundesgesetzes 
ungefähr 185 Millionen Schilling jährlich be­
tragen werden. 

Ich darf sehr offen feststellen: Sie haben 
mit uns ja gar nicht über unseren Vorschlag 
diskutiert, sondern der Herr Vorsitzende hat 
am Ende festgestellt: Ich stelle fest: Bei diesem 
Antrag keine Ubereinstimmung, bei diesem 
Antrag ebenfalls keine Ubereinstimmung, bei 
jenem Antrag mit Mehrheit. - So haben die 
Arbeiten des Unterausschusses in dieser Mate­
rie eigentlich geendet. 

Hohes Haus! Warum lehnt die Fraktion 
der Osterreichischen Volkspartei Ihre Initia­
tive heute ab? 

Wir sind der Meinung, daß die Mittel 
des Familienlastenausgleichsfonds nicht dazu 
da sind, daß die Familien sich selbst finan­
zieren. 

Ihre Vorlage ist nicht ausdiskutiert, Ihre 
Vorlage ist nicht ausgereift. Bedenken Sie, 
welchen Verwaltungsapparat Ihre Vorlage er-

Wir wurden dann vom Antrag 411A der fordern wird. Bedenken Sie, daß es fast nicht 
Abgeordneten Metzker und Genossen über- möglich sein wird, an der 2-km-Zone festzu­
rascht. Dieser Antrag ist ja auf einem Bericht halten. Bedenken Sie, daß Sie vergessen 
der Bundesregierung - einen Tag später aller- haben, die Staatenlosen miteinzubeziehen. Das 
dings - vom 12. November 1 970 aufgebaut. 

I 
sind ebenfalls Menschen, die in Osterreich 

In diesem Antrag, in dem von Schulbeihilfen, ihrer Arbeit nachgehen und nur aus formellen 
Lehrbüchern und Fahrtkosten gesprochen wird, Gründen noch nicht die Staatsbürgerschaft be-
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sitzen. Sie haben diese Menschen in Ihrer 
Vorlage übersehen. 

Wir lehnen diese Vorlage ab, weil sie 
eine Geltungsdauer von nur einem Jahr, näm­
lich für das Schuljahr 1911112, hat. Das ist 
keine Soforthilfe! Ich könnte fast der Meinung 
sein, Sie wollen die Familienpolitik, Sie wol­
len die österreichischen Familien zum Exer­
zierfeld für Ihre Experimente machen. 

Wir lehnen Ihre Vorlage weiter deshalb ab: 
Nach den uns zur Verfügung stehenden 
Unterlagen gibt es in Osterreich derzeit 
1,332.000 Schüler. Nach einer Aufstellung, die 
der Herr Bundesminister für Unterricht nicht 
bestritten hat, gibt es derzeit etwa 
280.000 Tagespendler. Die Kosten für diese 
280.000 Tagespendler würden nach dieser 
Statistik - ich glaube, Herr Minister, diese 
Statistik steht Ihnen ebenfalls zur Verfügung, 
und Sie bestreiten es ja nicht, weil Sie im 
Ausschuß die Summe von 350 Millionen 
Schilling erwähnt haben - etwa 350 Mil­
lionen Schilling betragen, obwohl Sie uns 
vorher immer gesagt haben, 180 Millionen 
Schilling würden ausreichen. 

Wir lehnen dieses Gesetz ab, weil wir der 
Meinung sind, Sie werden mit diesem Gesetz 
eine Subventionierung innerstädtischer Ver­
kehrsbetriebe durchführen, die dann ihrerseits 
wieder zu drastischen Tariferhöhungen greifen 
werden. 

Hohes Haus! Wir lehnen dieses Gesetz ab, 
weil es die Gefahr in sich birgt, daß wir in 
Zukunft aus den Mitteln des Familienlasten­
ausgleichsfonds nie mehr Geldmittel zur Ver­
fügung haben werden, um die Kinderbeihilfen 
zu erhöhen. 

Wir lehnen dieses Gesetz ab, weil Sie zwar 
von den Kleinstkindern sprechen - ich habe 
ja schon den Herrn Bundeskanzler zitiert -, 
weil Sie aber die Kinder von 0 bis 6 Jahren, 
und das sind in Osterreich immerhin 749.896 
Kinder, mit diesem Gesetz von einer Regelung 
ausschließen. 

Hohes Haus! Welche Alternative bieten wir 
Ihnen zu diesem Gesetz? Wir sind der Mei­
nung, die österreichischen Familien sind mün­
dig genug, um zu wissen, wie sie die ihnen 
zur Verfügung gestellten Geldmittel einzu­
setzen haben. (Beifall bei der OVP.) 

Wir schlagen Ihnen die Gewährung der 
15. Kinderbeihilfe im Monat September in der 
Höhe von 400 S vor, weil wir damit alle 
2,012.000 Kinder, die es in Osterreich gibt, 
erfassen können und weil wir damit mit­
helfen könnten, das Los der Familien zu er­
leichtern. 

Hohes Haus I Wir erklären uns bereit, für 
eine rasche Verabschiedung des Schülerbei­
hilfengesetzes zu sorgen. Sie können damit 
rechnen, daß wir dieses Gesetz mit Ihnen 
gemeinsam machen. 

Ich möchte an die Kollegen der Freiheit­
lichen Partei doch das Ersuchen richten, sich 
dieses Gesetz, das wirklich ein Husch-Pfusch­
Gesetz ist, das nur für ein Jahr Gültigkeit 
haben soll, das nur ungefähr 300.000 Kinder 
in Osterreich erfaßt und 1,700.000 Kinder aus­
schließt, noch einmal zu überlegen und viel­
leicht doch unserem Antrag dann die Zustim­
mung zu geben. 

Hohes Haus! Wir bekennen uns nach wie 
vor zu einer konstruktiven Familienpolitik. 
Wir sind der Meinung: Eine gesunde Familie 
ist die Grundlage unserer Gesellschaft, aber 
auch die Grundlage unserer Wirtschaft und die 
Grundlage unseres Staates. Es kann niemals 
Aufgabe des Staates sein, die Menschen noch 
mehr vom Staate abhängig zu machen, son­
dern wir sollen alle zusammenhelfen, damit 
der Staat und seine Organe mehr vermensch­
licht werden. (Beifall bei der OVP.) 

Ich bitte Sie, sich unsere Vorschläge doch 
noch einmal zu überlegen. Ich bitte Sie im 
Interesse der 2,012.000 Kinder, unserer, wie 
es uns scheint, besseren Regelung die Zu­
stimmung zu geben. (Beifall bei deI OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Antrag der Ab­
Und wie ist die Praxis? Die Eltern verdienen geordneten Suppan und Genossen ist genü­

meistens dann am wenigsten, wenn die Kinder gend unterstützt und steht daher mit in Ver-
am kleinsten sind. handlung. 

Wir lehnen dieses Gesetz ab, weil Sie auch 
jene Kinder, die sich in Internaten befinden 
müssen, weil sie weitab von ihrem Wohnort 
eine Schule besuchen, also diese Internat­
schüler ebenfalls nicht berücksidltigen. 

Wir lehnen dieses Gesetz ab, weil Sie die 
Lehrlinge, deren finanzielle Situation bei Gott 
nicht die rosigste ist, ebenfalls nicht mit einbe­
ziehen. Immerhin sind es in Osterreich 128.654 
Lehrlinge. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Finanzminister. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Herr Präsident! Hohes Haus I Es ist gar keine 
Frage, daß das Problem der Stabilität für die 
Bundesregierung das vordringlichste und zu­
gleich das schwierigste ist. Es hat in den 
letzten Monaten eine ganze Fülle von Maß­
nahmen gegeben, bei denen wir leider nicht 
die volle Unterstützung gefunden haben. 
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Ich darf daran erinnern, daß wir etwa den 
Umsatzsteuersatz für Margarine, die unbe­
strittenermaßen bis zum Jahre 196'8 als Grund­
nahrungsmittel gegolten hat, zurückgeführt 
haben auf den dafür vorgesehenen Satz. 
Gerade das ist simerlich eine Maßnahme für 
Familien mit nicht besonders großen Einkom­
men. 

Ich darf daran erinnern, daß es die preis­
dämpfenden Maßnahmen gegeben hat, zu 
denen im Dezember von der aVP-Fraktion 
gesagt wurde, daß keinesfalls mehr eine Zu­
stimmung in dieser Richtung zu erreichen sein 
werde. Also eine extreme Unterstützung die­
ser Bemühungen ist zweifelsohne von Ihnen 
nicht zu erwarten. 

Ich gebe auch gerne zu, daß damit niemand 
besonders geholfen ist, wenngleich man die 
Logik des internationalen Währungs- und 
Preiszusammenhanges nicht übersehen kann, 
wenn man auf internationale Vergleiche ver­
weist. Daher werden wir auch nie eine Fest­
stellung treffen, wie sie von der vergangenen 
Regierung getroffen wurde, als es geheißen 
hat, es ginge uns besser als 95 Prozent der 
Weltbevölkerung - also alle weniger ent­
wickelten Länder mit eingeschlossen I 
(Zwischenrufe bei der OVP. - Präsident Dok­
tor M a l  e t a gibt das Glockenzeichen.) 

Und nun, Hohes Haus, gestatten Sie mir, 
daß ich mich dem konkreten Problem zu­
wende. 

Wir haben in der Regierungserklärung aus­
drücklich festgehalten, daß wir Uberschüsse 
des Familienlastenausgleiches nicht für andere 
Zwecke verwenden werden. Darf ich darauf 
hinweisen, daß genau das in den letzten Jah­
ren geschehen ist, daß nämlich allein in den 
letzten beiden Jahren 1 ,2 Milliarden Schilling 
den Familien auf diese Weise entzogen 
wurden. 

Hohes Hausl Dieser Betrag steht im Jahre 
1971 zur Verfügung. Er wurde teilweise zu 
einer Aufstockung der Familienbeihilfen und 
Geburtenbeihilfen bereits verwendet. Uber 
den verbleibenden Rest gab es unterschied­
liche Auffassungen, wobei, sehr geehrter Herr 
Abgeordneter Suppan, Sie ja selbst oder Her­
ren Ihrer Fraktion, wenn ich mich der Per­
son des Intervenienten nicht mehr richtig er­
innern sollte, die Meinung vertreten haben, 

. daß die Abgeltung der Schülerfahrten von 
Ihnen durchaus begrüßt werde, einzig allein 
die Bedeckung Ihnen nicht mehr gefalle. 

Nun, wenn Sie grundsätzlich dafür sind, 
dann gehen nun alle anderen Ihre Bedenken 
insofern daneben, weil das Problem auf jeden 
Fall da wäre, gleichviel, woher die Bedeckung 
genommen wird. 

Worum geht es beim Familienlasten­
ausgleich? Im glaube, für Sie ist Dr. Wolfgang 
Schmitz ein unverdächtiger Zeuge, den ich 
mit "Der Ausgleich der Familienlasten" zitiere, 
wo es heißt: "Unter dem Begriff ,Familien­
lastenausgleich' versteht das Institut den Aus­
gleich der materiellen Mehrbelastung, die die 
Ernährung, Bekleidung, häusliche Unterbrin­
gung und Erziehung von Kindern verursacht." 
Das heißt nun einmal, daß es unterschiedliche 
Belastungen gibt zwischen Ehepaaren, die kin­
derlos sind, und Ehepaaren, die Kinder in 
einer bestimmten Anzahl haben. 

Aber es geht darüber hinaus ja auch noch 
um einen Ausgleich der Mehrbelastungen, die 
Familien entstehen, die gleich viele Kinder 
haben, ein gleich hohes Einkommen haben 
und dennoch unterschiedliche Belastungen 
hinnehmen müssen. 

Wenn Sie nun auch in letzter Hinsicht einen 
Ausgleich der echten Mehrbelastungen an­
streben, so erreichen Sie dies keineswegs, 
indem Sie generell in gleicher Höhe eine Bei­
hilfe geben, sondern erreichen das nur da­
durch, daß Sie zumindest zu einer solchen 
generellen gleichen Beihilfe die zusätzlichen 
Mehrbelastungen abgelten. 

Daher war unser Vorschlag, diese unter­
schiedlichen Mehrbelastungen unter gleicher 
Kinderzahl und gleichen Einkommen dadurch 
abzugelten, daß jene, die weitere Schulfahrten 
haben, das ebenso abgegolten bekommen wie 
jene, die wenige oder gar keine haben, wobei 
die letztgenannte Gruppe natürlich auch keine 
Abgeltung bekommt. Dasselbe Problem gibt 
es bei den Schulbüchern. 

Hohes Haus! Vom Herrn Abgeordneten Sup­
pan wurde noch eine Reihe von Uberlegungen 
hinsichtlich der Berechnungen angestellt. Hier 
wurde bedauerlicherweise Ungleiches vergli­
chen, etwa der Ministerialentwurf für ein 
Schülerbeihilfengesetz ; er hat sich ja nur auf 
eine bestimmte Anzahl von Schülern bezogen, 
nämlich auf die, die in Bundesschulen unter­
richtet werden und die darüber hinaus an 
ganz bestimmte Kautelen, nämlich an sehr 
strenge Leistungsauswahl und Leistungser­
folge, gebunden sind, sodaß die Berechnungs­
zahlen der Kosten in jenem Ministerialent­
wurf keineswegs mit dem vorliegenden 
Initiativantrag vergleichbar sind, der alle 
Schüler einschließt, also nicht nur die der 
Bundesschulen, und der auch, Herr Abgeord­
neter, die Lehrlinge, sofern sie die Berufs­
schule besuchen, mit einschließt. 

Und nun darf ich noch etwas sagen zu Ihrer 
Meinung, die Kinder von null bis sechs Jahren 
gingen leer aus. Ich darf Sie darauf ver-
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weisen, daß gerade der Familienpolitische Bei­
rat beim Bundeskanzleramt immer wieder 
wegen der in den unterschiedlichen Alters­
stufen in unterschiedlicher Höhe anfallenden 
Kosten eine Differenzierung verlangt und an­
gestrebt hat. Man kann diese Differenzierung 
wiederum auf zweierlei Art erreidlen, indem 
man eine altersmäßige Staffelung vornimmt, 
was verwaltungstechnisdl weitaus komplizier­
ter ist als der in Rede stehende Vorschlag, 
oder indem man die tatsächlidl anfallenden 
Kosten abgibt, weil im Alter von null bis 
sechs Jahren keine Sdlulbücherkosten und 
keine Schulfahrtkosten anfallen. 

Daher meinen wir, daß mit einem solchen 
Vorschlag die Idee des Familienlasten­
ausgleichs, das heißt - um noch einmal 
Schmitz zu zitieren - "der Ausgleich der 
materiellen Mehrbelastung", in einer besseren 
und gerechteren Weise ermöglidlt wird, als 
das bei einer generellen Erhöhung der Fall 
ist, und nehmen für uns in Anspruch, zum 
Unterschied von früher, daß die Mittel dafür 
von uns bereitgestellt wurden. (Beifa ll bei 
der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist die Frau Abgeordnete Maria Metzker. Ich 
erteile es ihr. 

Abgeordnete Maria Metzker (SPO) : Herr 
Präsident! Hohes Haus! Mein Vorredner, der 
Kollege Suppan, hat in sehr drastischen Wor­
ten dargestellt, daß Osterreich im Laufe der 
nächsten Jahre sozusagen ein Land von Grei­
sen wird. Idl glaube, es ist ihm selbst bewußt, 
wie sehr er hier übertrieben hat. Aber es ist 
j a  für seine Sache, und dafür habe ich Ver­
ständnis. 

Ich mödlte eines dazu sagen: Es kommt gar 
nicht so sehr darauf an, wie viele Kinder wir 
in Osterreich haben, es kommt keineswegs 
auf die Quantität an, sondern es kommt auf 
die Qualität an. (Widerspruch bei der OVP.) 
Wir haben seinerzeit vor hundert Jahren in 
Osterreich Familien mit zehn und sechzehn 
Kindern gehabt. Glauben Sie, daß diese Fami­
lien mit zehn und sechzehn Kindern bessere 
und mehr Vorsorge getroffen haben und sich 
mehr um diese Kinder kümmern konnten als 
heute die Familie mit zwei oder drei Kindern? 

Wenn Sie es nodl von einem anderen Ge­
sidltspunkt aus betrachten, nämlidl von der 
Frage der Wirtsdlaftlidlkeit, die Sie in Erwä­
gung ziehen, dann muß idl Ihnen sagen, daß 
es nicht von der Anzahl der Besdläftigten 
abhängt; es kommt lediglich auf die Frage 
der Produktivität an. Hier die Produktivität 
und dort die Qualität. 

Und eines noch, Herr Suppanl Wir haben 
nicht nur Kinder, weil sie uns eine Last sind. 
Dagegen möchte ich mich als Frau und Mutter 
entsprechend wehren. Wir haben Kinder, weil 
sie uns Freude bereiten und nicht nur Lasten. 
(Abg. S u P p a n: Wir sind liebende Väter!) 

Nun zu dem Antrag überhaupt. Hohes Haus l 
Die Frage des Familienlastenausgleiches war 
durch Jahre hindurch der Gegenstand von 
. Auseinandersetzungen hier im Hohen Haus. 
Sie war gewissermaßen das heiße Eisen, das 
immer wieder aufgegriffen wurde. Wir haben 
über das System beraten, über die Mängel 
des derzeitigen Systems. Wir haben über die 
Verteilung der Kosten lange Gespräche ge­
führt, und wir sind über die Finanzierung, 
über die gerechte Finanzierung, die gerechte 
Aufteilung verschiedener Meinung. Aber eines 
können wir doch sagen: daß wir, über jede 
differenzierte Auffassung hinaus, die wir in 
diesem Hause haben, alle der gleichen Mei­
nung sind - und das ist auch in den Worten 
meines Vorredners, des Herrn Kollegen Sup­
pan, zum AusdruCk gekommen -, daß die 
Familien mit Kindern stärker belastet sind 
als jene Bevölkerungskreise, die diese Pflich­
ten nicht auf sich genommen haben, aus wel­
chen Gründen immer. Aber wir sind alle, 
glaube und hoffe ich, überzeugt davon, wir 
sind alle der gleichen Meinung, daß die Fami­
lien, die für diese Leistungen aufkommen, die 
diese Verpflichtungen übernehmen, Verpflich­
tungen, die sie letztlich im Interesse der All­
gemeinheit, der Gesellsc:haft, übernehmen und 
auch erfüllen, deshalb von der Gesellschaft, 
von der Allgemeinheit unterstützt werden 
müssen. 

Wir haben im Dezember des vergangenen 
Jahres auf diesem Gebiet des Familienlasten­
ausgleiches einen weiteren Schritt getan. Wir 
haben gemeinsam - und ich betone das Wort 
"gemeinsam" - eine finanzielle Aufstockung: 
erstens Erhöhung der Familienbeihilfen um 
20 S pro Kind und zweitens Erhöhung der 
Geburtenbeihilfen von 1100 S auf 2000 S, be­
schlossen. Offengeblieben ist - und das hat 
Herr Finanzminister Androsch jetzt bereits 
erwähnt - die Verwendung der restlic:hen 
600 Millionen des voraussichtlichen Uber­
schusses des Jahres 1971. 

Es gibt verschiedene Meinungen dazu, es 
gibt verschiedene Anträge dazu, und Kollege 
Suppan hat vor ein paar Minuten einen Vor­
sdllag dazu geäußert. (Abg. S u P p a n: Schon 
vor einigen Monaten!) Sie haben es vor eini­
gen Monaten schon getan, sicherlich! Es waren 
verschiedene Anträge, es waren verschiedene 
Varianten sozusagen vorrätig, wie wir diesen 
Uberschuß der restlichen 600 Millionen ver­
wenden wollen oder verwenden sollen. 
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Und nun darf ich sagen: Die SPO hat den 
Vorschlag gemacht, der von Ihnen ja im Prin­
zip gar nicht angegriffen wird, diesen Rest für 
Gratisschulbücher und für die Schulfahrtbei­
hilfe zu verwenden. Wir sind bei diesem 
Antrag von der Uberlegung ausgegangen, die 
Herr Finanzminister Androsch ebenfalls schon 
sehr eindeutig ausgeführt hat, daß es eben 
eine unterschiedliche Belastung selbst bei 
Familien mit gleichem Einkommen und mit 
gleicher Kinderzahl gibt. Ein Beispiel dieser 
Unterschiedlichkeit ist eben der Schulweg. Es 
ist ein Unterschied, ob eine Familie das Pech 
hat, daß für den Schulweg ein Verkehrsmittel 
benutzt werden muß, ob sie das Unglück. hat, 
daß zwischen Wohnsitz und Schule ein ver­
hältnismäßig weiter Weg zu bestreiten ist, 
ob es sich um eine arme oder um eine 
reiche Gemeinde handelt, in der diese Familie 
lebt, und ob diese Gemeinde imstande ist oder 
ob sie auch willens ist, für die Familien, die 
schulpflichtige Kinder haben, Schulbücher oder 
Fahrtkostenersatz, zumindest teilweise zu be­
streiten. 

Sie sehen, es hängt von sehr vielen Kompo­
nenten ab, wie die unterschiedliche Lage der 
einzelnen Familien gestaltet ist. Und wir, alle 
Fraktionen hier im Hohen Hause, sind doch 
einer Meinung, daß wir Maßnahmen zur För­
derung der Familie treffen müssen. Nur hin­
sichtlich der Finanzierung haben sich nun 
unsere Wege getrennt. Ich glaube, liebe Kol­
legen von rechts und von links, unsere Mei­
nungen stehen doch gar nicht so weit aus­
einander. Ich glaube, wir müssen nur alle 
miteinander den guten Willen aufbringen, 
auch tatsächlich im innersten Herzen bereit 
zu sein, für unsere Familien etwas zu tun. 

Die OVP lehnt es ab, diese Mittel aus dem 
Familienlastenausgleich gemäß dem Vorschlag 
der SPO für die Schulfahrtbeihilfen zu ver­
wenden. Sie schlägt vor, diese Lasten, diese 
Kosten, aus allgemeinen Budgetmitteln zu 
decken. Nun, ich finde es sehr interessant und, 
wenn Sie wollen, auch ein bißchen pikant, 
daß dieser Vorschlag gerade aus Ihren Reihen, 
aus den Reihen der OVP kommt, wo Sie doch 
zumindest genausogut wissen, daß die Mittel 
des Budgets sehr begrenzt sind und daß wir 
keine Chance haben, solche Beträge aus den 
allgemeinen Budgetmitteln abzuzweigen. 

Aber Sie begründen das mit Ihrer prinzi­
piellen Haltung, mit Ihrer prinzipiellen Uber­
legung. Ich frage mich, liebe Damen und 
Herren, 0 b diese Ihre Haltung heute noch 
gerechtfertigt ist, ob tatsächlich von der Fas­
sung des Gesetzes her gesehen die Mittel 
des Familienlastenausgleiches nur der direk­
ten Förderung, der direkten finanziellen Lei-

stung dienen dürfen und jede Sachleistung 
als "Zweck.entfremdung" zu betrachten ist. Ich 
glaube, diese Ihre Einstellung ist nicht halt­
bar. 

Ein Beispiel: Im Laufe der letzten zwei 
Jahrzehnte, seit wir Leistungen an die Fami­
lien kennen, haben sich diese Beihilfen einem 
grundlegenden Wandel unterzogen, und die 
seinerzeitige Aufgabe des Ausgleichs, wie sie 
die sogenannte Ernährungsbeihilfe darstellte, 
ist heute von diesem Grundgedanken doch 
sehr weit entfernt. Die finanzielle Basis hat 
sich geändert, aber auch die Kreise, die An­
spruch auf die Familienleistungen haben, 
haben sich geändert, und die Familienbeihilfe 
ist im Laufe des letzten Jahrzehnts sicherlich 
ein Zuschuß für die Familien mit Kindern 
schlechthin geworden. 

Ich möchte sagen, das kommt auch sprach­
lich zum Ausdruck. Im Jahre 1948 haben wir 
diese Zuschüsse als Ernährungsbeihilfe be­
zeichnet, eine Ernährungsbeihilfe, die aus Mit­
teln des Budgets geleistet wurde. Eine grund­
legende Änderung ist spätestens am 1. 1. 1955 
eingetreten, als wir von der Kinderbeihilfe 
gesprochen haben und fast alle Familien, fast 
alle Kinder in dieses Kinderbeihilfengesetz 
einbezogen haben. Und letztlich haben Sie 
selbst aus den Kreisen der OVP im Jahre 
1967 dieses Kinderbeihilfengesetz in ein Fami­
lienbeihilfengesetz umgewandelt. 

Denken Sie weiters an die 13. und 14. Bei­
hilfe. Sie wurde doch eindeutig dafür ge­
schaffen, um den Familien in bestimmten Zeit­
abständen auftretende Kosten zu ersetzen oder 
zum Teil abzunehmen. Zum Beispiel im No­
vember die Kosten für die Winterbekleidung 
oder im Sommer für die Ferienaufenthalte 
oder das letzte Viertel für Weihnachten. (Ruf 
bei der OVP: Genau für das wollen wir sie 
jetzt auch!) Lassen Sie mich doch zu Ende 
sprechen, ich bin noch nicht fertig. Ich möchte 
dazu sagen: Die 13. und 14. Beihilfe wurde 
auch für solche Kosten, die den Familien ent­
standen sind, geschaffen. Demnach gleicht eben 
die heutige Kinder- oder Familienbeihilfe gar 
nicht mehr ausschließlich einer Beihilfe zur 
Deckung der Kosten für die Ernährung, son­
dern sie hat sich eben weiterentwickelt; wir 
haben auch die Abdeckung von Kosten anderer 
Art in Erwägung gezogen. 

Oder denken Sie doch an die Geburten­
beihilfe. Die Geburtenbeihilfe hat doch den 
Sinn gehabt, die Babyausstattung oder son­
stige Anschaffungen mitfinanzieren zu helfen. 
(Abg. Dr. G r u b e r: Wir haben ihnen nicht 
die Babyausstattung geliefert, sondern Geld!) 
Wozu haben Sie denn die Geburtenbeihilfe 
geschaffen? (Weitere Zwischenrufe. - Präsi-
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dent Dr. M a l  e t a  gibt das Glockenzeichen.) 
Streiten wir nicht um das Primat. Ich glaube, 
es haben alle mitgewirkt, um das für unsere 
Mütter und unsere Väter durchzusetzen. 
(Zwischenrufe bei der OVP.) Auch für die 
Babyausstattung. (Präsident Dr. M a l e t a  
gibt erneut das Glockenzeichen.) 

Oder die Säuglingsbeihilfe. Die Säuglings­
beihilfe ist eine Geldleistung, die aber, wie 
Sie zugeben müssen, mit anderen Gedanken 
verbunden war. Es waren medizinische und 
gesundheitliche Absichten damit verbunden. 
Wir haben gesagt, das Kind muß jeweils dem 
Arzt vorgestellt werden. Die Säuglingsbeihilfe 
war somit zweckgebunden und hat bestimmte 
Aufgaben - nicht nur materielle - zu erfüllen 
gehabt. 

Oder etwas, was ganz auf Ihre Linie geht: 
Denken Sie an die Mütterbeihilfe, die Mütter­
beihilfe für das zweite und die für das dritte 
Kind. Sie war nicht mehr für das Kind gedacht, 
sie war vielmehr eine Anerkennung für die 
Belastung der Mutter in bescheidenem Rah­
men (Abg. Dr. G r u b e r: Wieder eine Geld­
leistung!), aber jedenfalls eine Anerkennung 
der Leistung der Frau als Mutter und Erzie­
herin ihrer Kinder. Wir haben verschiedene 
Leistungen mit dieser Familienbeihilfe be­
zweckt. (Abg. Dr. G r u b e  r: Und umfunktio­
niert! - Präsident Dr. M a l  e t a  gibt das 
Glockenzeichen.) Ja, das war bisher, und nun 
gehen wir als Sozialisten einen Schritt weiter. 

Wir sind der Meinung, daß wir als nächsten 
Schritt eben gewisse Leistungen im Interesse 
der Familien, wie es zum Beispiel die Fahrt­
leistungen sind, in den Familienlastenaus­
gleich einbauen können. (Erneute Zwischen­
rufe bei der avp.) Ich glaube, Sie sollten 
doch ein bißchen zuhören. 

Präsident Dr. Maleta: Ich bitte, meine Damen 
und Herren, die Zwischenreden etwas einzu­
stellen. 

Abgeordnete Maria Metzker (fortsetzend) : 
Die OVP hat zu den Schulfahrten prinzipiell 
nein gesagt: "weil wir nicht wüßten" - die 
Schulfahrten seien der Anfang -, "wo das 
Ende sei". Ich möchte Ihnen sagen : Sie brau­
chen keine Sorge zu haben, es ist ja keine Ge­
fahr vorhanden. Denn eines muß ich Ihnen doch 
sagen : Jede gesetzliche Maßnahme - und 
das müssen Sie viel besser wissen als ich, 
die erst seit einigen Monaten hier im Hause 
steht -, die in diesem Fall bestimmt wird und 
durchgesetzt werden soll, muß im Parlament 
beschlossen werden, es muß einhellig oder 
mehrheitlich dazu ja oder nein gesagt werden. 
Der Anfang der Verwendung der Mittel dieses 
Familienlastenausgleiches wird hier bestimmt, 
und, liebe Kolleginnen und Kollegen, jeder 

weitere Schritt wird ebenfalls hier bestimmt. 
Sie haben es in der Hand, und das Parlament 
wird es immer in der Hand haben, zu bestim­
men, ob die Beihilfen entweder aufgestockt 
werden oder ob diese Mittel für andere fami­
lienpolitische Maßnahmen verwendet werden 
sollen. 

Im gegenständlichen Fall sind wir eben als 
Sozialisten für die Fahrtbeihilfe, weil sie uns 
als eine gerechtere Leistung erscheint als jede 
finanzielle Leistung. Auch das hat Herr 
Finanzminister Dr. Androsch in seinem Vor­
wort schon ausgeführt. Denn diese Leistung 
kann doch jedes Schulkind in Anspruch neh­
men, das einen längeren Schulweg als 2 km 
hat. (Zwischenrufe bei der OVP.) Jedes Kind 
kann - und vielleicht ist Ihnen das so unan­
genehm -, unabhängig von der Brieftasche 
seiner Eltern, gratis diese Verkehrsmittel be­
nützen. (Abg. S u p p a n: Das stimmt nichtl) 
Ich komme noch darauf zurück. - Das minder­
bemittelte Kind wird trotz des weiten Schul­
weges nicht zu Fuß gehen müssen, wenn der 
Vater das Fahrgeld nicht auslegen kann, und 
es wird für kein Kind im Dorf eine Frage sein, 
ob es zurückbleiben muß, weil es sich die 
Eltern überlegen müssen, ob sie das Fahrgeld 
für drei, vier oder für fünf Jahre auslegen 
können, damit das Kind eine höhere Schule 
oder eine Fachschule besuchen kann. Das wird 
nicht mehr vom Familienbudget seiner Eltern 
abhängig sein. (Beifall bei den Sozialisten.) 

Und noch etwas zur Ihrer Ablehnung der 
Auszahlung der Schulfahrtbeihilfe und der 
Auszahlung der Mittel direkt an die Eltern : 
Es wird von der OVP auch behauptet - ich 
habe es gelesen ; ich habe es sozusagen 
schwarz auf weiß Ihren Mitteilungen ent­
nommen -, daß die Eltern an der Schulfahrl­
beihilfe Ihrer Meinung nach völlig uninteres­
siert sind; die Familien wollen angesichts der 
Preissteigerungen - und das geht auf Ihre 
Linie - nur bares Geld sehen. 

Sie behaupten und Sie sagen: Es geht um 
Ihr Prinzip. Uns geht es auch um das Prinzip. 
Eben aus diesem Grunde bin ich der Meinung, 
daß wir diese Frage nicht so simplifizieren 
können: Mehr Geld - und damit ist das 
Problem gelöstl Wenn wir als Arbeitnehmer 
- und das lassen Sie mich bitte sagen -
immer so gedacht hätten oder jetzt so dächten, 
dann müßten wir doch sagen und hätten uns 
das immer vor Augen halten müssen : Wichtig 
für uns ist doch eigentlich nur, wie hoch 
unsere Löhne sind, wie der Lohn ist (Abg. 
B u r  g e r: Da ist das bare Geld sehr wert­
voW), alles andere ist für uns uninteressant! 
Wir könnten doch auch, wenn wir kurzsichtig 
wären, sagen: Statt einer Krankenversiche­
rung - ein paar Schilling mehr; und statt 
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einer Pensionsversicherung - am Wochen­
ende ein paar Schilling mehr (Abg. L i n s­
b a u  e r: Wie ist das mit dem Internat?); 
statt des Arbeitslosenbeitrages - eben ein 
paar Schilling mehr im Lohnsäckel; und wenn 
du arbeitslos bist, dann schau, wo du bleibst; 
du hast ja entsprechend gut verdient. 

Damit wäre das Problem der sozialen Sicher­
heit sicherlich gelöst worden, aber ich glaube, 
nicht so, wie wir es in Osterreich gewohnt 
sind, denn dann hätten wir alle miteinander 
eben keine soziale Sicherheit mehr. (Abg. 
L a  n d m  a n n: Wir wollen ja Internats­
kostenzuschüsse! - Abg. S k r i t e k: Dann 
müssen Sie dafür stimmen, wenn Sie welche 
wollen!) Lassen Sie mich doch aussprechen I -
Dann hätten wir uns auf die Ebene jener 
Länder begeben - und es gibt einige, die 
manchen so als Traumbild vorschweben -, 
wo es hohe Nominallöhne gibt, aber um einen 
Preis, den wir alle hier in Osterreich nicht 
zahlen wollten. Dagegen sind wir doch, und 
das müssen wir doch ehrlich zugeben, in 
Osterreich gefeit. Es haben doch gerade die 
letzten Monate gezeigt (Abg. Dr. G r u b e  r :  
Wir wollen also keine höheren Nominal­
löhne?) - drehen Sie mir doch nicht das 
Wort im Munde um! (Abg. Dr. G r u b e r: 
Sie haben es gesagtf) -, daß auch die letzten 
Gruppen - und das sind Ihre Gruppen -
in den Verband der sozialen Sicherheit ge­
strebt sind und aufgenommen wurden. (Abg. 
S u p p a n: Was heißt "Ihre Gruppen"?) Ich 
will sehr tolerant sein und darüber nicht 
weiter sprechen. Das hat sehr viel damit zu 
tun. Denn ein ähnliches System, Herr Kollege 
Suppan (Abg. S u p p a n: Was heißt "Ihre 
Gruppen"?), wie wir es von der sozialen 
Sicherheit her kennen, mit einem gewissen 
Solidaritätsprinzip . . . (Abg. S u p p a n: Wer 
ist der große Bauern-Politiker? Der Herr 
Bundeskanzler! - Weitere Zwischenrufe bei 
der OVP. - Präsident Dr. M a l  e t a  gibt 
das Glockenzeichen.) Wir müßten versuchen, 
ein ähnliches Prinzip, ein ähnliches System 
auf dem Bildungssektor aufzubauen. 

Wir sind doch von diesem Zustand gar 
nicht so weit entfernt. Der Anfang ist doch 
gemacht: Sei es die Studienbeihilfe, sei es 
das Schülerbeihilfengesetz oder seien es die 
Maßnahmen des Arbeitsmarktförderungs­
gesetzes. Es sollen alle Voraussetzungen ge­
schaffen werden (Abg. L i  n s b a u  e r: Das 
ist ja nicht durch Ihre Partei beschlossen 
worden!), um die Qualität der Bildung und 
die Qualität der Berufsausbildung zu heben 
und zu verbessern. (Abg. Dr. G r u b e r: Aber 
das Studienbeihilfengesetz kann man nicht aus 
dem Familienausgleichsfonds finanzieren!) 
Aus Mitteln von allen. - Um jedem Kind 

je nach seiner Begabung, unabhängig von 
seiner wirtschaftlichen Situation diese Chance 
zu geben, dazu dient auch die Sdmlfahrt­
beihilfe. 

Ich mömte nom eines sagen, auch wenn 
Sie das niCht sehr freuen wird: Meiner 
Meinung nach ist es lediglich eine graduelle 
Verschiebung, und es kommt eigentliCh nicht 
so sehr darauf an, ob wir, wie Sie es meinen, 
einer Familie einmal im Jahr 200 S geben 
(Abg. L i  n s b  a u e  r: Aber jederl) oder 400 S 
geben oder ob wir monatlich die Beihilfe 
um 20 S aufstocken. Wie immer wir das ver­
teilen - darauf kommt es nicht an. Damit 
wird keineswegs das Bildungsniveau unserer 
Bevölkerung gehoben werdenl (Zustimmung 
bei der SPO.) Aber es wird sehr wohl ver­
ändert werden, wenn wir die Voraussetzung 
schaffen (Abg. S u p p a n: Das heißt, Nicht­
bildungsfähige bekommen keine Beihilfe! 
Bravo zu dem Vorschlag!), daß jeder, unge­
achtet seiner persönlichen Verhältnisse, jene 
Schulen besuchen kann, die seiner Begabung 
entsprechen. 

Und nun eines, was ich Ihnen auch nicht 
ersparen will, das werden Sie mir doch zuge­
stehen: Der frühere Finanzminister, Herr 
Abgeordneter Professor Koren, hat geäußert, 
daß in der Vergangenheit hinsichtlich der 
Familienbeihilfen von Ihrer Seite aus - von 
rechts gesehen - gewisse Dynamisierungen 
in den letzten Jahren Platz gegriffen haben, 
daß eine Anpassung der Beihilfen an die 
Lebenshaltungskosten erfolgt ist und daß Sie 
- Ihre Regierung - die Mittel ausgeschöpft 
haben und sie direkt für die Familien ver­
wendet haben. 

Nun, meine Herren, die Anpassung hat drei 
Jahre auf sich warten lassen. Zuletzt wurde 
am 1. 1. 1968 angepaßt, und zwar von 180 S 
auf 200 S. Es wurde heute schon von den 
Lebenshaltungskosten gesprochen, von den 
"gigantisch steigenden" - oder in diesem 
Sinne - Lebenshaltungskosten. 

Ich möchte Ihnen sagen: In diesen drei 
Jahren - in Ihren drei Jahren - sind die 
Lebenshaltungskosten wesentlich mehr 
gestiegen als nur um die 20 S, um die die 
Kinderbeihilfe erhöht wurde. (Rufe bei 
der t)VP: Und jetzt? - Präsident Dr. M a l  e t a  
gibt das Glockenzeichen.) Das alles zu einem 
Zeitpunkt, wo Sie im Säckel 2,3 Milliarden 
Schilling Uberschuß gehabt haben. - (Abg. 
S t r ö e r: Das ist entscheidend! Damit haben 
Sie die Defizite gedeckt auf Kosten der 
Familien! - Abg. Dr. G r u b e r: Kollegin 
Metzker, war das die einzige Erhöhung?) 
Diese war die einzige I Diese 
Uberschüsse . . . (Abg. K e r n: . . .  bekommen 
in Zukunft die Bundesbahnenl - Weitere 
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Zwischenrufe bei der OVP.) Meine Herren! 
Sie hätten diese Uberschüsse . . . (Anhaltende 
Zwischenrufe bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Also bitte, meine Damen und Herren, 
diese Zwischenreden vom Berg übers Tal hin­
weg zum anderen Berg etwas einzudämmen I 

Abgeordnete Maria Metzker (fortsetzend): 
Ich kann es schon verstehen, daß Sie empfind­
lich sind, aber ich muß Ihnen sagen : Sie haben 
die Beihilfen nur um diese 20 S erhöht, obwohl 
Sie einen Uberschuß von 2,3 Milliarden Schil­
ling gehabt haben. Das heißt, Sie haben diese 
Uberschüsse nicht rechtzeitig verwendet, Sie 
haben diese Uberschüsse nicht verwendet, um 
sie den Familien zu geben, um die Beihilfen 
den Lebenshaltungskosten anzupassen. Es 
wurde nicht, wie mitunter behauptet wird, 
zuviel in den Familienlastenausgleichsfonds 
eingezahlt. Mitnichten, meine Herrenl Es wird 
nicht zuviel eingezahlt, es wird nur zu wenig 
ausgezahlt und zu zögernd ausgezahlt ! (Zu­
stimmung bei der Spo.J 

Es stimmt also nicht, wenn die OVP be­
hauptet, sie hätte immer dafür Sorge getragen, 
daß die Mittel des Familienlastenausgleiches 
ausschließlich und direkt den Familien zugute 
kommen. Sie hat vielmehr wesentliche Be­
träge des Familienlastenausgleiches den Fami­
lien direkt entzogen und ganz andere Löcher 
damit gestopft als jene im Budget der Fami­
lien. Die OVP hat also niemals jenes Prinzip 
verfolgt, das sie nun auf ihre Fahnen schreibt, 
daß eben die Familienbeihilfen immer und 
ausschließlich den Familien zugute kommen 
müssen. 

Es genügt nicht, meine Damen und Herren, 
wenn einzelne von Ihnen sagen und sagten, 
es wäre ein Unrecht geschehen oder er, der 
Betreffende, wäre niemals damit einverstanden 
gewesen. Entscheidend ist doch, daß die OVP­
Regierung so gehandelt hat, daß sie so ent­
schieden hat und daß sie es so beschlossen 
hat. Es ist jetzt nicht an der Zeit, daß Sie, 
meine Herren, nun sozusagen mit Steinen 
werfen. Es wirkt nicht glaubhaft und es wird 
nicht glaubhaft für die Offentlichkeit, wenn 
Sie nun drohend oder mahnend - je nach 
Temperament - den Finger nach links er­
heben und glauben, uns Vorhaltungen machen 
zu können, wie wir die Mittel verwenden 
sollen oder daß wir diese Mittel "zweckent­
fremdet" verwenden wollen. Das können Sie 
der SPO nicht unterstellen. Ich habe schon 
im Dezember von diesem Platz aus gesagt, 
daß die Sozialisten im Gegenteil immer Mittel 
und Wege gefunden haben, in den Rahmen 
der sozialen Sicherheit auch die Familie einzu­
beziehen. Wir haben das in den Wahlver-

sprechen gesagt, und wir werden dieses Wahl­
versprechen einhalten, wir werden auch die 
Regierungserklärung einlösen ; ein Teil ist j a  
bereits geschehen: die 600 Millionen a m  1. Jän­
ner 1971, und nun die 300 Millionen bis 350 
Millionen - sofern Sie uns lassen, sofern Sie 
bereit sind, mitzutun - an Schulfahrtbeihilfe. 

Nun ein kleines Wort, das Sie gesagt haben : 
Von 1 80 Millionen Schilling ist das auf über 
300 Millionen Schilling in unserer Vorstellung 
angestiegen. Ich möchte dazu sagen : Wir haben 
ja auch eine "kleine Veränderung" angebracht, 
eine "kleine Veränderung" unter Anführungs­
zeichen : wir haben doch die Hochschüler ein­
bezogen l Es ist auch nicht so, daß die Berufs­
schüler nicht dabei berücksichtigt sind. Das 
kostet natürlich Geld. 

Uber den Rest, der uns im Familienlasten­
ausgleich verbleibt, werden wir noch befinden 
müssen. Wir haben auf dem Tisch meiner 
Fraktion die Schulbuchaktion liegen. Sie 
wissen alle miteinander, daß die Offentlich­
keit von der Richtigkeit, von der Zweckmäßig­
keit unseres Antrages überzeugt ist. Wir 
haben von draußen, von unseren Wählern, 
aber auch von den anderen ein gutes Echo 
auf unseren Antrag gefunden. 

Ich möchte Ihnen dazu sagen: Wir waren 
auch gerade in den letzten Wochen durch­
aus kompromißbereit, soweit es Ihre Wünsche 
betrifft. Denken Sie doch an den Antrag des 
Kollegen Kernl Wir haben vorbehaltlos ja 
gesagt. 

Auch dem Antrag des Herrn Abgeordneten 
Mussil haben wir letzten Endes zugestimmt, 
obwohl wir doch sagen müssen: Er kostet die 
Familien 100 Millionen Schilling. Und wir 
wollen nicht streiten, wieweit das gerecht ist 
oder nicht gerechtfertigt; wollen wir das in 
diesem Augenblick außer Betracht lassen. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. G r u b e r.) 

Aber ich möchte sagen - und damit komme 
ich zum Schluß -; Wenn die Offentlichkeit 
so positiv zu dieser Frage steht, dann, glaube 
ich, können wir Sie nur einladen, mitzuwirken, 
mitzubestimmen, mitzutun, daß heute die 
Schulfreifahrt für alle Schüler in diesem Hause 
beschlossen wird! (Beifall bei SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Landmann. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Landmann (OVP) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren I Ich komme 
mir heute etwa vor wie so ein unfolgsamer 
Schüler, der irgendwo noch eine Nachsitzung 
zu halten hat. (Zwischenruf bei der SPO.) 
Ich glaube, daß das nicht nur in der Volks­
schule vorkommen soll, sondern auch im Mit-
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telschulbereich, aus dem der Herr Professor 
mir da gegenübersitzt. (Abg. Dr. T u  1 1: Wel­
cher? Es gibt zweil) Das andere ist ein Hoch­
schulprofessor, Herr Dr. Tulll Das ist ein klei­
ner Unterschied ; wenn Sie ihn nicht wissen 
sollten. 

Zum zweiten darf ich sagen, daß ich sehr 
froh bin, daß Kollege Weikhart wieder gesund 
ist, denn da werden natürlich solche Pannen 
wie letzte Woche auf dieser Seite (der Redner 
weist zur SPO) nicht mehr so leicht passieren. 
(Heiterkeit und Beifall bei der OVP. - Ruf 
bei der SPO: Schau nur, daß euch nichts pas­
siertf) Ich glaube, daß nicht nur der "Ersatz" 
in dieser Frage vielleicht nicht allzu aufge­
klärt war, aber beim Kollegen Weikhart sind 
diese Dinge wirklich in besten Händen, und 
so meine ich, daß ich ihm wirklich die besten 
Gesundheitswünsche für die kommenden 
Wochen und Jahre wieder übermitteln darf. 
(Abg. Dr. P i  t t e  r m a n  n: Er bleibt euch er­
halten!) 

Herr Bundesminister! - Oh, er ist nicht da ; 
das ist der falsche. (Der Redner weist auf 
Bundesminis ter für Unterricht und Kunst 
Gratz. - Heiterkeit. - Abg. S e  k a n i  n a, 
auf Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch 
zeigend: Dort oben ist der richtige!) Der Herr 
Bundesminister für Finanzen Androsch hat in 
seiner Beantwortung erklärt, daß die 90 Mil­
lionen Schilling bei der Margarinesteuer an­
läßlich der Umwandlung des Steuersatzes von 
5,5 Prozent auf 1 ,7 Prozent von seiten der 
Regierungspartei als preisdämpfende Maß­
nahme gesetzt worden sind. (Ruf bei der SPO: 
Immer nach links schauen!) Von diesem Ab­
änderungsantrag, den wir von unserer Seite 
dazu gestellt hätten, nach dem wir diese 
90 Millionen Schilling für Familien zur Ver­
fügung stellen sollen, um Molkereiprodukte 
zu verbilligen, wurde natürlich bei dieser Be­
antwortung nichts gesagt. Es war vielleicht 
nur für seinen Kreis interessant, daß diese 
90 Millionen Schilling eingespart werden 
konnten, aber davon, daß der Abänderungs­
antrag dazu von unserer Seite auch dasselbe 
beinhaltet hätte, nur mit dem einen Unter­
schied, daß wir das den Einkommensschwäche­
ren zur Verfügung gestellt hätten, wurde 
nichts gesprochen. (Zwischenruf bei der SPo.) 

Zur Kollegin Metzker darf ich bei dieser 
Gelegenheit ein paar Dinge sagen; als Kavalier 
bin ich da natürlich etwas anders gelagert, als 
daß ich mit scharfen Angriffen aufwarten 
wollte. Sie hat davon gesprochen, daß für die 
Winterbekleidung und bei Schulbeginn den 
Familien natürlich größere Lasten aufgebürdet 
werden. Darum unser Antrag, die 400 S mit 
September auszubezahlen! (Abg. L i  b a I: 
Warum habt ihr das nicht schon früher gesagt?) 

Aber diese 400 S werden von eurer Seite abge­
lehnt. Sie wollen natürlich nur die Sache mit 
den Fahrtkosten machen. 

Dabei bin ich der Auffassung, daß wir uns 
nur in der einen Frage unterscheiden, nämlich 
darin, daß Sie die Fahrtkosten aus dem Fami­
lienlastenausgleich haben wollen und daß wir 
es aus Budgetmitteln finanzieren wollen. Es 
ist doch so, daß der Familienlastenausgleich 
für den gesamten Bereich der Familien zur 
Verfügung steht und nicht für einen kleinen 
Teil, deren Kinder eben die Schule besuchen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Die Frau Kollegin sprach davon, daß "Ihre 
Gruppen" - sie hat so eine Handbewegung 
nach rechts gemacht - in den sozialen Bereich 
einbezogen worden sind. Ich möchte fragen, 
was das für Gruppen sind: Meint sie dabei 
nur die Landwirtschaft, oder was hat sie dabei 
gemeint, als sie von "Gruppen" sprach, die 
in den sozialen Bereich einbezogen werden 
sollen? (Abg. S e  k a n  i n a: Wie habt ihr 
die Gelder verwendet?  Anhaltende 
Zwischenrufe.) Wie ich schon gesagt habe, 
sind wir von der OVP aus nicht gegen die 
Fahrtkosten, sondern wir sind nur gegen die 
Art. Ich würde Ihnen . . .  (Abg. S e  k a n  i n a: 
Entscheidend is t, wie ihr die Gelder verwendet 
habtl) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Also, meine Damen und Herrenl Bitte 
sich wieder etwas zurückzuhalten I (Weitere 
Zwischenrufe.) Ich habe gerade gebeten, sich 
etwas zurückzuhalten. 

Abgeordneter Landmann (fortsetzend) : Ich 
bin der Auffassung, daß die Lösung, die in 
Tirol gefunden worden ist, gut ist. Ich ver­
weise da auf das Schulorganisationsgesetz 
vom 18. Juli 1966. Dort haben die Gemeinden 
für die Fahrtkosten aufzukommen ; 50 Prozent 
dieser Fahrtkosten werden aber dann von 
seiten des Landes an die Gemeinden refun­
diert. Dadurch wurde eine Lösung in dem 
Sinne getroffen, daß sie die Fahrtkosten aus 
öffentlichen Mitteln und nicht aus Mitteln des 
Familienlastenausgleiches refundiert bekom­
men. Ich glaube, daß die Tiroler Lösung auch 
für den Bund nicht die schlechteste wäre. 

Ich bin überhaupt der Auffassung, daß es 
oft gut wäre, wenn man von Wien aus etwas 
mehr nach dem Westen sehen würde, denn 
dort können Lösungen noch so getroffen wer­
den, daß sie wirklich der Familie und der 
Offentlichkeit dienen und nicht dem momen­
tanen politischen Effekt Rechnung tragen. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Mit der ganzen Selbstträgerschaft des Bun­
des ist es nämlich bei dieser Regelung auch 
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so : Wenn die Regelung mit den 400 S zum 
Tragen gekommen wäre, so hätte natür­
lich der Bund, da er ja die 6 Prozent nicht 
direkt in den Familienlastenausgleich bezahlt, 
sondern hier eine direkte Leistung an seine 
Angestellten zu erbringen hat, die 400 S 
selbst ausgeben müssen. 

Ich bin natürlich der Meinung, daß der 
Finanzminister in seinem Bereich alles daran­
gesetzt hat, sich diese 400 S auch auf der 
Ausgabeseite des Bundes zu ersparen. (Abg. 
L i  b a 1: Siehe OVP-Regierungf) Das gleiche 
gilt auch für die Länder und die größeren 
Gemeinden. 

Ich muß dabei nun sagen, daß die 
Lösung, die darin besteht, daß die 400 S nicht 
zur Auszahlung kommen, nach einer groben 
Berechnung den Selbstträgern ungefähr 400 
Millionen Schilling erspart. Man könnte mit 
diesen 400 Millionen Schilling auch die ge­
samten Fahrtkosten finanzieren. Allerdings 
wollen der Bund, die Länder und die größeren 
Gemeinden natürlich nicht allzuviel davon 
wissen, sondern sie - und das gilt besonders 
für den Bund - sind froh darüber, daß die 
Fahrtkosten an jene Kinder, die auf der Seite 
der öffentlich Bediensteten in den Genuß der 
Fahrtenbeihilfe kommen, aus dem großen Topf 
des Familienlastenausgleiches stammen. Denn 
sie ersparen sich nicht nur die Leistungen in 
den Topf beziehungsweise die Erhöhung der 
Kinderbeihilfen, sondern sie bekommen noch 
etwas zurück. Ich bin der Auffassung, daß das 
natürlich für verschiedene Bereiche sehr gut 
sein wird. 

Uber das Vorgehen im Unterausschuß hat 
schon mein Kollege Suppan gesprochen. Ich 
muß hier nur feststellen, daß wir uns zum 
ersten Mal am 30. 1 1 .  getroffen haben und im 
Unterausschuß damals nicht zu einem Ver­
handlungsergebnis kamen. Es wurde lediglich 
dabei festgestellt, daß wir uns getroffen haben, 
die generelle 20 S-Erhöhung durchzuführen. 

Am 1 1 .  1 .  war die Situation um nichts besser. 
Man kam nicht vorwärts, es stand Argument 
gegen Argument. 

Am 1 .  3. hat sich der Vorsitzende, Dr. Tull, 
die Dinge sehr leicht gemacht. Er hat fest­
gestellt, daß es in verschiedenen Bereichen 
keine Annäherung gibt, dies, obwohl er nicht 
versucht hat, noch einmal zu verhandeln, die 
Runde noch zu verlängern, vielleicht noch 
einen Tag anzustückeln, um uns in die Lage 
zu versetzen, noch einen Tag im Unteraus­
schuß zu verhandeln. 

Dann wurde einfach "husch-pfusch" weiter­

Dr. Pittermann, der in den vergangenen Jahren 
immer von der Husch-Pfusch-Methode gespro­
chen hat. Ich glaube, er hat nicht daran ge­
dacht, daß Sie in dem einen Jahr, in dem Sie 
die Regierung stellen, noch viel mehr Husch­
Pfusch-Methoden praktiziert haben. (Beifall 
bei der OVP.) 

Im Finanzausschuß ist uns der letzte Ab­
änderungsantrag um 5 Uhr abends zur Ver­
fügung gestanden, und wir sollten in diesen 
Dingen eine Entscheidung treffen. 

Natürlich hat die ganze Antragschreiberei 
eine gewisse Zeit in Anspruch genommen. Es 
wurde von eurer Seite lang und breitest dar­
über gesprochen, um Zeit zu gewinnen. Aber 
an Arbeit war nicht zu denken. Wir haben 
kollegialerweise, wie wir es gewohnt sind, 
es dann so gemacht, daß wir eine Unter­
brechung beantragt haben, sodaß Sie eben 
Ihren Antrag schreiben konnten. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang 
auch die Feststellung, daß bereits nach der 
ersten Unterausscbußsitzung die Propaganda­
walze der Sozialistischen Partei in den Belang­
sendungen und in der Presse zu laufen be­
gonnen hat. (Abg. S e  k a n  i n a: Woh1durch­
dacht!) 

Bundeskanzler Kreisky hat erklärt, daß es 
die OVP sei, die diese Dinge verhindere, ver­
zögere und was weiß ich noch alles! Von der 
tatsächlichen Methode der Behandlung dieser 
Angelegenheit wurde überhaupt nicht gespro­
chen, es ist vielmehr die Propagandawalze 
der Sozialistischen Partei so, wie wir es bei 
verschiedenen anderen Dingen kennengelernt 
haben, abgelaufen. (Zustimmung bei der OVP. 
- Abg. S e k a n  i n a: Kein einziges Argu­
mentf) 

Wenn dann bei dieser Husch-Pfusch­
Methode alle diese Dinge dazu geführt haben, 
daß Sie ein Gesetz beschließen, das nur mit 
einem Jahr befristet ist, so ist auch das ein 
Beweis dafür, daß man sich in dieser Sache 
über die Zukunft überhaupt keine Gedanken 
macht, ein Beweis dafür, daß man dabei nur 
den momentanen Effekt sieht. Man ist mit 
einem Jahr vollauf zufrieden. 

Ich weiß nicht, wie sich die 2 km-Grenze 
leicht feststellen lassen wird, denn ich 
kann mir nicht vorstellen, daß wir an einen 
Fuß jedes Schülers einen Kilometerzähler mon­
tieren werden, um auch diese Fußgänger in 
den Genuß der Fahrtkosten zu bringen. (Abg. 
L i  b a 1: Denken Sie an Ihr Herz! Sie werden 
ja ganz blau im Gesicht! - Heiterkeit.) 

gemacht. Das ist nicht ein Ausdruck von uns, Dabei ist noch interessant, daß der Finanz­
sondern er stammt von Ihrem Klubobmann minister ermächtigt wird, mit den Repräsen-
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tanten der öffentlichen Verkehrsmittel Ver­
träge abzuschließen. Ich weiß nicht, ob sich 
Verkehrsminister Frühbauer bei dieser Ge­
legenheit eine direkte oder indirekte Preis­
erhöhung aushandeln wird. Viele Anzeichen 
sprechen dafür, daß mit diesen Dingen eine 
Bezuschussung der Bahn, der Post und beson­
ders der innerstädtischen Verkehrsbetriebe 
gefördert wird. 

Ich bin der Auffassung, daß das nicht eine 
Aufgabe des Familienlastenausgleiches ist. 
(Bundesminister F r Ü h b a u  e r  betritt  den 
Saal.) Der Herr Verkehrsminister kommt ge­
rade. Ich muß wiederholen: Ich darf Sie daran 
erinnern, daß es nicht angeht, daß Sie bei 
Aushandlung der Verträge zugleich in einem 
Aufwaschen Fahrpreiserhöhungen herbeifüh­
ren. (Abg. L i  b a 1: Der putscht den Verkehrs­
minister auf! - Heiterkeit.) 

Abschließend darf ich zu dem ganzen Kom­
plex noch einen Antrag einbringen, der eine 
getrennte Abstimmung verlangt. Er wurde 
bereits dem Präsidenten vorgelegt. (Abg. 
H o  r r: Ein Antrag? Ihr wollt auch mitzahlen?) 
Natürlich zahlen wir mit, Kollege Horr - ich 
sage das für den Fall, daß Ihnen das noch nicht 
bekannt ist -, und zwar durch die 6 Prozent. 
Aber es wird bei Ihnen nicht so weit gereicht 
haben, auch das mitzukriegen. (Beifall bei der 
OVP. - Anhaltende Unruhe.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Bitte wieder etwas mehr Ruhe, meine 
Damen und Herrenl 

Abgeordneter Landmann (fortsetzend): Der 
Antrag lautet: 

Die unterfertigten Abgeordneten beantra­
gen, gemäß § 63 Abs. 6 GOG bei Punkt 1 
der Tagesordnung, Bericht und Antrag des 
Finanz- und Budgetausschusses über den 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Familienlastenausgleichsgesetz 1961 abge­
ändert wird (359 der Beilagen), über den 
ersten Teil der Z. 2 (§ 2 Abs. 1) und über 
die Z. 12 des Art. I sowie über den Art. II 
eine getrennte Abstimmung durchzuführen. 

ICh ersuche den Präsidenten, diesen Antrag 
in die Verhandlungen miteinzubeziehen. 

Im übrigen darf ich sagen, daß wir unserer­
seits bereit sind, Fahrtkosten zu realisieren 
(der Redner spricht anhaltend laut), nicht 
aber aus dem FamilienlastenausgleiCh, sondern 
aus dem Budget. (Abg. N e u  h a u  s e r: Ruf­
zeichen!) Fragezeichen bei Ihnen I (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Dem Antrag Land­
mann und Genossen werde ich stattgeben. 

Der nächste am Wort ist der Abgeordnete 
Dr. Broesigke. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Der Weg 
der Novellierung des ' Familienlastenaus­
gleichsgesetzes ist zweifellos ein materiell und 
formell sehr mühsamer Weg gewesen. 

Am Beginn der Herbstsession lagen dem 
Finanz- und Budgetausschuß drei Initiativ­
anträge sowie ein Bericht der Bundesregie­
rung vor. Aus diesen drei Initiativanträgen 
wurde dann das zusammengefaßt, was allen 
gemeinsam war. Auf diese Weise kam noch 
vor Weihnachten jene Novellierung des Fami­
lienlastenausgleichsgesetzes zustande, die im 
wesentlichen eine Erhöhung der Beihilfen um 

20 S brachte. 

Uber die restlichen Anträge wurde weiter 
beraten, und es kam dann als Ergebnis dieser 
Beratungen, wie es in der letzten Sitzung des 
Finanz- und Budgetausschusses erzielt wurde, 
zu einem gemeinsamen Ausschußantrag. 

Und hier ist der Punkt, wo aus dem 
Geschäftsordnungsgesetz, das die reibungslose 
Arbeit des Nationalrates ermöglichen und er­
leichtern soll, eine Plage wird, wenn nämlich 
durch überholte Bestimmungen formelle Hin­
dernisse entstehen, die, wie am vergangenen 
Mittwoch, das ganze Haus zwingen, eine Bera­
tung, die es an sich durchführen will, aus 
formellen Gründen nicht durchzuführen, und 
die formelle Schwierigkeiten aufwerfen, die 
damals zu dieser langen Unterbrechung geführt 
haben. 

Ich glaube, daß gerade dieses Beispiel illu­
striert hat, wie dringend notwendig es ist, die 
erforderlichen Änderungen der Geschäftsord­
nung vorzunehmen. Nur ein Beispiel ist jener 
§ 19, um den es sich bei der irrtümlichen Ab­
stimmung handelte. Ich glaube, daß die dann 
getroffene Lösung durchaus akzeptabel war. 
Ich möchte aber auch bei dieser Gelegenheit 
ausdrücklich sagen: Eines war nach Meinung 
der freiheitlichen Fraktion nicht angängig, 
nämlich die Abstimmung zu wiederholen. Dies 
nicht etwa deshalb, weil es im konkreten Fall 
eine besondere Bedeutung gehabt hätte, son­
dern weil es ein gefährliches Präjudiz dar­
stellt, wenn sich ein Parlament, ohne daß dies 
in der Geschäftsordnung vorgesehen wäre, 
plötzlich daranmacht, eine Abstimmung, die 
aus irgendwelchen Gründen der Mehrheit oder 
vielleicht sogar allen nicht paßt, zu wieder­
holen. 

Diese formelle Hürde wurde also überwun­
den, ich möchte aber noch einmal sagen, daß 
dieses Beispiel zeigt, wie dringend die Erneue­
rung der Geschäftsordnung dieses Hauses ist. 

Und nun zu der Vorlage selbst oder, genauer 
gesagt, zu dem Antrag, den der Finanz- und 
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Budgetausschuß gestellt hat. Er setzt sich aus nicht von den Familienbeihilfen allein ab, son­
drei Teilen zusammen. Ein Teil war von An- dem im wesentlichen von der Zukunftshoff­
fang an einhellig, auch im Unterausschuß, ein nung eines ganzen Volkes und, wenn Sie wol­
Teil stieß auf den Widerstand der sozialisti- len, eines ganzen Kontinents. Es wäre also 
schen Fraktion und ein weiterer Teil auf den falsch, wenn wir glauben würden, daß man 
Widerstand der OVP-Fraktion. durch materielle Förderungen allein bestimm­

Der Antrag Dr. Mussil und Genossen sah 
vor, die seit acht Jahren nidlt aufgewertete 
Mindestbemessungsgrundlage von 3000 bezie­
hungsweise 5000 S auf 5000 beziehungsweise 
7500 S zu erhöhen. Wir haben niemals einen 
Zweifel daran gelassen, daß wir diese Erhö­
hung, die gerade die Kleinstbetriebe entlastet, 
für billig ansehen, und haben daher von 
Anfang an dafür gestimmt. Während es sich 
hier im Finanz- und Budgetausschuß um eine 
Abstimmung von OVP- und unserer Fraktion 
einerseits und SPO-Fraktion andererseits han­
delte, das heißt, dieser Punkt nur mit Mehrheit 
angenommen wurde, war es im Unterrichts­
ausschuß, der am Montag diesen Antrag 
behandelte, einstimmig. 

Ich darf aber doch zu der heute in der 
Debatte geäußerten Meinung wiederholen, daß 
diese Erhöhung gerecht und billig ist. Wir 
dürfen über der Freude an möglichen Leistun­
gen nicht vergessen, daß auf der Bevölkerung 
Osterreichs ein ungeheurer Steuerdruck 
lastet - fast 40 Prozent des Bruttonational­
produkts - und daß man nicht nur nach neuen 
Ausgaben Ausschau halten darf, sondern daß 
man immer wieder überprüfen muß, ob nicht 
Erleichterungen bei den Abgaben notwendig 
und zweckmäßig wären. 

Das Kernproblem des vorliegenden Antra­
ges ist die Frage der Fahrtkosten. Bis zum 
heurigen Jahr war die Frage, was mit den 
Uberschüssen des Familienlastenausgleidls­
fonds zu geschehen habe, kein Problem. Ich 
muß ehrlich sagen, es ist gut und erfreulich, 
daß es ein Problem geworden ist, denn früher 
bestand bekanntlich die Lösung darin, daß die 
Uberschüsse für allgemeine Budgetausgaben 
verwendet wurden. Daher brauchte sich das 
Parlament niemals den Kopf zu zerbrechen, 
was mit diesen Uberschüssen zu geschehen 
hätte. 

Es wurde mit Recht gesagt, daß der Fami­
lienlastenausgleich eine zu bej ahende Einrich­
tung ist. Ich glaube, das bestreitet niemand in 
diesem Hause, und es wäre daher nur eine 
Wiederholung des schon Gesagten, wenn ich 
hier darauf näher eingehen würde. 

Eines möchte ich allerdings sagen: Hüten 
wir uns davor zu glauben, daß die materielle 
Besserstellung der Familien allein das aus­
schlaggebende und der Schlüssel zu allen 
Fragen ist; es gibt noch eine große Zahl ande­
rer Dinge. Die Zahl der Kinder hängt auch 

ten, auch heute aufgezeigten Entwicklungen 
entgegentreten könnte. 

Der Gedanke des Familienlastenausgleichs 
wurde von allen Seiten bejaht, aber auch die 
Vergütung der Fahrtkosten wurde bejaht; 
denn ich habe den Standpunkt der Osterrei­
chischen Volkspartei, wie ich glaube, richtig 
dahin gehend verstanden, daß auch sie dafür 
ist, daß die Familien eine Fahrtkostenver­
gütung erhalten. Es wäre auch unsinnig, wenn 
man hier anderer Auffassung wäre, denn der 
Familienlastenausgleich bedeutet ja nicht nur 
einen Ausgleich zwischen Menschen ohne Kin­
der und den Familien mit Kindern, zwischen 
arm und reich, sondern auch unter Familien, 
von denen die eine so glücklich ist, daß ihre 
Kinder am Schul ort wohnen, während bei der 
anderen eine kürzere oder längere Fahrt zur 
Schule eine Notwendigkeit darstellt. Es ist 
also müßig, wenn wir heute darüber debattie­
ren, daß auf diese Weise nicht alle etwas 
bekommen. Es ist ja das Wesen eines Fami­
lienlastenausgleichs, daß die, die größere 
Lasten tragen, einen Ausgleich für diese Lasten 
erhalten. 

Die Differenz ist sohin im wesentlichen nur 
in der Frage, aus welchen Mitteln die Fahrt­
kostenbeihilfen abzudecken sind. Hier, muß 
ich ehrlich sagen, scheint mir die Meinung : 
Fahrtkostenbeihilfen ja, aber nicht aus dem 
Familienlastenausgleichsfonds, sondern aus 
allgemeinen Budgetmitteln, zu formalistisch, 
denn man kann, wie schon gesagt, nicht 
bestreiten, daß die Fahrtkosten zum Familien­
lastenausgleich gehören. Es ist also nicht etwa 
so, daß man eine zweckfremde Leistung in das 
Gesetz einbaut. Bei den allgemeinen Budget­
mitteln wissen wir sehr genau, daß der Bun­
deshaushalt für 1971 in seinen Ausgaben ohne­
hin Dimensionen aufweist, auf deren besorg­
niserregende Höhe sowohl von Sprechern der 
Osterreichischen Volkspartei als auch von 
unserer Seite wiederholt hingewiesen wurde. 

Ich möchte aber noch einmal auf die Ent­
wicklung des Antrages zurückkommen. Der 
ursprüngliche Antrag der Abgeordneten Maria 
Metzker und Genossen ging schlidlt und ein­
fach dahin, daß für den Zweck der Fahrtkosten 
ein bestimmter Betrag aus den Uberschüssen 
des Familienlastenausgleichsfonds gewidmet 
werde. Nichts von der Art der Durchführung, 
nichts von der Art des Anspruchs. Aus diesem 
Grund hat unsere Fraktion verlangt, daß ein 
Gutachten des Verfassungsdienstes des Bun-
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deskanzleramtes eingeholt werde, weil wir I soll sogar eine Gebietskörperschaft geben, die 
verfassungsmäßige Bedenken hatten. Diese das bereits vorbereitete Gesetz eiligst in der 
Bedenken haben sich durch das Gutachten Sdmblade verschwinden ließ, als sie erfuhr, 
dann vollinhaltlich bestätigt. Wie es in der daß die vorliegende Regelung beabsichtigt sei. 
ursprünglichen Fassung des Antrages gedacht Ich glaube also, daß man erst durch die Erfah­
war, wäre es nicht in verfassungsmäßig ein- rungen sehen wird, was gut ist an dem, was 
wandfreier Form gegangen. wir heute beschließen, und was abänderungs­

Das zweite war dann eine Formulierung, 
die es dem Bundesminister überlassen hätte, 
das Geld im Rahmen der Privatwirtschafts­
verwaltung auszugeben, und nur gewisse 
Richtlinien für die Art der Vergabe aufgezeigt 
hat. Wir sind von Anfang an der Meinung 
gewesen, daß der Bereich der Privatwirt­
schaftsverwaltung oder, wenn Sie wollen, der 
Bereich der Subventionen in Osterreich ohne­
hin allzu kräftig entwickelt ist. Ob in einem 
konkreten Fall das Kind beziehungsweise der 
Bezugsberechtigte Anspruch auf die Fahrt­
kostenvergütung hat, kann doch nicht von dem 
Ermessen irgendeiner Stelle abhängen, son­
dern das muß im Gesetz als Rechtsanspruch 
verankert werden. Dieser Auffassung ist durch 
die spätere Formulierung des Antrages, wie 
sie auch hier im endgültigen Antrag auf­
scheint, Rechnung getragen worden. 

Es ist weiters unserer Meinung Rechnung 
getragen worden, daß man eine Mindestgrenze 
einsetzen müsse, aber auch einen Höchst­
betrag, um schon im Gesetz genaue Festlegung 
oder zumindest eine Richtlinie zu haben. 

Wir sind uns darüber im klaren, daß die 
Durchführung dieses Gesetzes gar nimt so 
einfam seIn wird. Wir wissen darum, daß es 
viele temnische Schwierigkeiten geben wird, 
Auslegungsfragen und dergleichen mehr. Wir 
wissen auch, daß heute noch niemand sagen 
kann, wieviel das ganze im Endergebnis kosten 
wird. Die ursprüngliche Schätzung lag bei 
180 Millionen, die spätere bei 326 Millionen 
Schilling. Erst die Durchführung wird zeigen, 
inwiefern diese Ziffern den Tatsachen ent­
spremen. Es handelt sich also um Neuland, 
das der österreichische Gesetzgeber mit die­
sem Gesetz betritt, und es ist zu erwarten, 
daß erst die Erfahrungen mit der Durchfüh­
rung zeigen werden auf der einen Seite, wie 
die Same finanziell steht, auf der anderen 
Seite, welme praktischen Mängel sich ergeben. 

Aus diesem Grund waren wir der Meinung, 
daß die Wirksamkeit zunämst auf ein J abr zu 
beschränken sei. Nach diesem Jahr werden die 
erforderlichen Erfahrungswerte vorliegen. Man 
wird dann wissen, ob diese gesetzlime Rege­
lung zu verbessern oder ob vielleicht ein ganz 
anderer Weg zu beschreiten ist - wobei ja 
auch noch das Problem des Finanzausgleichs 
zur Diskussion steht, denn es erfolgt hier eine 
Entlastung anderer Gebietskörperschaften. Es 

bedürftig. 

Nach Meinungen der freiheitlichen Fraktion 
wäre es aber falsch, wenn wir sagen würden : 
Deshalb, weil so viele Fragezeichen bei der 
Durchführung bestehen, machen wir es über­
haupt nicht! Ich glaube, das wäre ein falscher 
Weg. Wir werden also diesem Gesetz zustim­
men in dem Bewußtsein, daß es ein Versuch 
ist, der Versuch eines neuen Weges, ein Ver­
such, der gemacht werden soll. (Beifall bei der 
FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Stohs. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Stohs (OVP) : Sehr geehrter 
Herr Präsident! Hohes Haus I Sehr geehrte 
Damen und Herrenl Die vorliegende Gesetzes­
vorlage, die sich mit der Novellierung des 
Familienlastenausgleichsgesetzes befaßt, be­
rührt die österreichischen Familien sehr ent­
scheidend, und die längst fällige Beschluß­
fassung wird von den Familien dringend 
erwartet. 

Gestatten Sie mir, daß ich als Familienvater 
von acht Kindern, der sich seit 1 945 der Fami­
lienpolitik widmet und der am eigenen Leibe 
die Sorgen eines kinderreichen Familienvaters 
verspüren mußte, zu dieser Vorlage Stellung 
nehme. Im gehöre bereits zu dem Kreis, den 
die Kollegin Metzker angezogen hat, der nicht 
für die Qualität der Kinder, sondern für die 
Quantität der Kinder maßgebend sein soll. 
Ich möchte hier feststellen, daß ich mich für 
beides nicht zuständig erachte, weder für Qua­
lität noch für Quantität. Ich bin dem Herrgott 
dankbar, daß er mir diese Familie geschenkt 
hat. Natürlich hat er mir die Sorgen nicht 
abgenommen. Aber eines kann ich der Kolle­
gin Metzker zur Beruhigung sagen: Diese Kin­
der sind bereits so weit, daß ich nicht mehr 
zu dem betroffenen Familienkreis gehöre, son­
dern daß es meine Kinder sind, die um die 
Familienbeihilfe bemüht und besorgt sind. 

Das zu Ihrer Entlastung, wenn Sie glauben, 
daß wir nur für die Quantität zuständig seien, 
wenn wir eine kinderreiche Familie haben. 

Ich stelle fest, daß sich bei der SPO grund­
sätzlich ein Gesinnungswandel hinsichtlich der 
Einstellung zur Familienpolitik vollzogen hat. 
Als ich nämlich im Jahre 1946 in meiner 
Eige:p.smaft als Gewerkschaftsfunktionär bei 
einer Zentralvorstandssitzung angeregt habe, 
unter Berücksichtigung der immer fühlbarer 
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werdenden Teuerung die Kinderzulagen für 
die öffentlich Bediensteten zu erhöhen, bekam 
ich von sozialistischen Kollegen eine Antwort, 
die ich in Anbetracht der Würde des Hohen 
Hauses und in Anbetracht der anwesenden 
Damen hier nicht wiedergeben möchte. 

Seither ist Gott sei Dank eine positive 
Meinungsänderung bei der SPO eingetreten, 
und es wurden in gemeinsamer parlamentari­
scher Arbeit schöne Erfolge für die Familien 
erzielt. Aber jetzt bei diesem wichtigen Geset­
zesbeschluß wollen Sie den Familien nicht den 
gebührenden Anteil aus dem Familienlasten­
ausgleich gewähren, sondern im Widerspruch 
zu den Familienorganisationen und den betrof­
fenen Familien den Bundeskanzler Dr. Kreisky 
unterstützen, der auf Kosten der Familien 
etwas Neues einführen will. 

Nur ein Viertel bis ein Drittel des Unter­
haltes für die Kinder wird durch die Fami­
lienbeihilfen den Familienerhaltern beigestellt. 
Wünschenswert wäre es, daß die Beihilfe die 
Hälfte des Unterhaltes ausmachen würde. Ein 
Fernziel, das es noch zu erreichen gilt. 

Es sei festgestellt, daß also nicht von einem 
Uberschuß des Familienbeihilfenfonds gespro­
chen werden darf, denn zur Erfüllung dieser 
sicherlich berechtigten Forderung wären noch 
weitere 4 Milliarden Schilling erforderlim. 
Gerade auf Grund der Teuerung der Lebens­
haltungskosten des letzten Jahres und insbe­
sondere der letzten Monate und der in näm­
ster Zeit auf uns zukommenden Erhöhung 
der Preise für Grundnahrungsmittel ist eine 
echte Verbesserung der Familienbeihilfen drin­
gend notwendig. 

Wir verwahren uns entschieden gegen die 
Aushöhlung des Familienlastenausgleichs­
fonds, wie sie die Gesetzesvorlage vorsieht. 
Der Familienlastenausgleichsfonds darf nur 
einer familienpolitischen Maßnahme dienen, 
nämlich der Auszahlung von Geburten- und 
Familienbeihilfen. 

Wenn auch aus verfassungsrechtlichen Grün­
den und auf Grund der Forderung der OVP 
die beabsichtigte Beistellung von Schulbüchern 
auf Kosten des Familienlastenausgleichsfonds 
nach langen Uberlegungen von der SPO und 
FPO fallengelassen wurde, so würde die vor­
liegende Gesetzesvorlage immer noch dem 
Gleichheitsgrundsatz der Bundesverfassung 
widersprechen. 

Die Vorlage steht auch in krassem Wider­
spruch zum Artikel 4 Abs. 1 der Europäischen 
Sozialcharta betreffend das Recht der Arbeit­
nehmer auf familiengerechtes Arbeitsentgelt. 
Dieser Artikel wurde seinerzeit vom Europa­
rat als von Osterreich erfüllt angesehen, weil 
der Leistungslohn durch den Zusatz der Fami-

lienbeihilfen als Familieneinkommen im Sinne 
der Charta gewertet wurde. Der Familien­
lastenausgleich darf nicht umfunktioniert 
werden, sondern er muß zumindest in seinem 
realen Wert erhalten bleiben, soll aber ent­
sprechend den Beitragseingängen verbessert 
werden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich allen 
Mitgliedern des Familienpolitischen Beirates 
beim Bundeskanzleramt danken, die sich ein­
stimmig und energisch gegen jeden Versuch 
der Zweckentfremdung zur Wehr gesetzt 
haben. 

Ich verweise auf den einstimmigen Beschluß 
vom 22. Oktober 1 970 - nicht nur die Ver­
treter der drei Familienorganisationen, des 
Osterreichischen Familienbundes, des Katho­
lischen Familienverbandes und der Kinder­
freunde, sondern auch die Vertreter aller drei 
Kammern und des OGB haben zugestimmt. 

Umso verwunderlicher und unverständlich 
ist es, daß die sozialistische Minderheitsregie­
rung den Beschluß des Familienbeirates miß­
achtet und in der Sitzung vom 10.  November 
1970 die Erhöhung der Familienbeihilfen nur 
um 20 S pro Monat und die Erhöhung der 
Geburtenbeihilfe von 1 700 S auf 2000 S 
beschlossen hat. 

600 Millionen Schilling sollten für die Schul­
bücher und Fahrtkosten verwendet werden. 

Der Nationalrat hat am 19. Dezember 1970 
die vorgeschlagene Erhöhung beschlossen, 
damit wenigstens ab 1 .  Jänner 1 97 1  20 S und 
damit der größte Teil der seit 1 .  Jänner 1968 
bis 3 1 .  Dezember 1 970 eingetretenen Teue­
rung abgegolten werden kann. 

Der Osterreichische Familienbund, der 
Katholische Familienverband und der gesamte 
Familienbeirat, der seinerzeit unter der Regie­
rung Dr. Klaus im Interesse der österreichi­
schen Familien gebildet wurde, haben sich 
heftig gegen die Pläne der Bundesregierung 
gewehrt, aber es gab keine Beachtung durch 
Bundeskanzler Dr. Kreisky - ganz im Gegen­
teil, die Reaktion des Herrn Bundeskanzlers 
war die, daß er nun eine andere Zusammen­
setzung des Familienpolitischen Beirates will. 
Die geplante Zusammensetzung richtet sich 
gegen die Interessen der Familienorganisatio­
nen. Der Familienbeirat soll eine politisch will­
fährige Einrichtung der SPO werden. Das ist 
meines Erachtens echte Kreisky-Demokratie I 

Einer Änderung in der Zusammensetzung 
des Familienbeirates könnten wir nur in der 
Weise zustimmen, daß mehr Vertreter der 
Familienorganisationen aus den Bundeslän­
dern, insbesondere aus den Bundesländern, in 
d�nen die kinderreichen Familien wohnen, in 
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den Beirat aufgenommen werden. Aber dar- zurückschreckten, selbst wenn dies für uns 
über werden wir ein anderes Mal sprechen. nicht opportun war. Wir werden es weiter so 

Nun noch einmal konkret zur Gesetzesvor­
lage und ihren Auswirkungen: 

Die Statistik bezüglich der Schüler, die zu 
Fuß oder mit dem Fahrrad zur Schule kommen, 
ist nicht genau; es sind sehr unterschiedliche 
Angaben. Aber in den Angaben des Statisti­
schen Amtes heißt es, daß von den 1 ,2 Mil­
lionen Schülern, die wir haben, 872.000 Kinder 
zu Fuß oder mit dem Fahrrad zur Schule kom­
men, sodaß nur für 328.000 Schüler von 1 ,2 Mil­
lionen Schülern oder von 2,01 2.000 beihilfe­
berechtigten Kindern die Eltern für 1 6,3 Pro­
zent der Kinder in den Bezug von Schul­
fahrtbeihilfen kommen können. (Präsident 
P r o  b s t übernimmt den Vorsitz.) 

Ich stelle fest, daß die OVP nicht gegen 
die Gewährung von Schülerfahrtbeihilfen ist, 
aber wir sind der Meinung, daß diese Bei­
hilfen aus Budgetmitteln aufzubringen sind, 
wie dies in verschiedenen Bundesländern und 
Gemeinden ganz oder teilweise schon jetzt 
der Fall ist. Der Familienbeihilfenfonds darf 
nicht zu diesem Zwecke mißbraucht werden. 

Der von der OVP eingebrachte Antrag 
würde weitestgehend dem Verlangen des 
Familienpolitischen Beirates und den Forde­
rungen der Familienorganisationen entspre­
chen. Er bringt allen Familien einen echten 
Fortschritt, und der Regierung wird die Bud­
getdeckung ermöglicht. 

Ich bitte alle Abgeordneten, die dem Inter­
esse der Familien dienen wollen, dem OVP­
Antrag in Verbindung mit der Gesetzesvor­
lage die Zustimmung zu geben. 

Insbesondere bitte ich die Abgeordneten der 
FPO, sich nicht von der SPO und von Bundes­
kanzler Dr. Kreisky beirren zu lassen und zu 
bedenken, daß einer ihrer sechs Abgeordneten 
als Vorstandsmitglied des Osterreichischen 
Familienbundes nachstehenden Aufruf an die 
österreichischen Familien mitunterzeichnet hat. 
Es heißt in diesem Aufruf:  

"Es ist uns gelungen, in der Offentlichkeit 
Interesse und Verständnis für die Familien­
probleme zu wecken. Wir konnten zum Fort­
schritt der Familienpolitik einen wesentlichen 
Beitrag leisten. Doch die Zeit bringt neue 
Probleme und Aufgaben, ohne daß die alten 
schon bewältigt wären. Auch gilt es, Fehlent­
wicklungen zu verhindern, die das schon 
Errungene wieder zunichte machen könnten. 
Wer die Jahrgänge unserer Zeitschrift zurück­
verfolgt, wird feststellen, daß wir die gerech­
ten Foderungen der Familienerhalter nach 
allen Seiten hin erhoben und vertreten haben, 
daß wir gegenüber jeder Regierung und Volks­
vertretung audl vor scharfen Worten nidtt 

halten." 

Also unterstützen Sie Ihren Kollegen und 
stimmen Sie mit der Osterreichischen Volks­
partei, dann ist allen österreichischen Fami­
lien geholfen, der weit überwiegenden Zahl 
von Familien ohne Fahrschüler und den Fami­
lien mit Fahrschülern. Unsere Familien haben 
sich bewährt und brauchen keine Bevormun­
dung, wie es sich die SPO mit der kosten­
losen Beistellung der Schulbücher und der 
Schulfahrtbeihilfen anstatt der Verbesse­
rung der Beihilfen im Ausmaß von 400 S pro 
Kind und Jahr vorgestellt hat. Wir dürfen 
ihnen die angemessenen Familienbeihilfen 
nicht vorenthalten. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich dem 
Hohen Haus auch eine Presseaussendung des 
Katholischen Familienverbandes Osterreichs 
vom 9. März zur Kenntnis bringen. In dieser 
Presse aussendung heißt es : 

"Sosehr es der Katholische Familienverband 
Osterreichs begrüßt, daß seine langjährige 
Forderung nach Abgeltung der Schülerfahrt­
kosten konkret aufgegriffen wurde, so ent­
schieden lehnt er die von SPO und FPO vor­
gesehene Art und Weise der Realisierung ab. 
Diese Gesetzesnovelle bedeutet nämlich: 

ein Abgehen von der Regierungserklärung 
vom 27. April 1 970, welche auf diesem Gebiet 
vom Bundesminister für Unterricht und Kunst 
in einem bereits begutachteten Entwurf eines 
Schülerbeihilfengesetzes konkretisiert wurde ; 

ein Abgehen von der persönlichen Erklä­
rung des Bundeskanzlers vom 4. Dezember 
1970 vor dem Familienpolitischen Beirat, 
worin dieser feststellte, daß Anliegen, die in 
der Regierungserklärung enthalten wären, 
ausschließlich aus dem Budget und nicht aus 
dem Familienlastenausgleichsfonds abgegolten 
werden müßten; 

den Bruch mit dem bisher gesetzlich vorge­
schriebenen Geldleistungsprinzip und führt das 
Sachleistungsprinzip ein, das den Familien 
zwar keinen zusätzlichen Vorteil bringt, aber 
die Bürokratisierung ins Unabsehbare zu 
erweitern droht. Diese Vorgangsweise steht 
im Gegensatz zu dem einstimmig gefaßten 
Beschluß des Familienpolitischen Beirates, der 
am 22. Oktober 1970 eine direkte Erhöhung 
der Familienbeihilfen nach dem Alter gestaf­
felt als dringende Notwendigkeit festlegte; 

daß die Arbeitnehmer der Privatwirtschaft 
die Fahrtkosten der Kinder der öffentlich 
Bediensteten bezahlen, ohne daß Bund, Länder 

und Gemeinden dem Fonds diese enorme 
Mehrbelastung refundieren; 
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daß der Gedanke des allgemeinen Lasten- Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
ausgleiches durch dieses Ad-hoc-Gesetz in der Herr Bundesminister Gratz. Er hat das 
seiner Substanz schwerstens gefährdet ist ; Wort. 

daß bereits bestehende oder vorbereitete Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Gesetze auf Landesebene zur Abgeltung der Gratz : Herr Präsident! Hohes Haus ! Gestatten 
Schülerfahrtkosten jetzt nicht mehr zum Tra- Sie, daß ich zu einigen in der Debatte aufge-
gen kommen werden. worfenen Fragen kurz Stellung nehme. 

Der Katholische Familienverband stellt 
angesichts der oben geschilderten Umstände 
hiemit öffentlich an den Herrn Bundeskanzler 
Dr. Kreisky insbesondere folgende Fragen: 

Wann und in welchen Etappen wird die 
50prozentige Abdeckung der Kinderkosten, 
wie es der einstimmige Beschluß des Fami­
lienpolitischen Beirates beim Bundeskanzler­
amt vom 24. Februar 1970 vorsieht, durch 
diese Bundesregierung realisiert werden? 

Wollen Sie weiterhin - und auch andere ­
VerspredJ.ungen Ihrer Regierungserklärung 
aus Mitteln des Familienlastenausgleichsfonds 
finanzieren, obwohl Sie im Familienpolitischen 
Beirat am 4. Dezember 1970 das Gegenteil 
erklärt haben? 

Werden Sie auch zukünftig einstimmige 
Beschlüsse des Familienpolitischen Beirates, 
die auf jahrelange Expertenarbeit zurück­
gehen, vom Tisch wischen? 

Werden Sie auch in Zukunft von Uber­
schüssen des FamilienlastenausgleidJ.sfonds 
sprechen, obwohl auch Sie am 4. Dezember 
1970 es für notwendig eradJ.tet haben, daß 
der Familienpolitische Beirat Möglichkeiten 
über Mehreinnahmen des AusgleidJ.sfonds 
erarbeiten soll?" 

IdJ. habe bisher keine Antwort des Herrn 
Bundeskanzlers vernommen und möchte den 
Herrn Bundeskanzler dringend bitten, daß er 
die Gelegenheit wahrnimmt und wenigstens 
heute eine Stellungnahme dazu abgibt. 

Abschließend möchte ich feststellen: Beden­
ken wir, daß in unserer heutigen schwierigen 
Zeit die Eltern viele andere Sorgen haben, 
wo wir als Gesetzgeber nur schwer oder gar 
nicht helfen können. Umso mehr ist es unsere 
Pflicht, den Familien, insbesondere den kinder­
reichen Familien, zu einem immer besser wer­
denden Familienlastenausgleich zu verhelfen 
und damit einen entscheidenden Beitrag für 
die materielle Besserstellung der Familie zu 
leisten. Wir wollen gesunde und glückliche 
Familien zum Wohle unseres Vaterlandes 
OsterreidJ.1 

In diesem Sinne bitte ich Sie, sehr geehrte 
Damen und Herren, dem Antrag der Oster­
reichischen Volkspartei die Zustimmung zu 
geben. (Beiiall bei der OVP.) 

Zuerst möchte ich - und ich glaube, das gilt 
für alle Mitglieder der Bundesregierung -
sagen, die Zitate des Herrn Abgeordneten 
Stohs in der Zeitschrift des OsterreichisdJ.en 
Familienverbandes betreffend, daß diese Bun­
desregierung sehr glücklich ist, daß diese 
scharfen Worte, die der Familienverband 
jahrelang an alle vorigen Bundesregierungen 
gerichtet hat, im Jahre 1971 eine Resonanz 
insofern gefunden haben, als nun die Uber­
schüsse tatsächlich für Familienpolitik zur Ver­
fügung stehen. (Beifall bei der SPO.) 

Ich möchte zweitens zur Frage der Selbst­
trägerschaft folgendes sagen: Ich glaube, daß 
es gut ist, daß im Rahmen des Familienlasten­
ausgleiches die Debatte zwischen einzelnen 
Bevölkerungsgruppen, wer wieviel in den 
Fonds hineinzahlt und wer andererseits wel­
chen Anteil aus dem Fonds wieder heraus­
bekommt, aufgehört hat, weil ich auch der 
Uberzeugung bin, daß das Vorrechnen, wieviel 
einer hineinzahlt und wieviel er herausholt, 
sinnlos ist, wenn man sich zum Prinzip des 
FamilienlastenausgleidJ.s bekennt. Es liegt im 
Prinzip des LastenausgleidJ.s, daß nicht jeder 
und auch nicht jede Gruppe mehr heraus­
holen kann, als er oder diese Gruppe vorher 
hineingezahlt hat. 

Die öffentlich Bediensteten haben, seit es 
das Familienlastenausgleichsgesetz gibt, 3 Pro­
zent ihrer Steuerleistung in den Fonds einge­
zahlt, ohne aus diesem Fonds, jetzt wieder in 
dieser GegenredJ.nung, die Summe herauszu­
bekommen, weil durch die Selbstträgerschaft 
etwa der Bund die Beihilfen als Selbst­
träger auszahlt, obwohl die öffentlich Bedien­
steten 3 Prozent ihrer Steuerleistung als Son­
dersteuer in diesen Fonds einzahlen. 

Ich sage das deswegen als Argument, weil 
ich glaube, daß die Frage der gegenseitigen 
Aufrechnung, wer wieviel in den Fonds ein­
zahlt, letzten Endes zu nichts führt, weil dies 
auch dem System des Lastenausgleiches wider­
spricht. 

Ich möchte aber unter Berufung auf das 
Gesetz auch auf das nächste Argument ein­
gehen. Es ist gesagt worden, daß der Familien­
lastenausgleidJ. nach dem Gesetz nur in der 
Auszahlung von Beihilfen bestehen soll oder 
bestehen darf. 

210 
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Das Familienlastenausgleichsgesetz sagt in 
seinem § 1 seit dem Jahr 1 967 folgendes, es 
beginnt mit folgendem programmatischen 
Sat;z; : 

"Zur Anbahnung eines allgemeinen Fami­
lienlastenausgleiches werden Beihilfen ge­
währt. "  

Das ist der erste Satz. Aus diesem Satz geht 
deutlich hervor, wie sich auch aus den dama­
ligen Debatten entnehmen läßt, daß ein all­
gemeiner Familienlastenausgleich jedenfalls 
- ohne daß es damals präzisiert worden 
wäre - noch aus weiteren Maßnahmen beste-
hen muß und nicht nur aus der Gewährung 

Das ist die familienpolitische Begründung 
dafür, daß diese Maßnahme ein echter Lasten­
ausgleich im Sinne des Familienlastenaus­
gleichsgesetzes ist und, wie wir glauben, ein 
Schritt in der Richtung, die der Gesetzgeber 
im Jahre 1 967 gezeigt hat, daß zur Anbahnung 
eines allgemeinen Familienlastenausgleiches 
Beihilfen gewährt werden, daß aber sicher zu 
einem allgemeinen Familienlastenausgleich 
nicht nur die ziffernmäßig gleiche Auszahlung 
pro Kind gehört, sondern eine Summe von 
Maßnahmen, die die Lasten einander anglei­
chen sollen, von denen diese den ersten Schritt 
darstellt. (Beifall bei der SPO.) 

von Beihilfen. Die Barauszahlung von Bei- Präsident Probst: Als nächster Redner ist 
hilfen wurde somit bereits im Jahre 1967 als der Herr Abgeordnete Melter zum Wort 
der erste Schritt, nämlich als der Schritt einer gemeldet. Er hat das Wort. 
Anbahnung eines allgemeinen Familienlasten­
ausgleiches, empfunden, sodaß es also nicht 
stimmt, meine Damen und Herren, daß der 
Gesetzgeber im Jahre 1961 unter Familien­
lastenausgleich auf der Leistungsseite nur die 
Auszahlung von Barbeträgen verstanden hat. 

Ich möchte nochmals auch in diesem Zusam­
menhang darauf hinweisen, daß meiner An­
sicht nach der Hinweis auf den Gleichheits­
grundsatz gerade bei einer Lastenausgleichs­
maßnahme in jeder Richtung verfehlt ist, weil 
es hier nicht um die formale Gleichheit geht 
- dann wäre bereits die Kinderermäßigung 
bei der Steuer gleichheitswidrig -, sondern 
es geht doch darum, durch einen Lastenaus­
gleich keine formale Gleichheit, sondern eine 
möglichst gleichmäßige Belastung der Familien 
herbeizuführen. 

Abgeordneter MeIler (FPO) : Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe 
mich heute zu Wort gemeldet, um in manchen 
Belangen einen ausgesprochen persönlichen 
Standpunkt zu vertreten. Dies ist auf ver­
schiedene Umstände zurückzuführen, wobei 
ich in den Vordergrund stellen möchte, daß 
seitens der Sozialisten in der Frage des Fami­
lienlastenausgleiches in der vergangenen und 
letztvergangenen Zeit oft sehr unterschied­
liche und zum Teil sogar extrem entgegen­
gesetzte Standpunkte vertreten worden sind. 

Ich möchte demgegenüber hervorheben, daß 
die Vorlage beziehungsweise der Initiativan­
trag der Sozialisten durch die Mitarbeit frei­
heitlicher Abgeordneter und insbesondere des 
Kollegen Dr. Broesigke eine ausdrüCkliche Ver­
besserung und Ergänzung erfahren hat. 

Ich möchte daher wiederholen, warum das Insbesondere wurde doch eine Form gefun-
Gesetz nach Ansicht der Regierung eine den, die sich verfassungsrechtlich vertreten 
Lastenausgleichsmaßnahme ist und warum läßt. Das war früher absolut nicht der Fall. 
man sich daher natürlich, wenn man sich Das hat sich insbesondere bei der vorgesehe­
zum Lastenausgleich bekennt, auch ein- nen Befreiung von den Kosten der Schul­
deutig dazu bekennen muß, daß die Lei- bücher gezeigt. Es ist bedauerlich, daß die 
stung nur für einen Teil der Kinder gewährt SPO und insbesondere die 1400 Sachverstän­
wird. digen des Bundeskanzlers hier nicht von vorn­

Das ist, wie es gesagt wurde, natürlich eine 
der Konsequenzen dieses Gesetzes, weil eben 
unserer Meinung nach ein Lastenausgleich 
auch darin besteht, nicht nur zwischen kinder­
losen und kinderreichen Familien oder Fami­
lien mit Kindern, bei denen der Familienerhal­
ter das gleiche Einkommen besitzt, die Kinder­
kosten durch die Verringerung von Belastun­
gen möglichst einander anzugleichen, sondern 
es ist auch ein Teil des Lastenausgleiches, 
wenn man die verschiedenartige Belastung 
von Familien mit gleich vielen Kindern und 
gleich hohen Einkommen, die durch die Ent­
fernung von der Schule besteht, durch diese 
Maßnahme auszugleichen versucht. 

herein zu einer einwandfreien Lösung gekom­
men sind, die sich auch annähernd gut ver­
walten läßt. 

Für mich persönlich sind die Verbesserun­
gen, die wir Freiheitlichen erzielen konnten, 
leider nicht ausreichend, um meine Zustim­
mung zu dieser Vorlage begründen zu können. 
Im Gegenteil, ich werde eine besondere Be­
stimmung ausdrücklich anfechten. Darauf 
komme ich in meinen Ausführungen noch 
zurück. 

Insbesondere muß ich bedauern, daß die 
finanziellen Leistungen nicht verbessert wor­
den sind, obwohl auch nach Beschlußfassung 
über die Schulfahrtbeihilfen jedenfalls noch 
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ein Mehrertrag im Familienlastenausgleichs­
fonds von rund 300 Millionen Schilling ver­
fügbar ist, ein Betrag, der dafür herangezogen 
werden müßte, um wenigstens zum Teil die 
auch heuer schon wieder eingetretenen Mehr­
kosten für Grundnahrungsmittel durch die 
Familien selbst finanzieren zu können. Dafür 
haben die Bundesregierung und auch die sozia­
listische Fraktion bisher leider kein Verständ­
nis gezeigt. Eine Ursache also, gegen die 
Vorlage zu sein. 

Zum Gesetzentwurf selbst, wie er seitens 
der sozialistischen Fraktion nunmehr vorge­
legt wurde, ist zu sagen, daß er auch in der 
Detailregelung sehr unbefriedigend ist, vor 
allem infolge der vielen unbestimmten Rege­
lungen, die vorgesehen sind, die es ermög­
lichen, daß Mißbrauch getrieben wird, und die 
zweifellos auch zur Folge haben werden, daß 
eine überdurchschnittliche verwaltungsmäßige 
Belastung entsteht, und zwar gerade dort, wo 
wir es nicht wünschen können, nämlich im 
Schulbereich, wo wir jetzt schon von einer 
Uberbelastung der Lehrkräfte, von einer Uber­
belastung der Schulleitungen sprechen müssen 
- eine Tatsache, die niemand abstreiten kann, 
eine Tatsache, die dazu führt, daß die Aus­
bildung unserer Kinder in dieser Richtung 
besonderen Belastungen ausgesetzt wird, das 
heißt, daß sie in manchen Fällen nicht so inten­
siv erfolgen kann, wie es wünschenswert 
wäre. 

Als unbestimmte Regelungen sei etwa der 
sogenannte "regelmäßige Schulbesuch" er­
wähnt. Es ist dies ein neuer Begriff, der nicht 
genauer umschrieben ist und der zu unter­
schiedlichen Auslegungen Anlaß geben wird, 
wobei die einen Kinder etwas bekommen 
können, andere wahrscheinlich nichts bekom­
men werden, sodaß also eine ungleichmäßige 
Belastung zu befürchten ist. 

Es wurde die Mindestgrenze 2 km Schulweg 
vorgesehen. Niemand hält fest, wer die Aus­
messung des Schulweges durchzuführen hat. 
Die Schulleitung hat nur Schulbesuch, Wohn­
ort und Staatsbürgerschaft zu bestätigen, 
nicht jedoch die Entfernung der Wohnung 
von der Schule. Das heißt also, es müßte 
dann praktisch der Beamte beim Finanzamt, 
der die Familienbeihilfenangelegenheiten zu 
bearbeiten hat, ausmessen, wie weit der Weg 
j edes Schülers ist und ob er nun in diese 
Grenze hineinfällt oder ob er anspruchsberech­
tigt ist. 

Ein besonderes Moment ist vielleicht auch 
noch hervorzuheben. Die Sozialisten haben 
immer die Behauptung aufgestellt, daß der 
Familienlastenausgleich aus einem Lohnver­
zicht der Arbeitnehmer finanziert wird, denn 

die 6 Prozent, die jetzt in den Familienlasten­
ausgleich bezahlt werden müssen, führen ja 
dazu, daß die Dienstgeber einen Teil, den sie 
sonst direkt dem Lohnempfänger gewähren 
könnten, in den Lastenausgleich bezahlen. Dies 
trifft jedoch im Gegensatz zu den Ausführun­
gen des Herrn Finanzministers für die Beam­
ten des Bundes, der Länder und der größeren 
Gemeinden eindeutig nicht zu. Das heißt also, 
es wird in Zukunft eine sachliche Begründung 
für den sogenannten Lohnverzicht in diesem 
Bereich der Dienstnehmer jedenfalls nicht 
mehr gegeben werden können. (Abg. Ing. 
H ä u s e I: Wieso?) Damit muß man anneh­
men, daß seitens der Dienstnehmer auf diese 
Argumentation verzichtet worden ist. (Abg. 
Ing. H ä u s e I: Das ist ein Fehlschluß, den 
Sie ziehen!) Das behaupten Sie, Herr Vize­
kanzler, aber Sie haben es nicht begründet. 
(Abg. Ing. H ä u s e I: Im Volkseinkommen 
ist es drinnen!) Ja, im Volkseinkommen. (Abg. 
Ing. H ä u s e r: Im Volkseinkommen, das den 
Arbeitnehmern zugerechnet wird, sind die 
6 Prozent drinnen!) Aber die Arbeitgeber in 
den Gebietskörperschaften leisten diesen 
sechsprozentigen Beitrag nicht, und damit ist 
ihre Behandlung günstiger als die der privaten 
Dienstgeber. Das ist ein Riesenunterschied, 
ob 6 Prozent mehr oder weniger. Das spielt 
eine ganz beachtliche Rolle, und das würde 
bedeuten, daß man aus diesen 6 Prozent der 
öffentlich Bediensteten für den Familienlasten­
ausgleich noch erhebliche Mehreinnahmen er­
schließen könnte, die es ermöglichen würden, 
weitere Leistungsverbesserungen vorzusehen. 
(Abg. Ing. H ä u s e I: Auch aus deI gewerb­
lichen Wirtschaft und deI Landwirtschaft noch 
6 PIozentl) Auch von dort, natürlich. Dagegen 
besteht kein Einwand. Es besteht ja auch eine 
Entschließung des Nationalrates, die vor eini­
gen Jahren gefaßt wurde und die besagt, daß 
die Bundesregierung überprüfen soll, wo die 
Möglichkeiten bestehen, alle Gruppen gleich­
mäßig zu belasten, um den Familienlasten­
ausgleim zu verbessern. (Abg. Ing. H ä u s e I: 
Einverstanden!) Aber diesbezüglich hat weder 
die aVP-Alleinregierung nom die Minder­
heitsregierung der SPO bisher entsprechende 
Uberprüfungsergebnisse bekanntgegeben und 
noch weniger die Konsequenzen daraus ge­
zogen. Herr Vizekanzler, hier liegt also eine 
der Aufgaben, deren Sie sich aus sozialen 
Erwägungen auch annehmen könnten. (Abg. 
Ing. H ä u s e  r: Eile mit Weile!) Ich freue 
mich, daß Sie mir zustimmen. Es kommt selten 
vor. 

Weiter darf im ausführen, daß die Ziel­
setzung des Lastenausgleiches darin gelegen 
ist, die Mehrbelastungen einzelner, die durch 
besonders weite Schulwege erwachsen, auch 
auszugleichen. Ein Standpunkt, den ich ab so-
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lut vertrete, er ist einwandfrei und in Ord- bekämpfen muß, wofür aber seitens der Regie· 
nung. rungspartei keine Vorsorge getroffen wird. 

Der �err Unterrrichtsminister i,st ja dafür 
zuständig, daß unsere Jugend zu vernünftigem 
Denken erzogen wird und imstande ist, 
logische Schlußfolgerungen zu ziehen. Wenn 
man nun den Lastenausgleich in Angriff neh­
men will, muß man dazusehen, daß dort zuerst 
geholfen wird, wo die Belastungen am größ­
ten sind. Das heißt aber, daß man in der 
Höchstgrenze der möglichen Leistungen, um 
Mißbrauch auszuschließen, keine Betrags­
grenze setzen darf. Das war ein Vorschlag, 
der im Finanzausschuß gemacht wurde und 
der meiner Meinung nach wesentlich einge­
hender hätte beraten werden müssen. Denn 
der Mißbrauch sozialer Bestimmungen ist eines 
der größten Ubel, unter denen wir zu leiden 
haben, und ruft auch im Nationalrat immer 
wieder die Sorge hervor, wie man Detail­
regelungen vorsehen kann, um diesen Miß­
brauch auszuschließen. 

Bei dieser Vorlage hat man im Drange der 
Verhandlungen und weil man unbedingt 
schnell damit ins Haus wollte, leider zuwenig 
diskutiert, denn sonst hätte man zweifellos 
zu der Schlußfolgerung kommen müssen, daß 
für jene Eltern die Aufwendungen am größten 
sind, die die größte Entfernung vom Wohnort 
zum Schulort, die besonders schwierige Ver­
kehrsbedingungen zu überwinden oder die 
überhaupt nicht die Möglichkeit haben, ihr 
Kind unter vernünftigen Voraussetzungen zu 
der Schule zu bringen, wo die Ausbildung 
erfolgen soll. Das heißt: Es gibt viele Eltern, 
die ihr Kind in ein Internat geben, weil sie 
ihm den weiten täglichen Schulweg nicht zu­
muten können und oft auch - wegen der be­
kannten Gefährdungen, die bestehen, und 
wegen der bekannten physischen Uberbela­
stungen, denen ein Schulkind bei einem länge­
ren Schulweg zweifellos unterworfen ist -
nicht zumuten wollen. 

Das heißt aber anders ausgedrückt : Man 
hätte bei der Schulfahrtbeihilfe j edenfalls auch 
vorsehen müssen, daß dort, wo in einem ver­
nünftigen Zeit- und Kräfteaufwand der Schul­
weg nicht mehr zumutbar ist, der Internats­
aufenthalt oder ein sonstiger Aufenthalt am 
Schulort zuerst übernommen wird. Das heißt 
weiters, daß durch die Art der Regelung, die 
jetzt erfolgt ist, unter Umständen die Gefahr 
besteht, daß sich manche Eltern aus finanziel­
len Erwägungen veranlaßt sehen, die günsti­
gere Betreuung der Kinder am Schulort auf­
zugeben und den Kindern die tägliche Fahrt 
Schule-Wohnung zuzumuten. Ein Effekt, der 
zweifellos ungünstig sein wird (Abg. DoktOl 
G I  U b e l: Unerwünschtl), ein Effekt, den man 

Nun komme ich zum § 30 b dritter Satz, wo 
die Begrenzung der Schulfahrtbeihilfen mit 
260 S vorgesehen ist. Ich möchte einige Bei­
spiele vorbringen. 

Ein Student aus Bezau, der in Wien die 
Hochschule besucht, kann mit diesem Betrag 
im Monat nicht einmal nach Hause fahren. 
Es ist möglich, daß in der Vereinbarung des 
Finanzministers oder des Unterrichtsministers 
mit dem Verkehrsminister eine Regelung zu­
stande kommt, die es ermöglicht, allen Studen­
ten grundsätzlich die Freifahrt einzuräumen. 
Aber wenn man die Betragsbegrenzung an­
wendet, kann dieser Student aus Vorarlberg 
- es werden aus anderen Bundesgebieten 
wahrscheinlich ähnliche Fälle vorliegen -
nicht einmal im Monat nach Hause fahren. 
Es ist keine Regelung vorgesehen, ob man 
Semester oder zwei Monate zusammenlegen 
kann oder ähnliches, ob man dem Studenten 
aus Linz, der in Wien die Hochschule besucht, 
zubilligt, viermal zu fahren, während der 
andere in zwei Monaten nur einmal fahren 
kann, oder wie das vorgesehen ist. Es findet 
sich nichts in der Vorlage. Man ist also auf 
Auslegungsmöglichkeiten angewiesen, ein 
Umstand, der im Sinne einer rechtsstaatlichen 
Verwaltung zweifellos nicht zu befriedigen 
vermag. 

Es ist aber auch darauf hinzuweisen, daß 
nicht einmal Studenten diese Belastungen be­
sonders hervorrufen, sondern in vielen Be­
reichen Osterreichs gibt es Berggemeinden, 
die keine eigene Hauptschule haben und die 
insbesondere auch keinen Polytechnischen 
Jahrgang führen, wo also die Schüler sehr 
weite Entfernungen zurücklegen müssen, um 
ihrer Schulpflicht nachzukommen. Ich möchte 
einige Beispiele aus Vorarlberg bringen, weil 
mir diese am leichtesten zugänglich waren. 

Hier gibt es zum Beispiel die Gemeinde 
Damüls, deren Schüler bei Besuch des Poly­
technischen Jahrgangs in Schoppernau keine 
Möglichkeit haben, öffentliche Verkehrsmittel 
zu benützen. Es sind drei Schüler, eine Fahrt 
kostet 1 50 S mit dem Pkw oder 1 80 S mit 
dem Kleinbus - pro Tag ! Wie wird das Aus­
langen mit der Regelung gefunden, die Sie 
hier vorgesehen haben? - Es ist unmöglichl 

Die Gemeinde Eichenberg hat 16 Schüler, 
die die Hauptschule in Lochau besuchen. Nach 
einem Einheitstarif, der mit einem Unterneh­
mer vereinbart wurde, trifft einen Schüler pro 
Monat ein Aufwand von 553 S. 

Die Gemeinde Doren hat 1 8  Schüler in der 
Hauptschule in Lingenau, die Fahrtkosten im 
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Sdlulbus betragen pro Monat 213 S, die Ge­
meinde Sulzberg hat 25 Schüler ebenfalls in 
der Hauptschule Lingenau, der Schulbus kostet 
pro Monat 410 S. 

Es ist unzumutbar, daß nun gerade die­
jenigen, die am schwersten belastet sind, vom 
Lastenausgleich relativ am wenigsten bekom­
men. 

Es muß aber auch - und zwar ergänzend 
zu den Ausführungen des Kollegen Landmann, 
der auf Regelungen in Tirol hingewiesen hat, 
wo das Land eine Hälfte und die Gemeinde 
die andere Hälfte bezahlt - erwähnt werden, 
daß auch das Land Vorarlberg eine ähnliche 
Regelung getroffen hat, die vorsieht, daß ein 
gewisser Mindestbetrag von den Schülereltern 
zu bezahlen ist, und zwar wurden als zumutbar 
angesehen 10 S bei einem Schüler, 105 S für 
zwei Schüler, und darüber hinaus nichts mehr. 
Die Mehrkosten werden zu zwei Dritteln vom 
Land und zu einem Drittel von der Wohnort­
gemeinde getragen. Das waren im Jahre 1910 
400.000 S Landesaufwand und 200.000 S Ge­
meindeaufwand. 

Damit hat man also sehr fühlbar geholfen, 
man hat eine überprüfte Regelung an Ort und 
Stelle gehabt, weil j a  die Gemeinden am 
besten die Verhältnisse kennen, und man hat 
damit eine relativ sehr günstige Verwaltung 
durchgeführt. 

Ich will zum Abschluß sagen : Es sind die 
Vorstellungen sowohl der OVP als auch der 
SPO nicht ausgereift. Früher hat die SPO der 
OVP den Vorwurf gemacht, sie würde den 
Familienlastenausgleichsfonds "ausräumen" i 
die OVP ist etwas bescheidener gewesen und 
hat nur gesagt, die SPO wolle ihn " aushöhlen" . 
Nun, beide Seiten haben zweifellos in ge­
wissem Ausmaß recht. Aber sicher ist, daß 
noch sehr viel zum echten Lastenausgleich 
zu tun ist, und meiner Auffassung nach sollte 
sehr eingehend und überlegt und ohne Zeit­
druck verhandelt werden, um eine einwand­
freie Regelung dieses Problems herbeizufüh­
ren. 

Ich persönlich werde nicht gegen die gesamte 
Vorlage sein, aber den einen Punkt, den ich 
erwähnt habe, anfechten. Beim anderen Gesetz 
sage ich mir, es bringt - vorläufig vorüber­
gehend - eine Erleichterung für manche Fami­
lie ; bei weitem nicht für alle, denen man sagt, 
sie würden bessergestellt werden. Das will 
ich tolerieren, obwohl ich schwere Bedenken 
habe. 

Ich bin daran interessiert, daß zu diesen 
von mir aufgeworfenen Fragen sowohl seitens 
des Unterrichtsministers wegen der Schüler­
belastung durch den weiten Schulweg, wegen 
des Internatsaufenthalts Stellung genommen 
wird als auch seitens des Finanzministers zu 
der Anregung, eingehende Verhandlungen für 

Wesentlich schwieriger ist es nach der Vor- eine zweckmäßige Lösung in Aussicht zu neh­
lage, die heute beschlossen werden soll. Wer men. 
überprüft? Wer entscheidet? Welche Rechts­
mittel hat der einzelne? - Alles offene Fragen. 

Ich möchte gerade aus diesem Grund, um 
diese eindeutige Benadlteiligung der schwerst­
belasteten Familien zu beseitigen, den Antrag 
stellen, über den § 30 b dritter Satz getrennt 
abzustimmen. 

Wegen allfälligen Mißbrauches wird man 
sich andere Beschränkungsbestimmungen ein­
fallen lassen müssen. 

Ein weiterer Umstand verdient kritische 
Bemerkung. Es ist der § 30 c Abs. 4. In diesem 
wird vorgesehen, daß erst nach Ende des 
Schuljahres beziehungsweise nach dem Ende 
des Sommersemesters der Antrag auf Kosten­
erstattung gestellt werden kann. Das trifft 
also alle jene Schülereltern, deren Kinder 
keine öffentlichen Verkehrsmittel benützen 
können, bei welchen Pauschalvereinbarungen 
möglich sind ; es sind also gerade jene Eltern, 
die zum überwiegenden Teil die höchsten Be­
lastungen zu tragen haben. Denen muten Sie 
zu, daß sie selbst vorausfinanzieren. Das ist 
eine Einstellung, die ich persönlich nicht gut­
heißen kann, die ich als ungerecht und nicht 
in Ordnung beurteile. 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Hietl. Er hat das Wort. 

Abgeordneter HieU (OVP) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! Als 
Ausklang der Herbstsession steht heute eine 
Abänderung des Familienlastenausgleiches zur 
Debatte, in der sich wieder einmal zeigen wird, 
wie man Vorlagen, ohne sie entsprechend 
zu prüfen, durchpeitschen will und dabei die 
größten Ungerechtigkeiten, wobei unsere Kin­
der die Leidtragenden sind, zu Gesetz macht. 

Herr Kollege Melter hat seine persönlichen 
Standpunkte hier dargelegt. Ich gratuliere zur 
Konsequenz. Wenn die Frau Abgeordnete 
Metzker erklärt hat, wir hätten verschiedene 
Auffassungen über die gerechte Aufteilung, 
dann stimmt dies wohl. Ich werde in meinen 
Ausführungen auf die unterschiedlichen Schul­
wege, auf arme und reiche Gemeinden und 
vor allem auf den teilweisen Ersatz zurü<k­
kommen. 

Mit S<hlagworten glaubte man, wie so oft, 
auch beim Familienlastenausgleich zu Felde 
ziehen und den Wählern vormachen zu 
können, wie sehr man um sie bemüht sei und 
was der Staat nicht alles für j eden Staats-
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bürger, im konkreten Falle für die Familien 
zu tun bereit sei. 

Schulbücher gratis ! Keine Kosten für 
Schülerfahrten! - so lautete der Slogan des 
Herrn Bundeskanzlers Kreisky. 

Bei näherer Betrachtung der Materie stellt 
sich aber heraus, daß die Familien, in dem 
guten Glauben, eine echte Unterstützung zu 
erhalten, sich im Irrtum befinden, indem man 
aus einer Hand nimmt, was man der anderen 
gibt. Aus den vorhandenen Mitteln des Fami­
lienlastenausgleiches wäre nämlich ohnewei­
ters eine Erhöhung der Kinderbeihilfe um 
monatlich 50 S pro Kind möglich gewesen 
(Abg. lng. H ä u s e  r: Was habt denn ihr 
zwei Jahre lang getan?), doch davon wollte 
man, Herr Vizekanzler, in sozialistischen Krei­
sen nichts wissen. Man beschritt aber den fürs 
erste propagandistisch wirkenden Weg, von 
einer vollen Schülerfreifahrt zu sprechen. 
(Zwischenrufe bei der SPO.) Wie schaut nun 
die Tatsache wirklich aus, meine Herren Kol­
legen von der Sozialistischen Partei? (Weitere 
Zwischenrufe bei der SPO.) 

Für Kinder aus dem städtischen Bereich 
wird es zweifellos keine Schwierigkeiten 
geben, auch weiter als die Untergrenze, als 
2 km in die nächstgelegene Schule zu fahren. 
Straßenbahnen und Autobuslinien stehen ja 
hier genügend zur Verfügung, und die oberste 
Grenze des zu gewährenden Betrages von 
260 S für jeden Schüler beziehungsweise für 
jede Schülerin wird wohl kaum erreicht wer­
den. (Ständige Zwischenrufe bei der SPO.) Ich 
will ja hier nicht unterstellen, Herr Kollege, 
daß vielleicht gar die roten Städte daran den­
ken, die Tarife für Straßenbahnen und Auto­
buslinien zu erhöhen, weil es ja ohnehin der 
väterliche Staat bezahlt. Ubrigens, meine 
Damen und Herren von der Linken, Preis­
erhöhungen gibt es ja bei der Minderheits­
regierung nur im unbedingt notwendigen 
Maße. Da die Städte zum überwiegenden Teil 
rot geführt werden, ist dies wohl nicht anzu­
nehmen. Oder - ich werde hier doch nicht 
irren, meine Herren von der Linken? 

Wie sieht aber die Fahrgelegenheit für 
unsere Kinder auf dem Lande aus? Hier ergibt 
sich ein ganz anderes Bildl Sehr weit ver­
zweigte Schulsprengel, über Berg und Tal 
führend, ergeben sehr oft, daß die Kinder 
einen 3, 4 und mehr Kilometer langen Fußweg 
zurücklegen müssen (Zwischenruf des Abg. 
L u  k a s), um überhaupt einmal zu einer Straße 
zu kommen, Herr Abgeordneter Lukas, und 
nicht einmal dort immer die Möglichkeit 
haben, öffentliche Verkehrsmittel in Anspruch 
nehmen zu können, weil eben keine vorhan­
den sind. 

Was nützt also hier, meine Damen und 
Herren, ein Fahrtkostenbeitrag, wenn diese 
Familien nicht in den Genuß kommen können? 
Man sorgt also vorsätzlich dafür, daß wieder 
einmal mit zweierlei Maß gemessen wird. Es 
muß doch auf dem ländlichen Dorfe als unvor­
stellbar erscheinen, wenn der eine Familien­
vater - und hier, meine Sozialisten, passen 
Sie gut auf -, weil er bei Fehlen einer öffent­
lichen Verkehrslinie erstens in der glück­
lichen Lage ist, ein Fahrzeug zu besitzen, und 
zweitens auch die nötige Zeit hat, sein Kind 
zur Schule zu bringen, die Fahrtentschädigung 
des Staates erhält, während der liebe Nachbar, 
weil er nicht in der wirtschaftlichen Lage ist, 
sich ein Fahrzeug anzuschaffen, und seine 
Kinder zu Fuß oder per Fahrrad den täglichen 
Schulweg zurücklegen müssen, einfach keinen 
Beitrag erhält. Wo ist der soziale Ausgleich 
der vielgerühmten Sozialistischen Partei, 
meine Damen und Herren? (Abg. P a n  s i: 
Was haben denn Sie getan? - Abg. S e  k a­
n i  n a: Was habt ihr vier Jahre mit dem Geld 
getan? - Abg. Dr. G r u b e r: Erhöht haben 
wir die Familienbeihille!) Man will doch an­
geblich von Klassenkampf nichts mehr wissen, 
Herr Abgeordneter Pansi. Ist solch ein Hinweis 
vielleicht gar eine Unterstellung? Unterstützt 
man so den finanziell Schwächeren? Ich glaube, 
hier ist wohl etwas fehl in der Einstellung, 
Herr Abgeordneterl (Anhaltende Zwischen­
rufe bei SPO und OVP.) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen ge­
bend) : Bitte um mehr Aufmerksamkeitl 

Abgeordneter HieU (fortsetzend) : Eine nicht 
ungefährliche Situation könnte eintreten. 
Unter vielen Opfern der Landgemeinden, Herr 
Abgeordneter Sekanina, wurden Schulen er­
richtet und eingerichtet. (Rufe bei der SPO: 
Wo? - Weitere anhaltende Zwischenrufe.) 
Infolge von mangelnden Verkehrsverhält­
nissen auch ab und zu für niedrige Schülerzah­
len erbaut, um den Familien Kosten für weite 
Fahrten zu ersparen, kann nun der Fall ein­
treten, daß Kinder in weiter entfernt liegende 
Schulen gesandt werden, weil es Fahrtbeihil­
fen gibt, und die nähergelegene Schule bringt 
die nötige Schülerzahl nicht mehr auf! Wo 
ist hier die oft zitierte Planwirtschaft? (Abg. 
Dr. T u  1 1: Planwirtschaft! Um Gottes willen!) 

Besonders betroffen sind ja j ene Familien, 
die mangels Fahrtmöglichkeiten ihre Kin­
der in Heime unterbringen müssen - und 
davon wurde von Ihnen bis jetzt nichts ge­
sprochen - und dafür monatlich 800 bis 1000 S 
zu berappen haben. Für diese Kinder ist über­
haupt kein Ersatz vorgesehen, obwohl diese 
doch als die ärmsten Kinder anzusehen sind, 
da monatelang verschneite Wege und dadurch 
unzumutbare Wegverhältnisse es ihnen un-
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möglich machen, vom Elternhaus aus die 
Schule zu besuchen. Sind diese Kinder 
dadurch schon im Nachteil, daß sie ohne elter­
liche Fürsorge den Unterricht besuchen 
müssen, werden nun auch die Eltern dafür 
bestraft, indem sie für die hohen Heimkosten, 
die oft unter Einschränkung aller anderen 
Ausgaben aufgebracht werden müssen, keine 
Beihilfen erhalten. Hier trifft es doch in erster 
Linie wieder die Familien der ländlichen Berg­
gebiete und der Streusiedlungen. Ich glaube 
ganz gern, daß Ihnen dies nicht sehr angenehm 
ist, aber dies muß unbedingt hier aufgezeigt 
werden. 

Soll dies der vielversprochene Ausgleich 
des Bildungsgefälles von der Stadt zum Land 
sein? Ja haben denn unsere Landkinder, meine 
Damen und Herren, nicht dieselbe Berechti­
gung, eine gediegene Ausbildung zu erhalten, 
wie die Kinder der Stadt? Es drängt sich 
unwillkürlich die Frage auf: Kann solch ein 
Vorschlag tatsächlich von einer Partei kom­
men, die vorgibt, eine soziale Partei zu sein, 
eine Garantie für den kleinen Mann? 
(Zwischenrufe bei der SPO.) Wird diese Mei­
nung bei näherer Betrachtung nicht dieser 
Partei zum Bumerang? (Zustimmung bei der 
OVP. - Abg. F a  c h 1 e u t n e  r: Ausräumer­
partei!) 

So betrachtet muß man dem ganzen Katalog 
der Fahrtenbeihilfe, denn von einem Fahrt­
kostenersatz kann doch nicht die Rede sein, 
ablehnend gegenüberstehen, weil er nicht allen 
Wünschen der Bevölkerung entspricht, son­
dern wieder Privilegien für einen Teil sch.afft, 
Privilegien, die bei Ihnen so verpönt sind. 

Eine generelle Kinderbeihilfenerhöhung, wie 
es der Familienlastenausglekb echt vorsieht, 
ist eben einmal die gerechtere Verteilung der 
Mittel und gibt außerdem den Eltern das 
Recht, selbst über diese Mittel zu verfügen 
und diese nach ihren Möglichkeiten zu ver­
wenden. (Zustimmung bei der OVP.) 

Als ländlicher Abgeordneter würde im es 
begrüßen, wenn unseren Familien zur Aus­
bildung ihrer Kinder eine echte Unterstützung 
aus Mitteln des Budgets zukäme, aber doch 
nicht so, daß ich zuerst nehme, was ich dann 
gebe, und noch dazu dieses Geben unter völlig 
ungleichen Voraussetzungen, ja hinter direk­
tem Zurückstellen des ländlichen Raumes er­
folgt. 

Haben denn die Landkinder nicht auch das 
Recht, eine gediegene Ausbildung zu erhalten? 
Ein Rückblick in die Geschichte zeigt, daß 
viele große Staatsmänner, Pädagogen und son­
stige Persönlichkeiten dem ländlichen Raum 
entstammen und · somit den Beweis erbracht 
haben, daß viele Talente in unseren Dörfern 

vorhanden sind, denen man nur auf breiterer 
Basis die Gelegenheit bieten muß, eine Aus­
bildung zu erhalten. 

Darf ich ein Wort zu den Wirtschaftstreiben­
den in der Sozialistischen Partei sagen? Zu­
letzt wurde mit Bundesgesetz vom 23. Oktober 
1963 für die Bemessung des Dienstgeberbei­
trages die Freigrenze von 3000 S auf 5000 S 
und der Freibetrag von 2000 S auf 3000 S 
erhöht. Das war vor mehr als sieben Jahren. 
Um den kleinen Wirtschaftstreibenden die Ab­
rechnung und die Beitragslast zu erleichtern, 
haben unsere Abgeordneten Dr. Mussil und 
Genossen einen nunmehr in die Vorlage ein­
gearbeiteten Antrag auf Erhöhung der Frei­
grenze von 5000 S auf 7500 S und des Frei­
betrages von 3000 S auf 5000 S eingebracht. 
Obwohl nun der sozialistische Freie Wirt­
schaftsverband im "Zielprogramm für die ge­
werbliche Wirtschaft" - nachzulesen auf 
Seite 31 - verlangte : "Eine Erhöhung der 
Freigrenzen für die Berechnung des 6prozen­
tigen Beitrages zum Familienlastenausgleichs­
fonds ist vordringlich", haben im Gegensatz 
dazu die Sozialisten im Finanzausschuß diesem 
Antrag keine Zustimmung gegeben. Erst nach­
dem sich zeigte, daß die Freiheitlichen diesem 
Antrag beitreten, haben die Sozialisten ihre 
Liebe zu den kleinen Wirtschaftstreibenden 
entdeckt und vorgestern - vorgestern erst ! ,  
meine Damen und Herren - im Unterrichts­
ausschuß dieser Erhöhung zugestimmt. Wir 
sind sicher, daß die kleinen Wirtschaftstrei­
benden eine solcherart erwiesene Liebe der 
Sozialistischen Partei sicherlich bei der näch­
sten Wahl rimtig zu würdigen wissen werden. 

Es ist absch.ließend zu wünschen, daa m der 
Minderheitsregierungspartei wie bei der klei­
nen Opposition doch auch noch einmal der 
Gedanke erwacht, eine Politik für alle Oster­
reicher zu machen, so wie wir es von der Zeit 
der OVP-Alleinregierung gewohnt sind, wo 
solche krasse Bevölkerungsunterschiede 
(ironische Heiterkeit bei der SPO) nicnt ge­
macht wurden, sondern vor allem für den 
finanziell Schwächeren ein sozialer Ausgleich 
geschaffen wurde. Dies, meine Damen und 
Herren von der Sozialistischen Partei und 
besonders Sie, meine Herren von der Frei­
heitlichen Partei, überdenken Sie doch, bevor 
wir über diesen Katalog zur Abstimmung 
schreiten! (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Jungwirth. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Jungwirth (SPU) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Sehr verehrte Damenl 
Meine Herren! Die Sorge um Mutter und Kind 
war schon immer eine Herzensangelegenheit 
von uns Sozialisten. Familienpolitik muß der 
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Ausfluß eines überlegten Konzeptes sein und 
hat sich nach dem Gesichtspunkt der Gerech­
tigkeit und Zweckmäßigkeit zu entfalten. Da­
her sind wir für eine sinnvolle Schwerpunkt­
bildung, und dies trifft j a  letzten Endes gerade 
für den Antrag der Frau Abgeordneten Metz­
ker zu. Hier wird ein erster Schritt zu einem 
gezielten Abbau von familiären Leistungsbe­
hinderungen gemarnt. Jeder österreichismen 
Familie muß es möglich gemamt werden, 
jedem Kind den optimalen Start fürs Leben 
zu geben sowie die Möglichkeiten zu schaffen 
(andauernde Unruhe), die die Entfaltung der 
Begabung erlauben . . .  

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend): Im bitte, die Gespräche zwischen 
den Bänken einzustellen! 

Abgeordneter Jungwirth (fortsetzend) : 
. . .  wo immer es aufwächst. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Im darf vielleicht kurz aus der Zeitschrift 
"familie" des Osterreichischen Familienbundes 
zitieren. Darin wird festgestellt, daß sich der 
Familienbund mit den Zielen der Arbeiter­
kammer ident erklärt. Hier steht folgendes :  
" ,Hauptziel der künftigen Familienpolitik muß 
es sein, gleiche Chancen für alle Kinder zu 
schaffen. Dazu ist eine umfassende Reform 
des derzeitigen Systems des Familienlasten­
ausgleichs unter Zugrundelegung eines alle 
Gruppen der Bevölkerung in gerechter Weise 
belastenden Finanzierungskonzeptes notwen­
dig. ' . . .  Eine Reform der Beihilfenfinanzierung 
im selben Sinne hat der Osterreimische Fami­
lienbund schon seit einem Jahrzehnt immer 
wieder gefordert. "  Jedoch war er nicht in der 
Lage, diese Forderung durchzubringen. "Durch 
Herstellung gleicher Startchancen allen Be­
gabten den Zugang zu weiterführenden 
Schulen und zu einer qualifizierten Berufsaus­
bildung zu eröffnen, ist zweifellos ein wesent­
limes Ziel der Familienpolitik." 

Das verfolgt aum unser Antrag. Vielleimt 
wird die OVP unter dem Eindruck der Dis­
kussionen und des positiven Emos in der 
Presse ihren Standpunkt nochmals überden­
ken. Die gesamte österreichisme Presse außer 
- man höre und staunel - dem "VolksblaU" 
und der "Volksstimme" haben damals positiv 
zu diesem Antrag der kostenlosen Beistellung 
der Smulbücher und der Fahrtenbeihilfe Stel­
lung genommen. Ebenso begrüßten die Eltern 
und vor allem die Mütter, aber aum die Land­
bevölkerung diesen gezielten Lastenausgleich. 
Vielleicht wird also aum die Osterreidüsme 
Volkspartei unter diesem Eindruck noch ihren 
heutigen Standpunkt ändern. 

Das wäre zweifelsohne gar kein Novum. 
Im erinnere mim nom sehr genau, als im 

Jahre 1954 von uns beantragt wurde, den 
Familienlastenausgleich aum auf die Selb­
ständigen auszudehnen. Damals, im Septem­
ber 1954, hat die Bauernzeitung nom gesmrie­
ben: Wir wollen unsere Kinder nimt kollek­
tivieren lassen, wir sind stolz, daß wir unsere 
Kinder aus unserer eigenen Smolle ernähren 
können! - Das stand nom im September 1954 
in der Bauernzeitung zu lesen. Ab 1. Jänner 
1 955 wurde der Familienlastenausgleim dann 
auch auf die bäuerlime Bevölkerung ausge­
dehnt, und heute ist das, wie man immer 
und immer wieder hört, ein Segen gerade für 
die bäuerlime Bevölkerung. Also auch hier 
ein Wandel der Gesinnung innerhalb der 
Osterreimischen Volkspartei. (Ruf bei der 
avp: Kollege, wenn man Ihre Zei tungen liest 
- 0 je!) 

Vor nom wenigen Jahren herrschte bei 
Ihnen die unabdingbare Meinung, daß nur 
eine Staffelung nach der Kinderzahl notwen­
dig wäre. Aum von dieser Meinung sind Sie 
inzwischen abgerückt, und nun sind Sie für 
die altersmäßige Staffelung eingetreten, weil 
eine lineare Erhöhung der Beihilfen wegen 
des hohen Bedeckungsprozentsatzes der unte­
ren Altersstufen nimt nur unzweckmäßig wäre, 
sondern auch einer Orientierung der Beihilfen­
sätze an den Kinderkosten zuwiderlaufen 
würde und die vQrhandenen Mittel nimt be­
darfsgerecht verteilt werden könnten. 

Die Altersstaffelung berüCksichtigt nam un­
ser Meinung in ungenügender Weise die 
echten Kostenbelastungen der Eltern. 

Sicherlim, meine Damen und Herren, 
mag eine plötzlime Lohnaufstockung, die nimt 
der Steuer unterliegt, im ersten Augenblick 
für manche bestechend sein. Hier möchte ich 
auf den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Machunze zurüCkkommen, der noch im Aus­
schuß aufrecht ist p.nd eine lineare Erhöhung 
der Beihilfen uni 50 S. pro Kind vorsieht. 
Herr Abgeordneter Machunze, die Osterrei­
chische Volkspartei möge doch einmal von 
ihrer Gießkannenmentalität abgehen! Das, was 
Sie mit Ihrem Antrag bezwecken, begrüßt der 
Osterreichische Familienbund auch nicht, wie 
wir gehört haben, und außerdem würde das 
um 53 Millionen · Smilling mehr ausmachen, 
als die Ubersmüsse im Jahre 1 971 im Kinder­
beihilfenfonds betragen. (Abg. M a c  h u n z e: 
Wo liegt in meinem Antrag die Gießkannen­
methode, wenn jedes Kind etwas bekommen 
soll?) 50 S pro Kind - diese Gießkannen­
mentalität habe ich gemeint. 

Nun möchte ich mim im besonderen mit den 
beiden Opponenten dieses Antrages - Herrn 
Dr. Kohlmaier, der heute leider nimt hier ist, 
im glaube, er fliegt schon' über das große 
Wasser, und Herrn Professor Koren - aus-
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einandersetzen. An die Spitze möchte ich das 
Sprichwort stellen: Wer selbst im Glashaus 
sitzt, soll nicht mit Steinen werfen! (Abg. 
M a c  h u n z e: Von innen oder nach außen?) 
Das ist gleich. Zurzeit von innen, denn Herr 
Professor Koren sitzt ja jetzt "in" . 

Herr Dr. Kohlmaier hat sich im Ausschuß 
darüber beschwert, daß die Familienbeihilfe 
in den vier Jahren der OVP-Alleinregierung 
jährlich nur eine Erhöhung von 2,5 Prozent 
erfahren hätte. Hier muß sich Herr Doktor 
Kohlmaier selbst an die Brust klopfen, denn 
er hat diesem Hohen Haus noch unter der 
OVP-Alleinregierung angehört. Die OVP hätte 
in diesen vier Jahren sicherlich die Gelegen­
heit gehabt, den Familienlastenausgleich wei­
ter auszubauen. Aber was hat denn damals 
diese OVP getan? (Abg. Dr. K o r  e n: Ist das 
1 967 und 1968 nicht geschehen, Herr Kollege?) 
Ihr eigener Abgeordneter Herr Dr. Kohlmaier 
hat im Ausschuß beanstandet, daß in diesen 
vier Jahren die Beihilfen nur um 2,5 Prozent 
jährlich erhöht wurden, obwohl die Preisstei­
gerungen 3 und 4 Prozent betragen haben. 
(Abg. Dr. K o r  e n: Er hat den langjährigen 
Durchschnitt der Kinderbeihilfen genommen, 
vergessen Sie das nichtI) Auf diese Rechnung 
ist er gekommen. Das ist aber eine Milch­
mädchenrechnung, Herr Professor, wie Sie mir 
zugestehen werden. (Abg. Dr. K o r  e n: Es 
kommt auf das Mädchen an! - Ruf bei der 
SPO: Und auf die Milch!) 

Herr Professor Koren, was sagen Sie dazu: 
Sie haben auf Grund einer Anfrage der frei­
heitlichen Abgeordneten im Jahre 1 969 folgen­
des gesagt: "Die letzten Preiserhöhungen bei 
einigen Grundnahrungsmitteln sind meines Er­
achtens kein zwingender Grund für eine Er­
höhung der Familienbeihilfen. " Das haben Sie 
damals im Jahre 1 969 auf eine Anfrage der 
Abgeordneten der Freiheitlichen Partei mit­
geteilt. (Abg. De. K o r  e n: Würden Sie auch 
weiterlesen, was ich noch gesagt habe?) Das 
tue ich sehr gerne. Sie haben weiter gesagt: 
"Diese Preiserhöhungen konnten in derart en­
gen Grenzen gehalten werden, daß sie sich 
in dem Verbraucherpreisindex mit nur knapp 
über 0, 12  Prozentpunkten auswirken werden. 
Bei der Festsetzung dieser Preiserhöhungen 
wurde gerade darauf Bedacht genommen, daß 
keine stärkere Belastung der Familien ein­
tritt." 

Wir haben damals der Erhöhung des Mar­
garinepreises nicht zugestimmt, Herr Abge­
ordneter Koren; das war auch eine solche Maß­
nahme. Aber der Familienbund ist mit Ihrer 
Antwort nicht einverstanden, Herr Professor 
Koren. Ich werde Ihnen zur Verfügung stellen, 
was er in einer langen Ausführung zu Ihrer 
Meinung, die Sie damals als Finanzminister 
vertreten haben, sagt. 

Nun folgendes, Herr Bundesminister, was 
sehr heiter war. Am 25. März hat im Finanz­
ministerium der Familienbeirat beim Finanz­
ministerium eine Sitzung abgehalten. (Abg. 
M a c  h u n z e: Heute ist doch erst der 
17. März!) Also wenige Tage vor Bekannt­
werden der Absicht, den Familienreserven­
fonds auszuräumen I In dieser Sitzung wurde 
über die mögliche Steigerung der Einnahmen 
des Familienlastenausgleichs diskutiert. Es 
wurden alle Teilnehmer um Vorschläge und 
Alternativen ersucht. Aber ' sie wurden nicht 
über die Absicht des Finanzministers, die Mit­
tel zu kassieren, informiert. Herr Finanzmini­
ster Professor Koren, so sind Sie damals mit 
den österreichischen Familien verfahren I 

Ich zitiere heute nur die "familie",  die Zeit­
schrift des Osterreichischen Familienbundes : 
"Aber der Gipfel der Groteske - man könnte 
hier noch zahllose Beispiele bringen - liegt 
wohl darin, daß laut dem Gutachten des Bun­
deskanzleramtes der Bundeskanzler als Vor­
sitzender seines Familienpolitischen Beirates 
gegen die Absicht des Finanzministers pro­
testiert hat. Das ist schriftlich festgelegt. Und 
dann stimmt der Bundeskanzler im Minister­
rat für den Vorschlag des Finanzministers, 
also gegen das Gutachten des eigenen Bei­
rates." So ist Herr Bundeskanzler Klaus da­
mals in dieser Frage der Familienpolitik, der 
erweiterten Familienpolitik in Osterreich vor­
gegangen. 

Das ist der Unterschied, Herr Professor 
Koren, zwischen Finanzminister Androsch und 
Ihrem Verhalten während Ihrer Tätigkeit als 
Finanzminister . 

Aber es kommt noch wesentlich ärger. Herr 
Professor Koren, ich muß Ihnen leider heute 
diesen Spiegel vorhalten, nachdem Sie sich 
im Ausschuß sehr über unseren Antrag 
mokiert haben. Sie haben von "Liquidation 
der Familiengelder" und so weiter gesprochen. 
Aber was war während Ihrer Tätigkeit als 
Finanzminister? Hier schreibt wieder die 
"familie" unter der Uberschrift "Familienfeind­
lich" : " ,In einem Punkt darf die Regierung 
unter keinen Umständen auf Beifall oder auch 
nur auf Verständnis rechnen', schrieben die 
,Salzburger Nachrichten' am 14. Mai 1968 in 
einer ,Familienfeindlich' betitelten Glosse, 
,nämlich in der von ihr legalisierten Verun­
treuung von Mitteln des Familienlastenaus­
gleichs. Bekanntlich sollen 460 Millionen Schil­
ling aus den Reserven des Familienlastenaus­
gleichsfonds für ganz andere, also zweckwid­
rige Staatsausgaben abgezweigt werden. Das 
ist im übrigen etwas anderes als die Um­
widmung von Reservemitteln der Unfall- und 
Pensionsversich.erung . . .  Was aber tut der 
Finanzminister? Er nimmt Teile der Beitrags-
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leistungen österreichiseher Erwerbstätiger . . .  
und stopft sie einfach ins allgemeine Budget­
loch! . . .  Indem sich die Regierung jetzt auch 
über die Proteste sämtlicher Familienorganisa­
tionen sowie das einstimmige Nein des Fami­
lienpolitischen Beirates beim Bundeskanzler­
amt hinwegsetzt, hat sie sich auch des Argu­
mentes der Familienfreundlichkeit beraubt: " 

Sehen Sie, Herr Professor Koren, das war 
damals. Aber noch etwas. Weiters schreibt 
der Familienbund in seinem Heft 3 aus 1968 : 
"Was die Bundesregierung mit ihrer Sanie­
rungsmaßnahme in die Wege geleitet hat, 
kann man auf verschiedene Weise beschöni­
gen. Wir haben als Vertreter der österreichi­
schen Familien keinen Grund zur Beschöni­
gung. Wir werden nicht ermüden, zu sagen, 
was hier wiederum geschieht : Eine legalisierte 
Veruntreuung von Mitteln, die die arbeiten­
den Menschen für die Familien aufbringen'" 

Hier, Herr Professor Koren, mokiert sich 
Ihre Partei darüber, daß wir Sozialisten einen 
Weg gefunden haben, einen ge zielten Lasten­
ausgleich für die österreichischen Familien zu 
beschließen. Ich glaube, Herr Professor Koren, 
das hier mit aller Deutlichkeit sagen zu müs­
sen : Sie haben wahrlich das Recht verwirkt, 
ein Jahr später in der öffentlichkeit auf die 
Pauke zu hauen. Sie haben uns unverant­
wortliche Liquidation der Mittel des Familien­
lastenausgleichs vorgeworfen, Diskriminie­
rung der jungen Eltern, und haben behauptet, 
Beamte haben keinen Anspruch auf diese Be­
günstigungen. Herr Professor Koren, darf ich 
Ihnen sagen, was die "familie" zu diesem 
Problem Beamte sagt, denn hier ist ja die 
Entwidclung des Familienlastenausgleichs eine 
ganz andere gewesen, und der Grund, warum 
man den öffentlichen Dienst nicht in die Bei­
tragsleistung des Familienlastenausgleichs 
einbezogen hat, war ja ein ganz anderer : " ,Die 
Errichtung des Ausgleichsfonds ist erforder­
lich, weil der Wirtschaft, die die Dienstnehmer 
nach Leistung entlohnt, eine unmittelbare Zah­
lung von Familienzulagen nicht zugemutet 
werden kann. Eine solche Zumutung würde 
zur Benachteiligung kinderreicher Dienstneh­
mer auf dem Arbeitsmarkt führen' ' "  Unter 
der Annahme, daß die Personalpolitik des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden eine 
Benachteiligung der Dienstnehmer mit Kindern 
ausschließt, und in der Erwägung, daß im 
Bereich der Arbeitslosenversicherung, der 
Kriegsopferversorgung , der Opferfürsorge und 
der Kleinrentnerunterstützung, deren Aufwand 
der Bund trägt, sowie im Bereich der den 
Ländern obliegenden öffentlichen Fürsorge 
eine Auswahl überhaupt nicht stattfindet, wur­
den diese Gruppen nicht in den Ausgleichs­
fonds einbezogen." 

Das ist die wahre Begründung, warum da­
mals der öffentliche Dienst nicht in diese Bei­
tragsgrundlage mit einbezogen wurde. Das 
alles, was Sie bisher vorgebracht haben, sind 
billige Argumente, Herr Professorl Als Sie 
noch Finanzminister waren, haben Sie sich 
nicht als Verwalter, sondern als Schmarotzer 
der Familiengelder österreichs betätigt. 

Dr. Hauser - ich erinnere mich noch sehr 
genau - hat damals im Jahre 1968 mit Bitten 
versucht, das Hohe Haus umzustimmen: Was 
sollte denn die Regierung anderes tun bei 
dieser katastrophalen finanziellen Budgetlage, 
als diese Familiengelder wieder zu inkarne­
rieren und die Budgetlöcher zu stopfen? Es 
ist ihm natürlich nicht gelungen, hier im Hohen 
Haus von seiten der beiden Oppositionspar­
teien Zustimmung zu erhalten. 

Nun möchte ich noch ein paar Worte zu den 
§§ 3 und 5 in dem Abänderungsantrag sagen. 
Auch hier haben Sie, Herr Professor Koren, 
nicht zugestimmt. Warum, ist mir unverständ­
lich, denn es bedeutet nur eine Besserstellung 
beziehungsweise eine Beseitigung von Un­
recht, das bisher bestanden hat. Durch § 3 
werden nun die österreichischen Staatsbürger, 
die irgendwo an der Grenze im Ausland woh­
nen, aber in österreich arbeiten, mit in den 
Familienlastenausgleich einbezogen. Sie waren 
bisher schlechter gestellt als die Fremdarbeiter 
in österreich, und mit dieser Änderung des 
§ 3 werden auch diese österreichischen Staats­
bürger in den Genuß dieser Beihilfe kommen. 

§ 5 Abs. 1 und 2 gibt nun endlich den 
Studenten, wenn sie während der Ferien einige 
Wochen arbeiten, die Möglichkeit, daß dieses 
Einkommen nicht mehr als beihilfenschädlich 
betrachtet wird, sondern sie können diese 
paar Wochen ohneweiters arbeiten, ohne die 
Familienbeihilfe zu verlieren. Das ist übrigens 
eine Maßnahme, die die Frau Abgeordnete 
Muhr bereits im Jahre 1 960 verlangt hat und 
die jetzt endlich verwirklicht wird. 

Ich darf noch ganz kurz ein paar Worte zu 
dem Antrag Mussil sagen, weil hier betont 
wurde, daß wir im Finanzausschuß gegen die­
sen Antrag gestimmt haben. Ich darf sagen, 
Herr Professor, von welchen Uberlegungen 
aus wir damals diese Meinung vertreten 
haben. Es ist unbestritten, daß dieser 6pro­
zentige Beitrag zum Kinderbeihilfenfonds auf 
einen Lohnverzicht der Arbeitnehmer zurück­
zuführen ist, und wir waren auch der Mei­
nung des Familienbundes, der in seiner Zeit­
schrift schreibt, daß . bezüglich der 6 Prozent 
der Bruttolohnsumme die Privilegierung der 
lohnintensiven Klein- und Mittelbetriebe 
durch Einführung einer Freigrenze und eines 
Freibetrages, die durch die 1 .  Novelle zum 
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Kinderbeihilfengesetz erfolgte, systemwidrig rung hat das am 1 .  März 1 970 auch zur Kennt­
ist und eine Lohnstützung zu Lasten der öster- nis genommen. 
reichischen Familien bedeutet. Diese Auffas- Ich möchte dazu noch etwas sagen. Ich erin-
sung hat der asterreichische Familienbund nere mich noch sehr genau daran: Die Frau 
mit seinem Präsidenten Dr. Kohlmaier vertre- Abgeordnete Dr. Johanna Bayer hat damals 
ten, und wir waren auch der Meinung. von diesem Pult aus dargelegt, daß es zweck­

Aber dazu, Herr Professor Koren, darf ich 
Ihnen folgendes sagen: Ich weiß von der Tiro­
ler Handelskammer, die an die Kleingewerbe­
treibenden Kalkulationsgrundlagen hinaus­
schickt, daß hierin nicht auf diese Freibeträge 
oder Freigrenzen Rücksicht genommen wird, 
sondern bei der Kalkulation die 6 Prozent 
von der Gesamtlohnsumme berechnet werden, 
sogar von der KF-freien Lehrlingsentschädi­
gung. Aus diesem Grunde waren wir der Mei­
nung, daß wir hier im Finanzausschuß gegen 
diesen Antrag stimmen sollten, weil er wieder 
um 1 50 Millionen Schilling weniger für den 
Familienlastenausgleich bedeutet. Denn das 
werden Mindereinnahmen sein, Herr Professor 
Koren. Man kann einmal hinauflizitieren, und 
man kann einmal hinunterlizitieren. Das steht 
Ihnen ja frei. Aber in der Bevölkerung werden 
Sie mit dieser Taktik nicht ankommen. (Abg. 
Dr. G r u b e  r: Warum habt ihr dann im Unter-
richtsausschuß zugestimmt? Entweder - oder! 
Entweder ist es Lizitation oder nicht/) Wir 
haben uns dann von der Erwägung leiten 
lassen, Herr Abgeordneter Dr. Gruber, daß 
in Osterreich - wie wir hoffen - doch ein­
mal ein voll wirksamer Lastenausgleich 
Wirklichkeit wird. Wir sind hier mit dem 
Familienbund einer Meinung. Wir glauben, 
auf solche Vorschläge eingehen zu können. 

Aber was haben Sie, Herr Abgeordneter 
Dr. Gruber, in Ihrer Alleinregierungszeit 
getan? Darf ich Ihnen das vorlesen? 

Die Frau Abgeordnete Wondrack hat 
- soweit ich mich erinnere - einen Ent­
schließungs antrag eingebracht, der folgender­
maßen gelautet hat: Im Interesse eines weite­
ren Ausgleiches zwisChen den verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen wird die Bundesregie­
rung aufgefordert, Vorschläge für eine umfas­
sende Neuregelung des Familienlastenaus­
gleichs dem Nationalrat so zeitgerecht vor­
zulegen, daß der neue Familienlastenausgleich 
spätestens mit 3 1 .  Dezember 1969 wirks,am 
werden kann. 

Herr Abgeordneter Dr. Gruber! Als Sie 
damals die Alleinregierung hatten, haben Sie 
diesen Entschließungsantrag aus dem Jahre 
1 968 abgelehnt. Mit welCher Begründung, darf 
ich Sie heute fragen. Sie mokieren sich hier 
über unsere Anträge, und Sie selbst haben 
in diesen vier Jahren nie den Beweis erbracht, 
daß Sie familienfreundlich eingestellt sind. 
Ich glaube, das ist erwiesen, und die Bevölke-

mäßig wäre, daß der Beitrag der Landbevöl­
kerung, die 1 25 Prozent vom Grundsteuer­
meßbetrag für den Familienlastenausgleich 
leistet - das sind ungefähr 67 Millionen 
Schilling -, abgeschafft werden sollte. Meine 
Herren! Auch damit ist der Familienbund nicht 
einverstanden, denn wir wollen eine gleich­
mäßige Belastung der Bevölkerungsgruppen, 
um endlich zu einem voll wirksamen Familien­
lastenausgleich zu kommen, der es möglich 
macht, daß wir wirklich einmal 50 Prozent 
der Kinderkosten in Osterreich aus diesem 
Lastenausgleich bezahlen können. 

Aber auch in diesem Falle muß ich sagen: 
Es wurde vor kurzem das Bewertungsgesetz 
durchgedrückt. Das bedeutet wiederum, nach­
dem die Grundlage ja der Steuermeßbetrag 
ist, eine Verringerung des Ergebnisses der 
125 Prozent vom Steuermeßbetrag. Das wird 
wieder einige Millionen Schilling weniger an 
diesen Familiengeldern bringen. 

Wir Sozialisten befinden uns mit diesem 
Antrag auf dem Weg zu einem gezielten und 
gerechten Lastenausgleich, der wirklich - das 
zu unterstreichen halte ich für notwendig -
nur den österreichischen Familien zugute 
kommen wird. Er bedeutet - so hoffen wir -
den ersten Schritt zu einem voll wirksamen 
Familienlastenausgleich - zum Wohle der 
österreichischen Familien! (Beifall bei der 
SPO. - Abg. M a y r: Ich melde den Abgeord­
neten Dr. Koren!) 

Präsident Probst: Ist das eine Wortmeldung? 
(Abg. M a y r: Jawohl!) Bitte das einzutragen I 
Sie wissen, nach der Geschäftsordnung muß 
ein Redner in die Rednerliste eingetragen 
sein, damit er vom Präsidenten aufgerufen 
werden kann. 

Zum Wort gelangt der Herr Professor Dok­
tor Koren. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Herr Präsi­
dentl Hohes Haus I Herr Abgeordneter Jung­
wirth, ich werde Sie jetzt nicht einen Schma­
rotzer nennen, obwohl ich glaube, daß Sie mit 
Ihren Feststellungen gegen Ende Ihrer Rede 
bezüglich des Freibetrages beim Kinderbei­
hilfenfonds den Bogen etwas überspannt 
haben. Denn noch im Finanzausschuß haben 
Sie sehr bewegte Worte dafür gefunden, daß 
man das nicht tun könnte. Im vorgestrigen 
UnterrichtsaussdlUß waren Sie plötzlich ande­
rer Meinung, und hier waren Sie verbal 
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dagegen, bei der Abstimmung werden Sie 
dafür sein. Das ist im Prinzip die Grundhal­
tung, die Sie 20 Jahre hindurch in diesem 
Hause sehr gut gelernt haben. 

Meine Damen und Herrenl Ich möchte nach 
den vielen Aspekten, die zu der Vorlage, die 
heute in Behandlung steht, genannt worden 
sind, noch einmal eines von meiner Fraktion 
aus klarstellen: Wir haben immer zu dem 
Anliegen dieses Gesetzes ja gesagt, nämlich 
zu dem Anliegen, im Rahmen der Entwicklung 
der Bildungsgesellschaft beizutragen, daß den 
Eltern, den Erziehungsberechtigten ein erheb­
licher Teil der Last abgenommen wird, die 
in den Fahrtkosten begründet ist. Wir sehen 
das primär - und ich glaube, auch bei einem 
Großteil Ihrer Abgeordneten ist das der Fall ­
unter dem Gesichtspunkt der unterschiedlichen 
Belastung, die den Familien auferlegt wird. 
In der Stadt sind die Möglichkeiten viel, viel 
größer, viel, viel einfacher, den Schulbesuch 
zu absolvieren. In den ländlichen Gebieten 
sind nicht nur die Lebensverhältnisse schwie­
riger und weniger angenehm als in der Stadt, 
sondern dort ist auch eindeutig ein Nachteil 
bei der Inanspruchnahme der Bildungseinrich­
tungen gegeben. 

Wir waren vor einem Jahr etwa bei den 
Regierungsverhandlungen nach dem 1 .  März 
1 970 mit Ihren Verhandlungspartnern einer 
Meinung, daß in dieser Legislaturperiode ein 
Bundesgesetz geschaffen werden soll, in dem 
ein Ausgleich für die zusätzlichen Belastungen, 
die vor allem der ländlichen Bevölkerung auf 
dem Wege zur Bildung aufgelastet sind, 
geschaffen werden soll. Wir waren damals 
einer Meinung, daß hier in erster Linie die 
besonderen Kosten, die für die Internatsschü­
ler erwachsen, in irgendeiner Form abgegol­
ten werden sollen, also für jene, die nicht 
täglich z.ur Schule fahren können. Wir waren 
in gleicher Weise der Meinung, daß in diesen 
Bereichen ein Zuschuß oder eine Abgeltung 
der Fahrtkosten Platz greifen soll. 

Meine Damen und Herren I Ihr Unterrichts­
minister hat dieser Gleichgesinntheit - wenn 
ich es so nennen darf - Rechnung getragen, 
denn er hat, lange bevor Sie den Stammantrag 
zu der heutigen Vorlage im Parlament einge­
bracht haben, einen Bundesgesetzentwurf zur 
Begutachtung ausgesendet, in dem die drei 
Aspekte Schülerbeihilfen, Fahrtkostenbeihilfen 
und Beihilfen für Internatskosten vorgesehen 
sind. Ich zweifle keinen Moment daran, daß 
wir auf der Basis dieses Gesetzentwurfes zu 
einer vernünftigen Regelung gekommen 
wären. 

gleichsgesetz auf Erhöhung der Kinderbeihil­
fen um 50 S im Haus lag, dazu veranlaßt, einen 
neuen Gag zu setzen und mit dem Antrag 
der Frau Abgeordneten Metzker die Gratis­
schulbücher und die Gratisschulfahrten ohne 
nähere Determinierung zu verlangen. 

Heute verhandeln wir über das daraus ent­
standene Gesetz. Die Redner meiner Fraktion 
haben schon wiederholt auf die grundsätz­
lichen Bedenken gegen dieses Gesetz hinge­
wiesen. Die grundsätzlichen Bedenken liegen 
darin, daß hier dem Familienlastenausgleich 
eine neue Aufgabe übertragen wird, ohne daß 
ihm gleichzeitig neue Einnahmen zur Ver­
fügung gestellt werden. 

Die bisherige Konstruktion des Familien­
lastenausgleichs beruht auf zwei Komponen­
ten : 

Die eine ist die Einnahmenkomponente, 
die weitgehende Bindung an die Entwicklung 
von Löhnen und Gehältern, sei es als direkter 
Betrag in Form des 6prozentigen Kinderbei­
hilfenfondsbeitrages, sei es durch die Bindung 
an die Steuern, das ist der 3prozentige Bei­
trag ; auf alle Fälle aber ist diese Komponente 
an die laufende Entwicklung gebunden. Das 
heißt, die Einnahmenseite des Familienlasten­
ausgleichsfonds ist in etwa im Ausmaß der 
wirtschaftlichen Entwicklung dynamisiert. 

Auf der Ausgabenseite ist eine solche for­
male Dynamisierung bis heute nicht erfolgt 
(Abg. Herta W i n  k 1 e r: Warum?) - ich 
komme gleich dazu, Frau Abgeordnete -, 
sondern sie ist durch absolute Beträge für die 
Kinderbeihilfen, für die Geburtenbeihilfen 
fixiert. Es war in den abgelaufenen Jahren 
immer so, daß im Abstand von mehreren Jah­
ren diese Angleichung erfolgt ist, daß also 
immer dann, wenn wieder Uberschüsse ent­
standen sind, wenn die Einnahmen gestiegen 
sind, die Ausgaben natürlich, weil fixiert, 
zurückgeblieben sind, eine entsprechende Er­
höhung vorgenommen wurde. (Abg. Herta 
W i n k 1 e r: Wo sind die 3,2 Milliarden geblie­
ben?) Ich sage es Ihnen gleich, Frau Abge­
ordnete. Seien Sie doch nicht so ungeduldig! 
Ich sage es Ihnen gleich, Geduldl Ich glaube, 
ich bemühe mich hier, einen Sachverhalt sehr 
ruhig und sehr klar darzustellen, viel klarer, 
als es bisher von Ihnen geschehen ist. (Zustim­
mung bei der tJVP.) Sie müssen nur Geduld 
haben. 

Das heißt, über einen längeren Zeitraum 
gesehen hat die dynamische Einnahmenseite 
de facto auCh eine Dynamik der Familien­
und der Geburtenbeihilfen bewirkt, weil sie 
in Abständen von zwei oder drei Jahren 

Ein einsamer Einfall des Herrn Bundeskanz- erhöht wurden, zuletzt, Frau Abgeordnete, 
leIS hat Sie dann im Verein mit der TatsaChe, 1967, 1 968, einmal durch Verlängerung der 
daß unser Antrag zum Familienlastenaus- Anspruchsdauer, die bekanntlich auf 27 Jahre 
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verlängert wurde, und zum anderen durch eine 
Erhöhung um 20 S, die 1 968 wirksam gewor­
den ist. Daran darf ich nur am Rande erin­
nern. 

Die Dberschüsse, die in den Zwischenjahren 
entstanden sind, Frau Abgeordnete, sind lange 
vor der Alleinregierung der Osterreichischen 
Volkspartei jeweils im Bundeshaushalt in­
kameriert worden; jene Uberschüsse, das darf 
ich also ausdrücklich sagen, die in den 
Zwischenjahren zwischen den dann folgenden 
Erhöhungen, die diese Uberschüsse j a  wieder 
kompensiert haben, entstanden sind. 

Für die Jahre 1969 und 1970 hat es ebenso 
wie auf dem Gebiet der Lohn- und Einkom­
mensteuer und anderer Steuern ein Sonder­
gesetz auch für den Familienlastenausgleichs­
fonds gegeben. Und für dieses fühle ich mich, 
Frau Abgeordnete, nachdem ich so oft ange­
sprochen wurde, verantwortlich. Ich brauche 
jetzt nicht auf die damalige wirtschaftliche und 
budgetäre Situation einzugehen. Sie haben 
heute das Glück, die Ernte einzubringen, die 
wir damals gesät haben. (Lebhafte Zustimmung 
bei der avp. - Zwischenrufe bei der SPo.) 
Aber eines darf ich festhalten : Von den durch 
dieses Gesetz dem Familienlastenausgleichs­
fonds entzogenen Mitteln sind ein Drit­
tel, verehrte Frau Abgeordnete, rund 400 Mil­
lionen Schilling, auf das Jahr 1969 und 800 Mil­
lionen, also das Doppelte, auf das Jahr 1 970 
entfallen. Ich kann mich nicht erinnern, daß 
im Ablauf des vergangenen Jahres von Ihrer 
Seite der geringste Versuch gemacht worden 
wäre, diese damalige Entscheidung der OVP­
Alleinregierung zu korrigieren. (Abg. Herta 
W i n k 1 e r: Sie haben das Budget 1 970 
gemachtl) Aber Sie hatten seit März 1 970 
(Abg. Ing. H ä u s e r: Seit dem APIi1!) oder 
seit April die Möglichkeit gehabt, es zu 
ändern. (Erneute Zustimmung bei deI OVP.) 
Sie haben es nicht einmal am Rande versucht. 
Aber darum, glaube ich, geht der derzeitige 
Streit nicht. (Abg. Ing. H ä u s e r: Ein billiges 
Argument! Sehr billigt) Herr Vizekanzler 
Häuser ! Ich darf gleich zu einem anderen 
Thema kommen. (Abg. S a m  w a l  d: Die 
Bankrot tpolitik von Ihnen wurde gestopptl) 
Das ist der "Bankrott", von dem Sie derzeit 
leben. (Beifall bei der OVP.) 

Ich habe mich gerade bemüht, meine Damen 
und Herren, klarzustellen, daß zwischen den 
längerfristigen Entwicklungen der Leistungen 
des Familienlastenausgleichsfonds, also der 
Kinderbeihilfen und der Geburtenbeihilfen, 
und der Einnahmenseite ein unlösbarer Zusam­
menhang besteht. Nur dann, wenn auf beiden 
Seiten Verbesserungen vorgenommen werden 
oder wenn keine Änderung vorgenommen 

wird, kann gewährleistet werden, daß auch in 
Zukunft eine laufende Anpassung der Lei­
stungen des Familienlastenausgleichs an die 
gestiegenen Einkommen und Preise ermög­
licht werden kann. 

Sie gehen jetzt den dritten, nämlich den 
unmöglichen Weg. Sie führen zwar auf der 
Einnahmenseite des Familienlastenausgleichs­
fonds keinerlei Änderung durch, sie bleibt 
unverändert (Abg. L i  b a I: Wird schon weI­
den!), aber Sie führen auf der Ausgabenseite 
eine dritte Komponente ein, und damit, meine 
Damen und Herren, setzen Sie sich selbst in 
Widerspruch zu einer Entschließung dieses 
Hohen Hauses, die zwischen 1966 und 1970 
hier einstimmig gefaßt wurde und in der der 
Finanzminister beauftragt wurde, Uberlegun­
gen anzustellen, wie die Leistungen des Fami­
lienlastenausgleichsfonds verbreitert und ver­
bessert werden können unter gleichzeitiger 
Verbesserung seiner Einnahmenstruktur. 

Ich hatte das Vergnügen, die auf Grund 
dieser Entschließung eingesetzte Kommission 
im Finanzministerium zu führen. (Abg. Ing. 
H ä u s e  r: Was ist herausgekommen?) Ich 
darf daran erinnern, Herr Vizekanzler Häuser, 
und damit komme ich zu Ihnen, daß bei den 
mehrfachen Sitzungen dieser Kommission vor 
allem begreiflicherweise die Vertreter des 
Gewerkschaftsbundes und die Vertreter der 
Arbeiterkammern entschieden gegen eine Aus­
weitung der Leistungsseite des Fonds durch 
weitere Arten von Leistungen aufgetreten 
sind, sofern nicht eine Verbesserung auf der 
Einnahmenseite, also zusätzliche Einnahme­
quellen des Fonds erschlossen werden kön­
nen. Aber ich sehe ein, daß Sie jetzt einen 
anderen Standpunkt einnehmen müssen. (Abg. 
Ing. H ä u s e r: Das ist eine Behauptung, die 
Ihnen niemand widerlegen kann, weil nie­
mand, der hier sitzt, in diesem Ausschuß war! 
Ich behaupte, daß das gegen die Beschlüsse 
des Gewerkschaftsbundes war, was Sie hier 
sagen, und unterstelle Ihnen, daß Sie die Un­
wahrheit sagen! Das ist doch allerhand! -
Weitere Zwischenrufe.) 

Herr Vizekanzlerl Sie unterstellen mir die 
Unwahrheit. Dann halten Sie es also für mög­
lich, daß Sie sehr wohl Ihre Vertreter in diese 
Kommission geschickt haben mit dem Auftrag : 
Tretet für Ausweitung der Leistungen, aber 
für Beschränkung der Einnahmenseite einl Ist 
das möglich? (Abg. Ing. H ä u  s e  r: Ich 
behaupte, daß das, was Sie den Leuten zuschie­
ben, nicht den Tatsachen entspricht, und nicht 
mehr, weil Sie es nicht beweisen können!) 
Herr Vizekanzler l Das ist eine selbstverständ­
liche Verhaltensweise. (Weitere Zwischen­
rufe.) Ich kann nur für eine Ausweitung einer 
Leistung eintreten, wenn ich gleichzeitig auch 
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für eine Verbesserung der Einnahmen ein­
treten kann. Und hat es jemals vielleicht einen 
Streit darüber gegeben, wofür diese Mittel 
einzusetzen sind-? 

Idl darf nunmehr hier, Herr Unter­
richtsminister, auf Ihre Intervention Bezug 
nehmen. Auch Sie haben es so dargestellt, 
als sei diese neue Leistung des Familien­
lastenausgleichsfonds, nämlich die Leistung für 
Schulfahrten, eine durchaus legitime Angele­
genheit des Fonds, weil in der Präambel des 
Familienlastenausgleichsgesetzes stehe, das 
sei ein erster Schritt auf dem Weg zu einer 
weiteren Ausweitung des Familienlastenaus­
gleichs. 

-

Wenn Sie von dieser Annahme ausgehen, 
dann bedeutet das zwangsläufig, daß im Laufe 
der letzten Jahre eine Menge von Gesetzen 
unter der Maßgabe hätte beschlossen werden 
können, daß die Leistungen aus dem Fami­
lienlastenausgleich zu erbringen sind. Dann 
hätten wir etwa auf dem Standpunkt stehen 
können: Die Studienbeihilfen auf dem Hoch­
schulsektor seien letzten Endes auch eine 
familienpolitische Maßnahme, daher solle sie 
der Familienlastenausgleichsfonds zahlen. 
(Rufe bei der OVP: Richtig!) Vielleicht käme 
der Herr Finanzminister auf die Idee, daß 
man den Steuerentfall, der durch das Berück­
sichtigen von Kinderfreibeträgen bei der Lohn­
und Einkommensteuer entsteht, dem Staat 
auch aus dem Familienlastenausgleichsfonds 
refundieren könnte. Das alles wären denkbare 
Uberlegungen. Ich glaube aber eindeutig, daß 
man nur dann an eine Ausweitung der Lei­
stungen aus dem Familienlastenausgleichs­
fonds denken kann, wenn tnan gleichzeitig 
auch für eine Verbesserung seiner Einnahmen­
struktur eintritt. Ansonsten haben Sie selbst 
die Möglichkeit abgeschnitten, in Zukunft eine 
Verbesserung der normalen Familienleistun­
gen vorzunehmen. 

Weil wir dieses grundsätzliche Problem 
sehen, sind wir gegen die Inanspruchnahme 
des Familienlastenausgleichsfonds für den 
Zweck, den Sie hier vorsehen, obwohl wir 
seine grundsätzliche Berechtigung, nämlich den 
der Fahrtkosten, das habe ich laut und deutlich 
gesagt, anerkennen. 

Ich habe zum zweiten gegen die Form des 
Entstehens dieses Gesetzes etwas zu sagen. 
Obwohl zum erstenmal Leistungen nach die­
sem Gesetz in 1 1/2 Jahren beansprucht werden 
können, nämlich nach Ablauf des Schuljahres 
1 971/72, ist dieses Gesetz in einem Tempo 
produziert worden wie kaum jemals ein 
Gesetz, ausgenommen vielleicht die Wahl­
rechtsänderung . 

Ich darf ganz kurz daran erinnern, wie der 
Ablauf vor sich gegangen ist. 

Im Mai des vergangenen Jahres haben wir 
unseren Antrag auf Erhöhung der Kinderbei­
hilfen um 50 S in diesem Hause deponiert. 
Er ist bis zur Herbstsession nicht mehr behan­
delt worden. In der Herbstsession haben Sie 
dann den Antrag Metzker auf Gratisschul­
bücher und Schulfreifahrten eingebracht, von 
dem Sie selbst wissen, daß er in der Form, 
in der er präsentiert worden ist, niemals hätte 
beschlossen werden können, sondern einer 
gesetzlichen Interpretation bedurft hat. 
Obwohl Sie das wußten, haben Sie monate­
lang nicht den geringsten Wert darauf gelegt, 
Ihre präzisen Vorstellungen darüber zu prä­
sentieren. 

In der Zwischenzeit ist dann im Rahmen der 
Budgetverhandlungen ein Kompromiß über 
eine - zumindest vorläufige - Erhöhung der 
Kinderbeihilfen um 20 S zustande gekommen. 
Zu mehr waren Sie damals nicht bereit. Wir 
haben noch in der Herbstsession unseren 
Antrag dahin gehend modifiziert, daß wir 
anstelle einer weiteren Erhöhung der Kinder­
beihilfen eine Sonderzahlung einmal im Jahr 
beantragt haben. 

Nachher ist nichts geschehen, außer daß 
Ihre Propaganda uns ständig vorgeworfen hat, 
wir würden der österreichischen Bevölkerung 
diese Dinge vorenthalten. Sie wurden aber 
gar nicht behandelt. 

Erst drei Tage vor dem Zusammentreten 
des Finanzausschusses, anläßlich einer Sitzung 
des Unterausschusses, haben Sie erstmals 
einen Gesetzentwurf über die Schülerfreifahr­
ten deponiert. Sie haben dort zur Kenntnis 
genommen, daß die Fassung, die Sie präsen­
tiert haben, nicht einmal die Zustimmung der 
Freiheitlichen Partei findet, geschweige denn 
unsere Zustimmung, weil in dieser ersten Fas­
sung weder ein Rechtsanspruch auf Beihilfe 
noch eine nähere Determinierung des Anspru­
ches gegeben war. Sie haben in Expreßarbeit 
bis wenige Stunden vor der Ausschußsitzung 
an einer Umformung und Neuformung des 
Gesetzentwurfes gearbeitet. Wir bekamen ihn 
wenige Stunden vor dem Beginn der Sitzung 
des Finanz- und Budgetausschusses. 

Wir haben Ihnen in einer etwa zweistündi­
gen Beratung nicht nur unsere grundsätzlichen 
Bedenken präsentiert, sondern zahlreiche 
Uberlegungen und Bedenken, die den mate­
riellen Inhalt des Gesetzes betreffen und 
befürchten lassen, daß im Gefolge dieses 
Gesetzes, wenn es so beschlossen würde, wie 
Sie es beantragt haben, eine Fülle von ver­
waltungsmäßigen und rechtlichen Problemen 
auftaucht, die man vermeiden könnte, wenn 
über dieses Gesetz vernünftig und ordentlich 
beraten wird. Der Herr Kollege Pittermann 
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hat nadl zwei Stunden erklärt: Wozu reden 
wir so lange herum; wir wissen, daß Sie nicht 
mitgehen; stimmen wir doCh endlich ab. Damit 
Sie die Zustimmung der Freiheitlichen Partei 
bekommen, haben Sie drei kleine, formale 
Änderungen vorgenommen, von denen eine 
heute hier wieder umstritten worden ist. 

Ich glaube, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, daß es eine Fülle von Gründen 
gibt, die zumindest eine saChliche Uberarbei­
tung dieses Gesetzes nicht als überflüssig 
erscheinen läßt. ICh darf - gar nidlt vollstän­
dig, sondern nur teilweise - ein paar soldler 
Gründe anführen: 

Sie wissen alle, daß ein Gesetz, das einen 
Rechtsanspruch auf eine Leistung begründet, 
nur dann sinnvoll gehandhabt werden kann, 
wenn dieser Redltsanspruch der Sache nadl 
und der Höhe nach ordentlich und unbestreit­
bar umsdlrieben ist. Eine solche Umschrei­
bung fehlt in diesem Gesetz eindeutig. Sie 
werden wahrscheinlich sogar noch die Ober­
grenze, die auf Wunsch des Abgeordneten 
Dr. Broesigke eingezogen wurde, und zwar in 
Anlehnung an das Einkommensteuergesetz, 
heute nicht hineinbekommen. Aber es ist gar 
keine Frage, daß hier eine Fülle von Streitig­
keiten entstehen wird. 

Es fehlt eine zeitliche Begrenzung dieses 
Gesetzes, zeitlich in dem Sinne, daß die Ab­
folge der Inanspruchnahme der Leistungen 
nicht geregelt ist. Einige der Vorredner haben 
das schon angeführt. Kann der Student, der 
auswärts wohnt, diese Leistung täglich, 
wöchentlich, monatlich, vierteljährlich, halb­
j ährlich in Anspruch nehmen - wann kann er 
sie in Anspruch nehmen'? Wann es ihm beliebt 
oder nur zu bestimmten Zeitpunkten? Das 
Gesetz enthält keinerlei Aussage über diese 
Dinge. 

Ich glaube, daß das Gesetz gleichzeitig eine 
Aushöhlung des Rechtsanspruches enthält, 
weil es dem Finanzminister sehr weitgehende 
Ermächtigungen gibt. Das Gesetz nimmt in kei­
ner Weise auf Landesgesetze, die bereits be­
stehen und die auf diesem Gebiet bereits 
Rechtsansprüche statuiert haben, Rücksicht. 
Das Gesetz nimmt keine Rücksicht auf jene 
Fälle, in denen Gemeinden oder andere Ge­
bietskörperschaften zur Selbsthilfe gegriffen 
haben. Eine Fülle von Fragen ist in diesem 
Gesetz einfach nicht geregelt. (Abg. L i n  s­
b a u  e I: Die "bestvorbereitete Regierung" 1) 

Wir werden sehen, meine Damen und Her­
ren, ob Sie dafür eine Mehrheit bekommen 
können. 

Ich darf nur noch darauf hinweisen, daß 
etwa die in den ländlichen Gebieten viel drän-

gendere Frage der Internate offenbleibt, daß 
also eine wesentliche Gruppe hier zwar keine 
Fahrtkosten, dafür aber andere Kosten in 
erheblichem Umfang hat, daß viele Dinge nicht 
geregelt werden, daß die Vollziehung dieses 
Gesetzes, wenn wir den Rechtsanspruch ernst 
nehmen, zweifellos eine Fülle von Verwal­
tungsarbeit und Uberlastung der Verwaltung 
bedeutet (Abg. L i  n B b a u  e r: Sie haben 
4000 Beamte aufgenommen!), wenn Sie beden­
ken, daß es sich um Hunderttausende Schüler 
handelt, die dieses Gesetz in Anspruch neh­
men werden. Der Kreis - das steht auch 
außer Frage - wird viel, viel größer nach 
diesem Gesetz werden, als wir ihn heute 
schätzen. Wir haben nicht die geringste Vor­
stellung darüber, in welchem Ausmaße der 
Fonds durch dieses Gesetz belastet werden 
wird. Am Beginn haben Sie uns im Ausschuß 
mitgeteilt, daß es sich um vielleicht 160 Mil­
lionen Schilling oder 180 Millionen Schilling 
handeln könnte. Bei der letzten Sitzung des 
Finanzausschusses ist dieser Betrag auf 
350 Millionen Schilling angestiegen. 

Ich darf festhalten, meine Damen und Her­
ren, daß dieser Betrag wahrscheinlich eine 
weite Unterschätzung desjenigen bedeutet, 
was hier tatsächlich wird aufgewendet werden 
müssen, weil die öffentliche Hand, weil der 
Bund praktisch keinen Einfluß auf einen großen 
Teil der Ausgaben nach diesem Gesetz hat, 
weil zum überwiegenden Teil Rechtsträger die 
Tarifhoheit haben, die nicht vom Bunde 
abhängig sind: die Gemeinden, die Länder, 
die Osterreichischen Bundesbahnen, private 
Kraftfahrunternehmungen. Die alle werden 
natürlich im Hinblick auf dieses Gesetz eine 
Traifpolitik ci la langue verfolgen, die zwei­
fellos nicht zum Vorteil des Familienlasten­
ausgleichsfonds ausgehen wird. 

Ein letztes : Die Freiheitliche Partei hat 
bewirkt, daß dieses Gesetz nun für ein Jahr 
beschlossen werden soll. Denken Sie heute 
bitte dar an, meine Damen und Herren, was 
Sie in einem Jahr erleben werden, wenn Sie 
nach den Erfahrungen, die Sie machen werden, 
dann vor der Tatsache einer Verlängerung 
beziehungsweise grundlegenden Änderung 
stehen werden. 

Ich glaube, Hohes Haus, eines ist heute in 
der Debatte eindeutig bestätigt worden: daß 
es sich um ein Gesetz handelt, das geradezu 
der sichtbare Ausdruck der bisherigen Regie­
rungstätigkeit ist, nämlich das Nachlaufen hin­
ter einem Gag, hinter einem plötzlichen Gedan­
ken der Popularität, praktisch die Opposi­
tionspolitik von der Regierungsbank aus und 
das Hinüberwerfen der Verantwortung auf 
die Oppositionsparteien in diesem Haus. 

Ich weiß nicht, meine Damen und Herren, 
wie lange eine solche Politik glaubhaft sein 
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kann, und ich gebe Ihnen noch einmal zu über­
legen, nach allem, was heute in dieser fast 
vierstündigen Debatte zum Ausdruck. gekom­
men ist : ob es nicht sinnvoll und zweckmäßig 
wäre, sich noch einmal gründlich zu überlegen, 
.bei einer grundsätzlichen Ubereinstimmung in 
der Sache doch ein Gesetz zu produzieren, 
das man auch als ehrliches, als anständiges 
Gesetz bezeichnen kann, als eines, das die 
Probleme löst, und nicht als eines, das so wie 
Ihres neue Probleme schaffen wird, mit denen 
sich dieses Haus noch oft wird befassen müs­
sen. (Zustimmung bei der OVP.) 

Ich muß und ich darf deponieren, daß wir in 
dieser Form bei grundsätzlicher Anerkennung 
der Grundtatsache des Gesetzes, nämlich daß 
den belasteten Familien in den ländlichen 
Bereichen durch Fahrtkostenzuschüsse sehr 
wohl unter die Arme gegriffen werden soll, 
trotzdem dieser Vorlage, eben in der Form, 
in der sie präsentiert wurde, leider unsere 
Zustimmung nicht geben können. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Bundesminister Dr. Androsch. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Ich möchte nicht 
die Budgetdebatte des vergangenen Herbstes 
oder früherer Herbste aufleben lassen, aber 
doch soviel zu der "Ernte" sagen, von der 
Sie, sehr geehrter Herr Abgeordneter Doktor 
Koren, gesprochen haben: 

Erinnern Sie sich an den Herbst 1 969, an die 
Verhandlungen des Budgets 1 970 im Finanz­
und Budgetausschuß, als wir Sie - mein 
Freund Dr. Staribacher und ich - über die 
künftige Budgetentwicklung fragten und Sie 
uns darauf keine Antwort gegeben haben, 
und welches Ergebnis dann die ich glaube 
im April des vergangenen Jahres vom Beirat 
für Wirtschafts- und Sozialfragen veröffent­
lichte Budgetvorschau gebracht hat, welche 
Deckungslücken für 1 97 1  zu erwarten waren, 
und in welch noch höherem Ausmaß an das 
aus den letzten Jahren im Jahre 1 972 kumu­
lieren wird, was die Offentlichkeit veranlaßt 
hat, schon vom "Horror-Budget" des Jahres 
1 972 zu sprechen I Soviel möchte ich nur zur 
"Ernte" feststellen. (Ruf bei der OVP: 13 Pro­
zent Mehreinnahmen!) 

Was das Budget 1 970 betrifft, möchte ich 
feststellen, daß das jenes Budget war, das 
Sie beschlossen haben und wir zu vollziehen 
haben. Ich möchte auch diese Diskussion nicht 
wiederaufleben lassen. Im Haus ist darüber 
gesprochen worden, und in der Fachwelt ist 
das Verdikt ebenfalls gesprochen worden. 

Aber nun zum Problem des Familienlasten­
ausgleiches. Ich habe schon bei meiner vorigen 

Wortmeldung zitiert, was maßgebende Leute 
(Zwischenruf des Abg. Dr. M u s  s i 1) - und 
das waren zweifelsohne Herren auch aus Ihren 
Reihen - zu dem Problem festgestellt haben. 

Jetzt darf ich Ihnen dieses Problem des 
Ausgleiches der materiellen Mehrbelastung an 
einem Beispiel demonstrieren. Ein junges 
Kind, das aus einem niederösterreichischen 
Voralpendorf in die 1 .  Klasse Mittelschule 
geht, hat - bei einem Familieneinkommen 
von etwa 4500 S monatlich - folgende Be­
lastung : 

68 1 S Anschaffung von Büchern; Bahnfahrt 
von Altenmarkt nach Berndorf monatlich 40 S, 
jährlich 400 S. 

Nach dem Vorschlag der Bundesregierung 
war vorgesehen die Ubernahme dieser Be­
lastung von 1 081  S, ergibt mit der generellen 
Erhöhung von 280 S, wirksam ab 1 .  Jänner, 
eine Abgeltung der Mehrbelastung von 1 361 S. 

Ihr Vorschlag, gleichgültig ob 1 4mal 50 oder 
die 280 plus der 400, bringt in diesem kon­
kreten Fall aber nur einen Ausgleich von 
680 S beziehungsweise 700 S. Das ist eben der 
Unterschied im Ausgleich. 

Wenn man das als einen Gag bezeichnet, 
dann möchte ich sagen (Zwischenruf bei der 
OVP) : Die Bundesregierung bekennt sich zu 
einem solchen Gag, derartige Mehrbelastun­
gen abzugelten. (Beifall bei der SPO.) 

Nun zu einigen technischen Details. Es ist 
gar keine Frage, daß der Sache und der Höhe 
nach der Anspruch in dem Entwurf fixiert ist. 
Ich sehe auch keine Einschränkung dieses 
Grundsatzes in der dem Finanzminister 
gewährten Ermächtigung, die sich ausschließ­
lich auf die technische Durchführung und damit 
auf eine möglichst einfache Administrierbar­
keit bezieht. Wenn der Kreis größer werden 
sollte, als unseren Schätzungen zugrunde liegt 
- und Sie, sehr geehrter Herr Abgeordneter 
Dr. Koren, wissen aus Ihrer Tätigkeit, daß 
man im Finanzministerium im großen und 
ganzen ziemlich gut schätzen kann -, wenn 
also der Kreis dennoch größer würde, beweist 
ja das nur, daß es einen solchen Lasten­
abgeltungsbedarf überhaupt gibt, und es 
würde ja nur zusätzlich die Notwendigkeit 
bestätigen. 

Was den Betrag betrifft, ist, glaube ich, im 
Ausschuß schon klargestellt worden, daß man 
nicht Ungleiches vergleichen kann. Es hat sich 
im Zuge der Beratungen der Kreis wesentlich 
ausgedehnt, vor allem auch gegenüber dem 
Vorschlag des Ministerialentwurfs über ein 
Schülerbeihilfengesetz, und das hat natürlich 
und notwendigerweise auch eine Erhöhung 
des Betrages, der zur Abgeltung erforderlich 
ist, notwendig gemacht. 
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Was die Tarife betrifft, so wissen Sie, sehr 
geehrter Herr Abgeordneter, sehr genau, daß 
alle diese Tarife, die Sie im Auge haben, 
vom Verkehrsministerium zu genehmigen sind 
und daß also nicht die autonomen Entschei­
dungen getroffen werden, die Sie befürchten 
und von denen Sie eine Aushöhlung dann 
sozusagen der Einnahmenstruktur des Fami­
lienlastenausgleichsfonds befürchten. 

Daher glaube ich, daß auch in der Durch­
führung eine einfache Lösung gefunden wurde. 
Ich stimme aber mit Ihnen völlig überein, 
daß der von Ihnen gewählte Weg, zur Gänze 
das mit einem kurzen Satz dem Budget zu 
inkamerieren, wesentlim einfamer gewesen 
wäre. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Tull. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Tull (SPO) : Hohes Haus! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Trotz wider­
spremender Auffassungen der verschiedenen 
Redner zum gegenständlichen Ausschußbericht 
haben wir alle zusammen, glaube ich, guten 
Grund, festzustellen, daß der heutige Tag ein 
Freudentag ist, ein Freudentag fürs Parlament 
(Ruf bei der OVP: Für Siel) und für jene 
Familien, die schulpflichtige Kinder haben. 
Für das Parlament, meine Damen und Herren, 
deswegen, weil wir heute zum ersten Mal in 
der Geschichte die Möglichkeit haben, über 
einen Uberschuß des Familienlastenaus­
gleimes zu reden und zu verhandeln. 

Meine Damen und Herren I Es war bisher 
nicht üblich, daß Sprecher von dieser Stelle 
aus Beamte als Zeugen aufrufen, dies beson­
ders dann nicht, wenn man diesen Beamten 
Worte in den Mund legt, ohne ihnen Gelegen­
heit geben zu können, hier die Wahrheit auf­
zuzeigen und zu widersprechen. 

Ich bin von Herrn Dr. Reithofer ermächtigt 
worden, Herr Professor Dr. Koren, folgende 
Erklärungen hier abzugeben: 

Herr Dr. Reithofer, Mitglied des Ausschusses 
beim Bundesministerium für Finanzen, von 
dem Sie vorher gesproChen haben, hat niemals 
erklärt, daß Leistungsverbesserungen für den 
FamilienlastenausgleiCh nur dann zugestimmt 
wird, wenn auf der Einnahmenseite entspre­
chende Verbesserungen vorgenommen wer­
den. 

solche Haltung, die Herr Dr. Reithofer in die­
ser Besprechung eingenommen hat, rechtferti­
gen. 

Ich habe hier eine Aufstellung über die 
Aufbringung der Mittel zum Familienlasten­
ausgleichsfonds in der Zeit von 1954 bis 1 910. 
Ich vergleiChe die Jahre 1 965 und 1 910. 

Der 6prozentige Dienstgeberbeitrag betrug 
laut Bundesrechnungsabschluß im Jahre 1 965 
4310 Millionen, während er im Jahre 1910 
1200 Millionen ausgemacht hat. 

Der 3prozentige Beitrag von der Einkom­
men- und der Körperschaftsteuer betrug im 
Jahre 1965 426 Millionen und stieg im Jahre 
1910 auf 608 Millionen SChilling. 

Bei der Landwirtschaft sehen die Zahlen 
noch trister aus : Im Jahre 1965 waren es 
68 Millionen, während es im Jahre 1970 61 Mil­
lionen gewesen sind. 

Soweit die nackten TatsaChen! (Abg. K e r n: 
Die 125 Prozent vom Grundsteuermeßbetragl 
Sonst ist nichts dabei! Das sind aber nicht die 
Teile, die wir auf Grund der Beschäftigung 
von Arbeitnehmern zu bezahlen habenl) So­
weit die Wahrheit, Herr Abgeordneter Kern I 

Meine Damen und Herrenl Ich bin heute 
im Zusammenhang mit den Verhandlungen 
im Unterausschuß, in dem den Vorsitz zu 
führen ich die Ehre hatte, wiederholt zitiert 
worden. Es wurde hier auCh von Abgeord­
neten Dr. Koren behauptet, daß die Verhand­
lungen dort unter einem besonderen Zeitdruck. 
gestanden seien, daß wir bemüht gewesen 
wären, alles durchzupeitsChen. Auf der ande­
ren Seite haben jedoch Sprecher der tJster­
reichischen Volkspartei - iCh glaube, es war 
der Herr Abgeordnete Suppan - ganz kon­
trär zu dieser Behauptung des Herrn Professors 
Koren gesagt, es wäre eigentlich nichts gesche­
hen, man hätte eigentlich nur ab und zu Unter­
lagen vorgelegt und es sei praktisch nichts 
wei tergegangen. 

Im möchte doch zur KlarsteIlung, meine 
Damen und Herren von der tJsterreimismen 
Volkspartei, folgendes feststellen: Es ist dom 
keine Schande . . . (Abg. S u p p a n: Wieder­
holen Sie, was ich festgestellt habe!) Im 
komme darauf zu sp.rechen, Herr Kollege Sup­
panI (Abg. S u p p a n: Nicht einmal abge­
stimmt haben Sie als Vorsitzender/) Daß Sie 
die Geschäftsordnung nicht kennen, bedaure 
ich sehr, denn ansonsten müßten Sie wissen, 
daß ich in einem Unter ausschuß nicht abstim-

Verlangt wurde allerdings - das sei offen 
zugegeben -, daß auch die anderen Gesell­
schaftsgruppen, und zwar nach ihren Einkom­
mensverhältnissen, zur Verbesserung der Ein­
nahmenseite herangezogen werden. men lassen kann. Aber das nur zu. Ihrer per­

Ich darf gerade Ihnen, Herr Professor Doktor sönlichen Information. (Abg. L i b a I: Im Unter­

Koren, in diesem Zusammenhange hier jene ausschuß gibt es keine Abstimmung! Suppan 

Zahlen in Erinnerung rufen, die wohl eine hat keine Ahnung von der Geschäftsordnung!) 
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Es ist keine Schande und schon gar nicht ein 
SChwächezeichen, über einen Gegenstand aus­
führlich zu beraten, verschiedene Varianten 
zur Uberlegung zu stellen, neue Ergänzungs­
vorschläge zu unterbreiten und so weiter. 

Gerade Sie waren es doch, die immer wieder 
verschiedenes verlangt haben. Sowohl Herr 
Bundesminister Dr. AndrosCh als auch Herr 
Bundesminister Gratz waren bereit, all das 
Material, soweit es in Osterreich aufzubringen 
war, zur Verfügung zu stellen. Eines konnte 
man allerdings nicht: die Erfahrungswerte aus 
zwei deutschen Bundesländern, Erfahrungs­
werte, die ebenfalls verlangt worden sind, 
berei tstellen. 

Es ist ausführlich gesprochen worden, und 
siehe da - das muß zur Steuerung der Wahr­
heit hier erklärt und deutlich ausgesprochen 
werden -: In der letzten Sitzung des Unter­
ausschusses hat der Sprecher der Osterreichi­
schen Volkspartei zu Beginn der Verhandlun­
gen eine Erklärung abgegeben, und zwar sagte 
er sinngemäß : 

Da bisher genügend verhandelt worden ist, 
stehen wir auf dem Standpunkt, daß die Ange­
legenheit abgeschlossen werden muß, abge­
schlossen deswegen, weil in der OffentliChkeit 
der Eindruck entsteht, daß die Vertreter der 
Osterreichischen Volkspartei die Angelegen­
heit blockieren und zu keinem befriedigenden 
Ergebnis kommen lassen. 

Meine Damen und Herren! Es hat schon 
etwas für sich, wenn Kohlmaier diese Erklä­
rung abgegeben hat, denn es ist wahrlich kein 
Gag, wie es Abgeordneter Dr. Koren genannt 
hat, wenn eine solche Maßnahme, eine sehr 
weitreichende und positive familienpolitisChe 
Maßnahme, wie wir sie jetzt hier diskutieren, 
nunmehr auch verabschiedet werden kann. 

Wir geben unumwunden zu, daß im Zuge 
der Verhandlungen verschiedenes gegenüber 
den ursprünglichen Vorstellungen anders 
gemacht beziehungsweise modifiziert worden 
ist. 

Hier muß ich - Herr Kollege Melter ist 
bedauerlicherweise nicht hier - feststellen: 
Offenbar gibt es - ich will miCh nicht in die 
Interna des FPO-Klubs einmengen - einen 
Kontaktfehler, oder Kollege Melter ist ein 
Opfer nicht ausreichender Informationen 
geworden. Denn ausgerechnet das, was Kol­
lege Melter hier kritisiert, bemängelt hat, ist 
ja im Grunde genommen auf Anregung des 
Herrn Dr. Broesigke in den AusschußberiCht 
aufgenommen worden. Das war einmal die 
Befristung auf ein Jahr. (Abg. P e t  e r: Herr 
Tu11! Das kann bei einer liberalen Partei vor­
kommen!) Ich habe ja nichts dagegen, aber 
das muß hier doch klargestellt werden. Kol-

lege Dr. Broesigke war es, der weiters die 
räumliche Begrenzung, die Entfernungsbegren­
zung und darüber hinaus den Höchstbetrag 
von derzeit 260 S verlangt hat. Das muß hier, 
glaube ich, doch mit aller Deutlichkeit gesagt 
werden. (Präsident Dr. M a l  e t a übernimmt 
den Vorsitz.) 

Nun zu den übrigen Vertretern der Oster­
reichischen Volkspartei. Vor allem Herr Dok­
tor Kohlmaier hat sich wirklich bemüht, seine 
Argumente sachlich vorzutragen, obzwar er 
manchmal auch Behauptungen aufgestellt hat, 
die einfach nicht beweisbar gewesen sind. 

So hat er zum Beispiel erklärt, er sei tod­
unglücklich über die Zweckentfremdung dieser 
Mittel in der Vergangenheit gewesen. Er war 
todunglücklich, er hat tiefes Unbehagen 
gehabt. Wenn er aber ein Unbehagen gehabt 
hat, dann liegt doch die Frage nahe, warum 
er sich nicht seinerzeit an den Herrn Bundes­
minister Dr. Koren gewandt und gefragt hat, 
was mit diesen Geldern geschehen ist. 

Herr Dr. Kohlmaier hat von einem großen 
Täuschungsmanöver gesprochen. Er erklärte, 
die größte Täuschung der Offentlichkeit werde 
mit dieser sozialistischen Initiative vorgenom­
men. 

Wenn man schon von Täuschung spricht, 
so darf ich in Erinnerung rufen, daß aus Ihrer 
PropagandasChrift "für alle", die Sie seiner­
zeit auf Kosten der Steuerzahler herausge­
bracht haben, unter anderem aus einer Auf­
stellung betreffend Erläuterung des Budgets 
für 1 969 hervorgeht, daß für Familienbeihilfen 
um 35,2 Prozent mehr als 1 965, das sind 
also 6,8 Milliarden Schilling, ausgegeben 
worden sind. Nur eines hat man verschwiegen, 
Herr Kollege Dr. Mussil: Was mit den 1 ,2 Mil­
liarden Schilling geschehen ist, die in den 
letzten Jahren zweckwidrig dem Familien­
lastenausgleiChsfonds entzogen worden sind. 

Wir haben heute von Herrn Dr. Koren ver­
nommen, daß angesichts des damaligen Bud­
gets, der damaligen Budget- und Wirtschafts­
lage ein solcher Griff in den Familienlasten­
ausgleichsfonds notwendig gewesen sei. Darf 
ich hier in aller Bescheidenheit eine Frage 
stellen: Wer hat die damalige Wirtschafts­
und Finanzlage heraufbeschworen? Sie haben 
sich doch selbst diese Budgetsuppe einge­
brockt, die Sie dann auslöffeln mußten. Ent­
gegen unseren Warnungen und Mahnungen 
haben Sie damals eine Finanz-. und Budget­
politik geführt, die sich so verhängnisvoll aus­
gewirkt hat. 

Herr Finanzminister Dr. Koten hat heute 
erklärt, auf einen Zwischenruf eingehend, die 
derzeitige Regierung lebe angeblich von dem 
Bankrott, den die OsterreidlisChe Volkspartei 
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zurückgelassen hat. Darf ich darauf nur eines 
erwidern : Wir alle würden wesentlich besser 
in diesem Staate leben, müßten wir heute 
nicht jene Schulden zurückzahlen, die uns die 
vergangene Regierung als trauriges Erbe 
hinterlassen hat. Das ist die nackte Wahrheit, 
meine Damen und Herren! (Beifall bei der 
SPO. - 'Widerspruch bei der GVP.) 

Meine Damen und Herren! Es steht dem 
Herrn Professor Dr. Koren, der für die dama­
lige Wirtschafts- und Finanzlage mit verant­
wortlich ist, nicht gut an, wenn er heute von 
einer Liquidierung des Familienlastenaus­
gleichs spricht. 

Darf ich Ihnen folgendes sagen, Herr Pro­
fessor Koren. Sie alterieren sich darüber, daß 
nun eine neue Komponente in den Familien­
lastenausgleich eingebaut wird. Das haben Sie 
uns im Ausschuß sehr eingehend dargestellt. 
Sie haben sich bemüßigt gefühlt, heute dieses 
Thema neuerlich hier vorzutragen. Herr Dok­
tor Koren, ich kann Ihnen bis zu einem gewis­
sen Grade folgen (Abg. Dr. K o r  e n: Das ist 
schon etwas!), wenn Sie von einer statischen 
Uberlegung ausgehen, nach dem Muster: Was 
bisher gewesen ist, muß so bleiben und darf 
keinesfalls anders werden, darf keinesfalls 
geändert werden. 

Meine Damen und Herren! Sie werden viel­
leicht sagen, das ist keine Argumentation. 
Nun darf ich vielleicht in diesem Zusammen­
hang noch eines sagen: Im Jahr 1 954 hat man 
sich in einer Sitzung des Hohen Hauses, als 
diese Einrichtung geschaffen worden ist, sehr 
eingehend mit der Problematik des Familien­
lastenausgleiches befaßt. Die damalige Spre­
cherin der Sozialistischen Partei Osterreichs, 
Frau Abgeordnete Flossmann, hat damals 
wörtlich erklärt: "Wir wollen daher diese Vor­
lage als ein Gesetz kennzeichnen, das sich im 
Stadium der Entwicklung befindet . . .  " 

Es wurde - und der Herr Bundesmini­
ster Gratz hat das bereits hier 
aufgezeigt - ein Anfang gemacht. Das heißt 
nicht, daß die Beihilfenarten, wie sie im 
ursprünglichen Gesetz vorgesehen waren, nun 
für alle Zeit unverändert verbleiben müssen. 

Der Sprecher der Osterreichischen Volks­
partei, Herr Abgeordneter Fink, hat damals 
am 1 5. Dezember 1 954 folgendes erklärt: 

"Allgemein ist man der Ansicht, dies soll 
nur ein Anfang des Ausgleichs der Familien­
lasten sein. Dieses Gesetz ist das Baugerippe 
für die Förderung und die Betreuung der 
Familie. Wir werden es noch finanziell aus­
füllen und ausbauen müssen . . .  " - Ein An­
fang ist also gemacht worden. 

Das hat Fink damals erklärt, das waren 
Finks Worte. (Abg. Dr. G r u b e r: "Finanziell 
noch ausfüllen", hat er gesagtl) "Der Anfang 
eines Ausgleidls".  

Es ist heute von zwei Bundesministern 
bereits darauf verwiesen worden, worin der 
Sinn des Familienlastenausgleiches liegt: nicht 
ein Ausgleich zwischen armen und reichen 
Leuten, sondern eben ein Ausgleich von Be­
ziehern gleicher Einkommen mit bestimmter 
Kinderanzahl. Und daß hier ein regionaler 
Ausgleich - bildungs-, schul- und kulturpoli­
tisch - auch berücksichtigt werden sollte, 
glaube ich, wird jedermann in Osterreich ein­
sehen und verstehen. 

Meine Damen und Herren! Mögen Sie auch 
heute noch nicht bereit sein, dieser Vorlage 
zuzustimmen, sind wir doch überzeugt, daß 
der überwiegende Teil der österreichischen 
Bevölkerung diese Maßnahme, die heute hier 
gesetzt werden soll, aufrichtigen Herzens und 
mit Freude begrüßen wird. Wir können und 
wollen nur eines in diesem Zusammenhang 
noch klar aussprechen und hoffen: daß das 
nicht der letzte Schritt ist. 

Ich habe im Finanz- und Budgetausschuß 
gesagt: Die Frage der kostenlosen Schulbücher 
ist für uns weiterhin aktuell und kommt nicht 
mehr von der Tagesordnung. Wir werden 
weiterhin dafür eintreten. Wir werden uns 
weiterhin bemühen, auch das zu verwirklichen, 
weil wir der Meinung sind, daß das im Sinne 
einer modernen Familienpolitik gelegen ist. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Suppan. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Suppan (OVP) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Es war zu erwarten, daß 
der Abgeordnete Dr. Tull es übernehmen wird, 
an die Regierung eine Dankadresse abzu­
statten. Ich möchte aber seine Auffassung 
namens unserer Fraktion nicht teilen, daß 
der heutige Tag ein Freudentag der Familien 
Osterreichs ist. Ich möchte eher sagen: Es 
ist ein schwarzer Tag für die Familien Oster­
reichs l (Ironische Heiterkeit bei der SPO.) 

Warum, Hohes Haus? - Sie sind nun im 
Begriff, ein Gesetz zu beschließen - ich habe 
bei meiner ersten Wortmeldung darauf hin­
gewiesen -, das die Mittel des Familien­
ausgleichsfonds auf lange, lange Zeit hinaus 
voll ausschöpfen wird. Meine Damen und 
Herren I Es wird in Zukunft im Familienlasten­
ausgleichsfonds kein Geld mehr vorhanden 
sein. (Abg. Ing. H ä u s e r: Da war es schon 
besser, wie es der Koren gemacht hall) Herr 
Vizekanzler, melden Sie sich zu Wort! 
Kommen Sie herl Man hört Sie von dort so 
schlecht. 
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Ich habe schon bei meinen ersten Ausfüh­
rungen darauf hingewiesen, daß es nach einer 
Statistik, die aum dem Herrn Unterrichtsmini­
ster bekannt ist, derzeit in Osterreim 280.000 
Schüler gibt, die tag�spendeln, das heißt, mit 
Verkehrsmitteln die Schule besumen. Es ist 
unbestritten, Herr Bundesminister, daß schon 
für diese 280.000 Kinder 350 Millionen Schil­
ling derzeit erforderlich sein werden. Niemand 
von der Bundesregierung ist in der Lage, uns 
zu sagen, wie viele Kinder nun in dieses neue 
Gesetz einbezogen werden, niemand ist in 
der Lage, uns zu sagen, was dieses neue 
Gesetz uns kosten wird. Ich behaupte, es wird 
das Doppelte und Dreifache kosten. Meine 
Damen und Herren! Damit ist für alle Zukunft 
der Familienlastenausgleichsfonds ausge­
räumt. Ausgeräumt, Herr Vizekanzler! Es wer­
den in Zukunft keine Mittel zur Verfügung 
stehen, um die Kinderbeihilfen erhöhen zu 
können. 

Es ist eine besondere Pikanterie des Herrn 
Abgeordneten Dr. Tull, daß er für dieses 
schlechte Gesetz, das nun behandelt wird, den 
Abgeordneten Dr. Broesigke verantwortlich 
macht. Herr Dr. Tull, ich gratuliere Ihnen dazu. 
Anscheinend wollen Sie das schlechte Ge­
wissen, das Sie heute bei diesem Gesetz 
haben, dem Abgeordneten Dr. Broesigke zu­
spielen. Ein wirklich nobler Zug von Ihnen! 
(Zustimmung bei der avp.) 

Hohes Haus! Ich wiederhole : Wir sind gegen 
dieses Gesetz, weil Sie damit entgegen Ihren 
Beteuerungen die Kleinkinder - und deren 
gibt es in Osterreich 749.896 - von dieser 
Regelung ausschließen. Ich sage noch einmal: 
Wir lehnen dieses Gesetz ab , weil mit diesem 
Gesetz die Kasse des Familienlastenaus­
gleichsfonds für aUe Zeiten ausgeräumt wird 
und damit heute ein schwarzer Tag für die 
österreichischen Familien ist. (Beifall bei der 
avp. - Abg. F a  c h i  e u  t n e r: Beim Budget 
habt ihr die Bauern ausgeräumt, und jetzt 
räumt ihr die Familien aus!) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist gesmlos­
sen. Die Frau Berimterstatter bittet um das 
Schlußwort. (Andauernde Rufe und Gegen­
rufe bei spa und avp.) Die Debatte und 
damit auch die Zwischenrufe sind geschlossen. 

Am Wort ist die Frau Berichterstatter. 

Berichterstatterin Hanna Hager (Schluß­
wort): Ich möchte nur kundtun, daß ich dem 
Antrag der Abgeordneten Suppan, Landmann 
und Stohs nicht beitrete. (Zwischenrufe bei 
der avp.) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zur 
A b s t i m  m u n g. Ich bitte um Aufmerksam­
keit. 

Es liegen folgende Anträge vor: Ein Antrag 
der Abgeordneten Suppan und Genossen auf 
Einfügung neuer Ziffern 5 a, 5 b und 1 1  a im 
Artikel I sowie Anträge auf getrennte Ab­
stimmung zu Artikel I Ziffer 2 hinsichtlich 
§ 2 Abs. 7, zu Ziffer 8 hinsichtlich § 30 b, zu 
Ziffer 1 2  und schließlich zu Artikel 11. Ich 
werde entsprechend den bekanntgegebenen 
Anträgen verfahren. 

Ich lasse zunächst über den Artikel I bis 
einschließlich Ziffer 1 abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die hiezu ihre Zu­
stimmung geben, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Das ist die Mehrheit. Angenommen. 

Ich lasse nunmehr über Ziffer 2 hinsichtlich 
des § 2 Abs. 7 (Unruhe) - ich bitte um Auf­
merksamkeit! -, worüber getrennte Abstim­
mung verlangt worden ist, abstimmen und 
bitte jene Damen und Herren, die hiezu ihre 
Zustimmung geben, sieb. von den Sitzen zu 
erheben. - Einstimmig angenommen. 

Ich lasse nunmehr über den Rest der Ziffer 2 
sowie über die Ziffern 3 bis einschließlich 
Ziffer 5 abstimmen. Ich bitte jene Damen und 
Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Mehrheit. Angenommen. 

Es liegt ein Zusatzantrag der Abgeordneten 
Suppan und Genossen auf Einfügung zweier 
neuer Ziffern 5 a und 5 b vor. Ich bitte jene 
Damen und Herren, die diesem Zusatzantrag 
Suppan zustimmen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Minderheit. Abge­
lehnt. 

Wir stimmen nunmehr über die Ziffern 6, 7 
und die Ziffer 8 bis einschließlich erster und 
zweiter Satz des § 30 b ab. Ich bitte j ene 
Damen und Herren, die diesem Teil der Vor­
lage ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehrheit. 
Angenommen. 

Hinsichtlich Ziffer 8, soweit sie den rest­
lichen § 30 b zum Gegenstand hat, ist getrennte 
Abstimmung verlangt worden. Ich lasse nun­
mehr hierüber abstimmen und bitte jene 
Damen und Herren, die der Ziffer 8, soweit 
sie diesen Teil des § 30 b betrifft, ihre Zu­
stimmung geben, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Das ist die Mehrheit. Angenommen. 

Wir stimmen nunmehr über den Rest der 
Ziffer 8 sowie die Ziffern 9, 10 und 1 1  ab. 
Im bitte jene Damen lind Herren, die diesem 
Teil der Vorlage ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Die Mehrheit. 
Angenommen. 

Es liegt nunmehr ein Zusatzantrag der Ab­
geordneten Suppan und Genossen auf Ein­
fügung einer neuen Ziffer 1 1  a vor. Ich bitte 
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jene Damen und Herren, die diesem Zusatz­
antrag Suppan zustimmen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Minderheit. Abge­
lehnt. 

Hinsichtlich Ziffer 12 der Vorlage ist ge­
trennte Abstimmung verlangt worden. Ich bitte 
daher jene Damen und Herren, die dieser Ziffer 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

kh lasse nunmehr über den Rest des Arti­
kels I, das ist Ziffer 1 3, abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die dieser Ziffer 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Die Mehrheit. Angenommen. 

Hinsichtlich des Artikels II ist getrennte 
Abstimmung verlangt worden. Ich bitte j ene 
Damen und Herren, die dem Artikel lI der 
Vorlage ihre Zustimmung geben, sfch von den 
Sitzen zu erheben. - Einstimmig angenom­
men. 

Ich lasse nunmehr über den Rest der Vor­
lage, das sind Artikel III sowie Titel und Ein­
gang des Gesetzentwurfes, abstimmen. Ich 
bitte j ene Damen und Herren, die diesen 
Teilen der Vorlage ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
die Mehrheit. Angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung des Gesetz­
entwurfes beendet. 

Die Frau Berichterstatter beantragt die sofor­
tige Vornahme der dritten Lesung. - Ein 
Einwand wird nicht erhoben. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, siCh 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Mehrheit. Der Gesetzentwurf ist somit auch 
in dritter Lesung a n  g e n  0 m m e n. 

2. Punkt: Erste Lesung des Antrages 62/ A 
(11-902 der Beilagen) der Abgeordneten Eridl 
HoisteUer und Genossen betreffend NovelUe-

rung des Einkommensteuergesetzes 1967 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen nun­
mehr zum 2. Punkt der Tagesordnung: Erste 
Lesung des Antrages (62/ A) der Abgeordneten 
Erich Hofstetter und Genossen betreffend 
N ovellierung des Einkommensteuergesetzes 
1 961. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zunächst 
erteile ich gemäß § 41 Abs. 2 Geschäftsord­
nungsgesetz dem Antragsteller, Herrn Abge­
ordneten Erich Hofstetter, das Wort zur Be­
gründung. 

Abgeordneter Erich Hoistetter (SPO) : Herr 
Präsident ! Hohes Hausl Wir haben eine erste 
Lesung unseres Initiativantrages über eine 

Einkommensteuergesetznovelle 1 971  bean­
tragt, weil der Initiativantrag der Abgeord­
neten Peter, Graf und Genossen, der im Vor­
jahr gegen unsere Stimmen im Nationalrat 
beschlossen, vom Bundesrat beeinsprucht und 
abermals gegen unsere Stimmen mit Behar­
rungsbeschluß im Nationalrat durchgedrückt 
worden ist, infolge aufgetretener Schwierig­
keiten bereits nach zwei Monaten novelliert 
werden muß. Sie, meine Damen und Herren 
der Oppositionsparteien, sind damit, wie eine 
Zeitung sdueibt, in das Fettnäpfchen getre­
ten. 

Uns geht es nunmehr darum, den zahlrei­
chen Arbeitern und Angestellten, den Leid­
tragenden dieses Gesetzes, welches von den 
Oppositionsparteien durchgedrückt wurde, zu 
zeigen, daß es sehr wohl eine Möglichkeit 
gibt, das ihnen angetane Unrecht wieder zu 
beseitigen. Denn seit jenem Zeitpunkt, an dem 
die ersten Betriebe die Uberstunden für den 
Monat Jänner abgerechnet haben, werden wir 
im Gewerkschaftsbund täglich von Betriebs­
räten, aber auch von einzelnen Arbeitnehmern 
angerufen und angeschrieben, und immer stellt 
man uns die gleiche Frage : "Wieso müssen 
wir heute für unsere Uberstunden mehr Steuer 
zahlen als im Vorjahr? Und das, obwohl uns 
in den Zeitungen großzügig eine völlige 
Steuerbefreiung der Uberstunden versprochen 
worden war." 

Jawohl, ich sage jetzt absichtlich der Uber­
stunden, weil vielfach - vielleicht aus Platz­
mangel in Uberschriften oder aus anderen 
Uberlegungen - die Zeitungen nicht immer 
nur von einer Steuerbefreiung der Uberstun­
denzuschläge, sondern der Uberstunden über­
haupt gesprochen haben. 

Um die jetzigen Schwierigkeiten bei der 
Uberstundenbesteuerung zu verstehen, muß 
man sich die Rechtsentwick.lung auf diesem 
Gebiet seit 1 969 vergegenwärtigen. Bis Ende 
1969 galt die Regelung, daß in Uberstunden­
zahlungen enthaltene Zuschläge für Mehr­
arbeit bis zu einem monatlichen Höchstbetrag 
von 1 30 S steuerfrei waren. Diese Bestimmung 
wurde allerdings dadurch eingeschränkt, daß 
diese Steuerbefreiung nur insofern galt, als 
diese Zuschläge auf Grund eines Gesetzes 
oder eines Kollektivvertrages bezahlt wur­
den. Dies wurde noch weitergehend dadurch 
eingeschränkt, daß dieser Kollektivvertrag aus 
der Zeit vor dem 1 .  Jänner 1 954 - in gewissen 
Fällen auch aus der Zeit zwischen 1 .  Jänner 
1954 und 1 .  Juli 1962 -, keinesfalls aber von 
einem späteren Zeitpunkt stammen durfte. 

Anläßlich der Beschlußfassung über das 
Arbeitszeitgesetz hat das Hohe Haus Ende 
1969 auch die Bestimmungen über die Ober-
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stundenbesteuerung geändert. Einerseits 
wurde der monatliche Höchstbetrag für die 
Steuerfreiheit von 1 30 S auf 260 S erhöht, 
andererseits wurde die Bindung an Gesetz 
und Kollektivvertrag fallengelassen. Es ist 
nicht uninteressant, heute festzustellen, daß 
seitens der SPO damals im Ausschuß der 
Wunsch vorgebracht wurde, diese Grenze nicht 
mit 260, sondern mit 520 S zu ziehen; das 
scheiterte aber am Einspruch des damaligen 
Finanzministers Dr. Koren. 

Diese eben geschilderte Regelung galt wäh­
rend des ganzen Jahres 1 970. Seit 1 .  Jänner 
1 97 1  haben wir eine andere gesetzliche Lage. 
Ich erinnere Sie daran, daß die Abgeordneten 
der FPU und Abgeordneter Graf von der UVP 
im Sommer des Vorjahres einen Initiativantrag 
eingebracht haben, der nach der Meinung der 
Antragsteller eine völlige Steuerbefreiung der 
Uberstundenzuschläge hätte bringen sollen. 

Es wurden damals gegen diesen Initiativ­
antrag viele Bedenken von allen Seiten laut. 
Neben den Abgeordneten der SPO und dem 
Herrn Finanzminister waren es vor allem die 
Gewerkschaften, die aus verschiedensten 
Gründen schwerste Bedenken gegen dieses 
Gesetz vorgebracht haben. Vor allem des­
wegen, weil sie einerseits in den Gesetzes­
bestimmungen eine Begünstigung für die Uber­
stundenschinderei gesehen haben und anderer­
seits Gefahren für j ene .Arbeitnehmer, die 
nur wenige Uberstunden leisten, darin er­
bliCkten. Schließlich haben wir uns auch erheb­
liche Sorgen wegen der Verkomplizierung der 
Lohnverrechnung gemacht. 

Die Abgeordneten der Opposition hatten 
sichtlich auch bald keine Freude mehr mit 
ihrem ursprünglichen Antrag, und sie haben 
ihn einige Male in den Ausschußberatungen 
geändert. Was dabei herausgekommen ist, 
zeigt sich nun bei der Durchführung des Ge­
setzes. Man hat Sie, meine Damen und Herren 
der Opposition, darauf aufmerksam gemacht, 
aber Sie ließen sich von Ihrem Vorhaben 

nicht abbringen. Der Antrag wurde mit Be­
harrungsschluß letzten Endes zum Gesetz er­
hoben. Wir haben damals bei den Debatten 
im Hohen Haus und im Bundesrat schon den 
Eindruck gewonnen, daß es Ihnen, meine 
Damen und Herren von der Opposition, weni­
ger darum ging, ein möglichst gutes Gesetz zu 
machen, sondern vielmehr darum, einen 
Prestigeerfolg zu erringen. Eigentlich hätte es 
Ihnen doch zu denken geben sollen, daß der 
Osterreichische Gewerkschaftsbund sich gegen 
ein Gesetz ausspricht, das angeblich zum Vor­
teil der Arbeitnehmer geschaffen wurde. Aber 
Sie haben alle Bedenken immer wieder über­
gangen und haben sich in einer Justament­
haltung verkrampft. Ich möchte das deswegen 

so betonen, weil ich das Gefühl habe, daß 
Sie drauf und dran sind, diesen schweren 
Fehler noch einmal zu begehen. 

Wer sind nun die Hauptopfer, die Haupt­
leidtragenden des von der Opposition durch­
gedrückten Steuergesetzes? Es sind vor allem 
drei Gruppen: Erstens alle jene Arbeitnehmer, 
die einen über ihren Kollektivvertrag hinaus­
gehenden Zuschlag für Uberstunden bekom­
men. Das ist besonders häufig der Fall bei 
den ersten vier Uberstunden in der Woche, 
wo im Arbeitszeitgesetz und auch in den 
meisten Kollektivverträgen ein 25prozentiger 
Zuschlag vorgesehen ist, während in vielen 
Betrieben auf Grund innerbetrieblicher Ver­
einbarungen bereits ein Zuschlag von 50 Pro­
zent auch für diese Uberstunden gewährt wird. 

Die zweite Gruppe der Betroffenen sind jene 
Arbeitnehmer, in deren Betrieben auf Grund 
betrieblicher Vereinbarungen eine kürzere 
Zeit als im Arbeitszeitgesetz oder im Kollek­
tivvertrag vorgesehen gearbeitet wird. Der­
zeit gilt auf Grund des Arbeitszeitgesetzes 
und der allermeisten Kollektivverträge die 
43-Stunden-Woche. Aus betriebsorganisato­
rischen Gründen, aus Gründen der Schicht­
einteilung und aus sozialen Gründen haben 
allerdings zahlreiche Betriebe eine kürzere 
Arbeitszeit eingeführt. Da nun durch das Ge­
setz der OVP wieder die Bindung an Gesetz 
und Kollektivvertrag eingeführt wurde, müs­
sen die Arbeitnehmer in allen diesen Fällen 
ihre Dberstundenzuschläge voll versteuern. 

Und was das besonders Unangenehme an 
dieser Sache ist : Diese Zuschläge waren im 
Jahre 1 970 zur Gänze oder zumindest über­
wiegend durch den Zuschlag eines Freibe­
trages von 260 S steuerfrei. Für die ersten 
Uberstunden hat daher das neue, von Ihnen 
durchgepeitschte Gesetz effektiv zu einer 
Schlech.terstellung der Arbeitnehmer geführt. 
Wem es geholfen hat, das hat der Herr Bun­
desrat Dr. Pitschmann in bemerkenswerter 
Offenherzigkeit im Rahmen der Debatte zu 
diesem Gesetz im Bundesrat bereits vorher· 
gesagt. Er sagte nämlich, und ich zitiere wört­
lich : "Wir sehen also, daß die steuerliche 
Entlastung für die Arbeiter nicht allzu welt­
bewegend ist. Er muß sehr, sehr viele Uber· 
stunden leisten, damit die steuerliche Ent­
lastung einigermaßen ins Gewicht fällt." 

Jawohl, meine Damen und Herren! Für den­
jenigen, der wenige Uberstunden leistet, bringt 
Ihr Gesetz in den meisten Fällen eine Ver­
schlechterung ; nur für denjenigen, der sehr, 
sehr viele Uberstunden leistet, bringt Ihr Ge­
setz eine Verbesserung. Und da fängt die 
ganze Problematik schon an. Gerade darauf 
haben meine Kollegen und ich im Jahre 1 970 
besonders hingewiesen. 
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Ihr Gesetz bedeutet aber auch eine wesent- nehmern durch Ihr Gesetz benachteiligt wor­
liche Verkomplizierung der Lohnverrechnung. den. 
Auch auf diesen Umstand haben wir hinge­
wiesen. Ich darf Ihnen das an Hand eines 
Beispiels skizzieren : Nehmen wir an, ein Be­
trieb hat die 42-Stunden-Woche betrieblich 
eingeführt und gewährt bereits für die ersten 
Dberstunden einen 50prozentigen Zuschlag. 
Wie schaut nun die Lohnverrechnung aus, 
wenn ein Arbeiter in diesem Betrieb fünf 
Dberstunden in einer Woche gemacht hat? 
Für die erste Dberstunde muß der Zuschlag 
zur Gänze versteuert werden. Für die nächsten 
vier Uberstunden muß der Zuschlag zur Hälfte 
versteuert werden. Hätte der Arbeiter sechs 
oder mehr Uberstunden gemacht, so würde 
ab der sechsten Arbeitsstunde der Dberstun­
denzuschlag zur Gänze steuerfrei sein. 

Also drei verschiedene Arten von Uber­
stundenzuschlägen: solche, die voll versteuert 
werden, solche, die zur Hälfte versteuert wer­
den, und solche, die zur Gänze steuerfrei sind. 
Und da hat Herr Bundesrat Ing. Gassner wört­
lich noch behauptet, daß die Lohnbuchhaltung 
künftighin wesentlich vereinfacht wird und 
damit wieder Arbeitskräfte für andere Tätig­
keiten frei werden. Auch der Herr Abgeord­
nete Dr. König hat im Hohen Haus ausgeführt, 
daß der Antrag eine echte Erleichterung der 
Abrechnung bringt. Aus der Funktion des 
Herrn Dr. König heraus ist diese Erklärung 
für mich überhaupt nicht verständlich. Wenn 
die Vereinfachung der Lohnverrechnung bei 
Ihnen so ausschaut, meine Damen und Herren 
von der Opposition, dann wird sich die Wirt­
schaft sicherlich für Ihre Bemühungen bestens 
bedanken! Dies ist übrigens auch zum über­
wiegenden Teil geschehen. Ich komme darauf 
noch zurück. 

Nun ist allerdings der Einwand gebracht 
worden, daß von den Nachteilen dieses Ge­
setzes nur wenige Arbeitnehmer betroffen 
sind. Wörtlich hat Herr Abgeordneter Doktor 
Mussil in einer Aussendung des "OVP-Presse­
dienstes" vom 25. Februar dieses Jahres be­
hauptet : "Eine SchlechtersteIlung einzelner 
Arbeitnehmer kann daher nur in ganz wenigen 
Extremfällen eintreten." 

Ich weiß nicht, woher Sie, Herr Dr. Mussil, 
Ihre Unterlagen haben. Wir kennen eine sehr 
große Anzahl von Betrieben, deren Beschäf­
tigte in die Zehntausende und Hunderttau­
sende gehen und durch diese Regelung 
schlechtergestellt wurden. Es sind private und 
verstaatlichte Betriebe, es sind Tochtergesell­
schaften ausländischer Konzerne und kleine 

Herr Abgeordneter Professor Dr. Koren hat 
hier schon einen klügeren Weg eingeschlagen. 
Er hat nicht davon gesprochen, daß nur ganz 
wenige Arbeitnehmer von dem verunglückten 
Gesetz betroffen sind, sondern er hat vorge­
bracht, daß es ganz einfach unmöglich war, die 
nachteiligen Auswirkungen dieses Gesetzes 
rechtzeitig vorauszusehen. 

Ganz abgesehen davon, daß dieses Argu­
ment bei einem ehemaligen Finanzminister 
nicht ganz überzeugend klingt, ist doch darauf 
hinzuweisen, daß, wenn schon Sie, meine 
Damen und Herren der Opposition, die Nach­
teile dieses Gesetzes nicht vorausgesehen 
haben, Sie immerhin die Möglichkeit gehabt 
hätten, sich über diese Nachteile rechtzeitig 
zu informieren. Denn Sie wurden gewarnt, und 
zwar von allen Seiten! Wir haben Sie von 
dieser Stelle auf die zu erwartenden Schwierig­
keiten und Nachteile aufmerksam gemacht. 
Sie können dies im stenographischen Proto­
koll vom 9. Juli 1 970 nachlesen, ebenso die 
Erklärungen des Herrn Finanzministers An­
drosch. Auch wurde in den Ausschußberatun­
gen, insbesondere aber im Unterausschuß, auf 
die aufscheinenden Schwierigkeiten hingewie­
sen. Aber es ging Ihnen hier, wie schon gesagt, 
einzig um Ihr Prestige. Sie legten gar nicht 
darauf Wert, Möglichkeiten echt und gründ­
lich durchzudiskutieren. 

Daß Sie einem Abgeordneten der Regie­
rungspartei kein Vertrauen schenken, mag 
noch dahingestellt sein. Weniger verständlich 
ist mir schon, daß Sie nicht auf jene gehört 
haben, die Ihnen sicherlich näherstehen. 

Ich verweise zum Beispiel auf einen Artikel 
in der Tageszeitung "Die Presse" vom 1 1 .  Juli, 
dessen Uberschrift schon alles sagt. Er stand 
unter der Schlagzeile "Steuerfreiheit kontra 
Lohnverrechnung" . Oder ich verweise auf zwei 
Aufsätze in der Zeitschrift "Die Industrie". 
In der Nummer 29 vom 1 7. Juli 1 970 heißt es 
wörtlich : "Die Einbeziehung der Ziffer 17  in 
die Absätze 2 und 3 des § 3 Einkommensteuer­
gesetz sieht auch Einschränkungen vor, die 
im Einzelfall noch genau analysiert werden 
müssen." In der Nummer 42 der gleichen Zeit­
schrift vom 16. Oktober 1 970 wird in einem 
längeren Aufsatz darauf hingewiesen, daß die 
von Ihnen vorgeschlagene neue Regelung wie­
der eine Bindung an die Kollektivverträge 
und die alten Stoppbestimmungen bringt und 
noch dazu mißverständlich formuliert ist. Es 
hieß dann wörtlich - ich zitiere wieder -: 

österreichische Privatunternehmen. Es geht "Andererseits wird es den Arbeitnehmern, die 
also nicht nur um wenige Extremfälle, sondern bisher Teile von Uberstundenentlohnungen 
es ist eine sehr große Anzahl von Arbeit- steuerfrei erhalten haben, schwerfallen, eine 
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Streichung dieser Begünstigungen hinzuneh­
men." Nun sind wir in dieser Situation, und 
deshalb auch der Antrag auf eine Novellie­
rung. Der Aufsatz schließt mit den bezeich­
nenden Worten - ich zitiere nochmals -: 
"Dennoch oder gerade deshalb muß man die 
Forderung erheben, daß alle Anstrengungen 
unternommen werden, eine ausgereifte, ver­
nünftige, formulierungs technisch einwandfreie 
und nicht zuletzt abrechnungstechnisch ein­
fache Lösung zu finden." Aber Sie in Ihrer 
Hektik haben ein echtes Ausdiskutieren und 
die Vorschläge, die von unserer Seite unter­
breitet wurden, abgelehnt. 

Sie sehen also, Sie wurden von allen Seiten 
informiert und gewarnt. Heute wollen Sie 
sagen, man wußte über die Auswirkungen 
nicht Bescheid. 

Nicht zuletzt hat auch der Bundesminister 
für Finanzen am 9. Juli in diesem Hause 
warnend darauf hingewiesen, daß der damals 
vorliegende Antrag für eine Reihe von Arbeit­
nehmern ab 1971  eine steuerliche Verschlech­
terung gegenüber dem Rechtszustand von 1 910 
bringen wird. In der Debatte des Bundesrates 
hat der Herr Finanzminister seine Ausfüh­
rungen mit dem vorausschauenden Satz ge­
schlossen - ich zitiere nochmals -: "Daher, 
glaube ich, kann man nicht nur nicht sagen, 
daß hier keine zukunftsorientierte Lösung vor­
liegt, sondern ich glaube, man kann, ohne 
daß man sich auf das Gebiet der Prophetie 
begeben muß, voraussagen, daß, wenn dieser 
Antrag Gesetz werden sollte, nach sehr, sehr 
kurzer Zeit eine Novellierung eintreten wird." 

Herr Finanzministerl Hier sind Sie wirklich 
ein Prophet gewesen. Wobei nicht ohne Pikan­
terie vermerkt werden soll, mit welcher Freude 
die Oppositionsparteien und die ihnen nahe­
stehenden Zeitungen vermerkt haben, daß nun 
der Finanzminister durch die Opposition und 
gegen seinen Willen gezwungen werden wird, 
dieses Gesetz auszuführen. 

Darf ich hier nur einen Beitrag der Tages­
zeitung "Kurier" zitieren, der auch vom Bun­
desrat Ing. Gassner mit großer Hingabe und 
Freude in der damaligen Debatte im Bundesrat 
zitiert wurde. Es hieß damals im "Kurier" : 
"Obwohl die sozialistische Regierungsfraktion 
dagegen stimmte, wird . . .  Androsch . . .  - von 
der Mehrheit überstimmt - und jene Milde­
rung der Uberstundenbesteuerung durchfüh­
ren müssen, auf die sich die beiden Opposi­
tionsparteien einigten." 

Heute müssen Sie selbst feststellen, daß 
dieses Gesetz, weil es eben eine Fülle von 
Unebenheiten und Unrecht beinhaltet, novel­
liert werden muß. 

Wenn ich aber schon bei der Frage bin, 
ob die Auswirkungen dieses Gesetzes hätten 
vorhergesehen werden können, so darf ich 
noch etwas zusätzlich hier anfügen. 

In der Offentlichkeit ist während der Bera­
tungen über dieses Gesetz sehr wohl noch ein 
weiteres Argument von Ihnen dafür vorge­
bracht worden. Einige Herren der Unterneh­
merorganisationen haben ganz bewußt erklärt, 
dieses Gesetz mit seinen Stoppbestimmungen 
würde jene Unternehmer, die vielleicht doch 
geneigt sein könnten, günstigere Uberstunden­
regelungen, als im Gesetz und Kollektivver­
trag vorgesehen, zu verwirklichen, davon ab­
halten. 

Auch auf die Einschränkung der Vertrags­
freiheit wurde von uns hingewiesen. Abge­
ordneter Dr. König hat dies im übrigen am 
9. Juli hier im Haus sehr deutlich ausgespro­
chen. Er erklärte wörtlich: "Die überwältigende 
Mehrzahl derartiger Vereinbarungen kürze­
rer überbetrieblicher Arbeitszeiten oder höhe­
rer Zuschläge sind Betriebsvereinbarungen. " 
Und er betonte dann weiter: Diese Regelungen 
werden nach unserem Vorschlag nicht begün­
stigt. 

Daraus ersehen Sie, daß Sie sich vollkommen 
der Verschlechterung bewußt waren, die dieses 
Gesetz, welches Sie beschlossen haben, für 
viele Arbeitnehmer bringt. Man war sich also 
der Auswirkungen dieses Gesetzes bewußt. 
Man wollte damit erreichen, daß die sozial 
denkenden, fortschrittlichen Unternehmungen 
oder zumindest deren Arbeitnehmer bestraft 
werden, wenn sie in dieser Frage rascher vor­
gehen, als es vielleicht dem einen oder anderen 
Herrn der Bundeswirtschaftskammer Heb ist. 
Gerade aus diesem Grund haben wir ja da­
mals eine weitergehende Regelung der Uber­
stundenzuschläge im Rahmen des Arbeitszeit­
gesetzes verlangt. 

Es ergibt sich daher nun die Frage, was 
geschehen soll. Wir haben einen Intiativantrag 
vorgelegt, von dem wir überzeugt sind, daß 
er die bestehenden Schwierigkeiten beseitigen 
kann. Durch unseren Initiativantrag würde die 
Bindung an Kollektivvertrag und Gesetz bei 
der Besteuerung von Uberstunden, aber auch 
bei Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszu­
schlägen aufgehoben werden, und zwar - das 
erachte ich auch als besonders wichtig - rück­
wirkend mit 1 .  Jänner. Dies vor allem deshalb, 
weil in Kreisen der WittsChaft und vor allem 
bei den Lohnverrechnern über die jetzige Ge­
setzeslage eine heillose Verwirrung herrscht 
und daher die Gefahr besteht, daß in vielen 
Betrieben diese Zuschläge heute falsCh ver­
steuert werden und daß es dann im Zuge der 
Lohnsteuerprüfungen zu erhebliChen NaChzah­
lungen kommen könnte. 
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Wir schlagen gleichzeitig vor, beim Aus­

maß der Steuerfreiheit für die Uberstunden­
zusdlläge beziehungsweise beim Ausmaß der 
Steuerfreiheit und den Einkommensbestim­
mungen bei Sonntags-, Feiertags- und Nadlt­
arbeitszuschlägen wieder Begrenzungen ein­
zuführen, und zwar einzig und allein zu dem 
Zweck, um eine mißbräudllidle Verwendung 
dieser Bestimmungen hintanzuhalten. Es geht 
uns darum, zu verhindern, daß zur Umgehung 
der Steuer Mißbrauch betrieben wird. Und 
das müßte eigentlich auch Ihre Absidlt sein. 
Bedauerlicherweise sieht der von Ihnen, meine 
Damen und Herren von der Opposition, ein­
gebrachte Initiativantrag keinen derartigen 
Schutz vor. 

Ich betone das vor allem auch deswegen, 
weil ich vermeiden will, daß uns nach der 
Beschlußfassung über dieses Gesetz wieder 
dasselbe passiert wie bei der Beschlußfassung 
über Ihr Gesetz im Oktober des Vorjahres. 

Ich kann mir schon vorstellen, daß die 
jetzige Situation für Sie alles eher als ange­
nehm ist, meine Damen und Herren. Ich kann 
mir auch vorstellen, daß die Versuchung groß 
ist, wieder einen Alleingang zu machen, sich 
wieder auf einen Prestigestandpunkt zu stel­
len, wieder nicht auf berechtigte Einwände von 
unserer Seite zu hören. Dennoch möchte ich 
Sie ersuchen, dieser VersudlUng zu wider­
stehen. 

Wir Sozialisten sind sicherlich in dieser 
Frage nicht starr. Es geht uns darum, eine 
Regelung zu finden, durch die erstens den 
Arbeitnehmern, die im Zuge betrieblicher Not­
wendigkeiten Uberstunden leisten müssen, 
eine Entlastung bei der Besteuerung dieser 
Uberstunden zugute kommt, die zweitens eine 
Vereinfadlung der Lohnverrechnung bringt 
und die drittens nicht mißbraucht werden 
kann. 

Wir sind überzeugt davon, daß unser Vor­
schlag diesen Bedingungen entspricht. Wir 
sind ebenso überzeugt davon, daß Ihr Vor­
schlag zumindest dem letzteren Wunsch nicht 
gerecht wird. Wir sind aber flexibel und bereit, 
jede Lösung zu akzeptieren, die den von uns 
aufgestellten Zielvorstellungen entspricht. 

kh möchte aber meinen Beitrag nicht voll­
enden, ohne darauf hinzuweisen, daß diesem 
Hohen Haus bereits der Vorschlag einer Ände­
rung des Arbeitszeitgesetzes vorliegt, und 
zwar im Hinblick darauf, daß für Uberstunden 
generell ein Zuschlag von 50 Prozent vorge­
sehen werden soll. Abgesehen davon, daß wir 
dies für eine sozial gerechte Lösung in dieser 
Frage halten, sind wir auch der Uberzeugung, 
daß es ein weiterer Schritt zur Vereinfachung 
der Lohnverrechnung wäre. Wir wollen keinen 

Zweifel daran lassen, daß uns auch dieses 
Gesetz wichtig erscheint und daß wir hoffen, 
daß es in kürzester Zeit im Hohen Haus zur 
Beschlußfassung gelangen kann. Vor allem 
aber geht es uns jetzt darum, das Unrecht, 
das Zehntausende Arbeiter und Angestellte 
in Osterreich durch Ihr Gesetz vom 30. Okto­
ber 1970 auf Grund Ihres Beharrungsbeschlus­
ses nach dem Einspruch des Bundesrates er­
litten haben, möglichst rasch wieder zu besei­
tigen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Pansi. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Panst (SPO) : Herr Präsidentt 
Hohes Haus! Da die Frage, ob die Uber­
stundenzuschläge zur Gänze oder bis zu 
einem bestimmten Höchstbetrag steuerfrei sein 
sollen, innerhalb verhältnismäßig kurzer Zeit 
zweimal im Nationalrat und einmal im Bun­
desrat zur Debatte stand und heute zum drit­
ten Male im Hohen Hause behandelt wird, 
ist es sehr schwer, etwas zu sagen, was bisher 
noch nicht gesagt worden ist. 

Eindeutig fest steht jedenfalls eines: Das 
von den bei den Oppositionsparteien gegen 
die Warnungen der Regierungspartei und des 
Herrn Finanzministers beschlossene Gesetz ist 
ein schlechtes Gesetz. Daran kann auch die 
etwas eigenartige Behauptung des Abgeord­
neten Melter hier im Hohen Hause und auch 
im Rundfunk nichts ändern, daß die Sozialisten 
und der Herr Finanzminister an dem Versager 
schuld seien. Das Gegenteil Ihrer Behauptung 
ist ridltig. Der Abgeordnete Hofstetter, beson­
ders aber der Herr Finanzminister haben den 
beiden Oppositionsparteien am 9. Juli 1970 
sehr deutlich vor Augen geführt, mit welmen 
Fehlern das Gesetz behaftet ist. Sie waren 
aber ni mt bereit zu hören, sondern wollten 
unter allen Umständen beweisen, daß Sie 
gegen den Willen von Regierungspartei und 
Finanzminister ein Gesetz beschließen können. 

So sagte der Abgeordnete Melter: 

"Wir Freiheitlichen, das darf ich zum Ab­
schluß feststellen, sind jedenfalls stolz darauf, 
daß wir nach jahrelangem Bemühen endlidl 
eine echte parlamentarische Situation gefun­
den haben, die es uns ermöglicht, eine alte 
Forderung durchzusetzen und hier zumindest 
mit einem Mehrheitsbeschluß dieses alte Ziel 
der Verwirklichung zuzuführen." 

Kollege Graf von der OVP war aber nom 
viel übersmwenglicher und sagte unter ande­
rem: 

"Herr Finanzministerl Sie haben mim der 
Effekthascherei geziehen. Im habe mich nicht 
gekränkt. Für mich ist der Effekt, der heute 
herauskommen wird, ganz brauchbar." 
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Pansl 
Wie brauchbar Ihr Gesetz ist, haben Sie Lebenserwartung im Laufe der Zeit so ge­

innerhalb kürzester Zeit gesehen. Was Ihnen waltig angestiegen ist. 
der Herr Finanzminister und sozialistische Ab-
geordnete vorausgesagt haben, ist eingetreten. 
Eine große Zahl von Dienstnehmern mußte 
nach dem 1 .  Jänner 1 97 1  für Uberstunden­
zuschläge mehr Lohnsteuer bezahlen als zu­
vor. 

Wenn Abgeordneter Melter versucht, tür 
dieses Debakel den Sozialisten die Schuld 
in die Schuhe zu schieben, so ist das nicht 
korrekt (Abg. M e  1 t e  r: Aber richtig, zu­
treitend ist es!), aber durchaus verständlich. 
Ich gestehe ihm zu, daß er seinerzeit in Un­
kenntnis gehandelt hat, sich nun aber scheut, 
das einzugestehen. 

Der OVP hingegen kann man Unkenntnis 
nicht zubilligen, denn wenn schon nicht Abge­
ordneter Graf, so hat doch der Klubobmann 
und ehemalige Finanzminister Professor Dok­
tor Koren wissen müssen, welche nachteiligen 
Auswirkungen das Gesetz für die Dienstneh­
mer mit sich bringen mußte. 

Es ist nur natürlich. daß sozialistische Abge­
ordnete einen Initiativantrag eingebracht 
haben. um den durch Sie geschaffenen Ubel­
stand zu beseitigen. und im Interesse der 
gleichen und gerechten Behandlung aller 
Dienstnehmer eine entsprechende Änderung 
des Einkommensteuergesetzes verlangen. Es 
freut uns, daß auch Sie selbst Ihre Fehler 
einsehen und nun ebenfalls für die Beseiti­
gung derselben eintreten. 

Leider gehen aber auch diesmal die Mei­
nungen über eine gerechte und zweckmäßige 
Lösung auseinander. Während wir Sozialisten 
der Meinung sind, daß Uberstundenzuschläge 
bis zu einem Betrag von 780 S pro Monat 
steuerfrei bleiben sollen, vertreten Sie weiter­
hin die Auffassung. daß keine Begrenzung 
erfolgen soll. 

Warum treten nun wir, die wir seit jeher 

Ein zu starker Anreiz zur Leistung von 
übermäßig vielen Uberstunden führt zum 
Raubbau an der Arbeitskraft, und das kann 
vom Staate nicht gefördert werden. Die All­
gemeinheit muß doch das größte Interesse 
daran haben, daß möglichst vielen arbeitenden 
Menschen die Arbeitskraft bis zur Erreichung 
des Pensionsalters erhalten bleibt. 

Ubermäßiger Kräfteverbrauch führt zwangs­
läufig zu zahlreichen Erkrankungen und vor 
allem zur Frühinvalidität, womit neben dem 
Verlust der wertvollen Arbeitskraft gewaltige 
Belastungen der Allgemeinheit verbunden 
sind. 

Ich weiß. daß Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi 
diese Auffassung nicht teilt und die in so 
großem Maße vorhandene Frühinvalidität auf 
andere Ursachen zurückführt. Ich stelle aber 
auch nicht nur Behauptungen auf. sondern 
stütze mich auf die Statistiken unserer Pen­
sionsversicherungsanstal ten. 

Nach diesen Statistiken gab es Ende Jänner 
1 971 bei der Pensionsversicherungsanstalt der 
Angestellten insgesamt 146.221 Direktpensio­
nen. Davon waren 40.074 oder 27 , Prozent 
Invaliditätspensionen. 1 06. 1 47 oder 73 Prozent 
Alterspensionen. Das ist an sich ein recht 
gutes Verhältnis. Sie werden aber zugeben. 
meine Damen und Herren. daß die Angestell­
ten im großen und ganzen bei ihrer Berufs­
tätigkeit körperlich nicht so angestrengt sind 
wie Arbeiter und außerdem in der Regel auch 
weniger Uberstunden leisten. 

Bei der Pensionsversicherungsanstalt der 
Arbeiter ist das Verhältnis zwischen Invali­
ditäts- und Alterspensionen wesentlich un­
günstiger. Von den 41 6.339 Direktpensionisten 
beziehen 1 66. 184 oder 40 Prozent die Invali­
ditätspension und 249. 1 55 oder 60 Prozent die 
Alterspension. 

im besonderen die Interessen der Dienstneh- Noch bedeutend ungünstiger sieht es bei 
mer vertreten haben, für eine Begrenzung der Land- und forstwirtschaftlichen Sozialver­
ein? Dafür sind zwei Gründe maßgebend : sicherungsanstalt aus. Dort beziehen von den 
erstens der Schutz gegen eine übermäßige 67.486 Direktpensionisten 4 1 .709 oder 61 Pro­
Uberstundenschinderei und zweitens die Ver- zent die Invaliditätspension und nur 25.777 
hinderung von Mißbrauch. Sie wollen gegen oder 39 Prozent die Alterspension. Vor der 
besseres Wissen keinen der beiden Gründe Einführung der Frühpension wegen langer 
gelten lassen, nur um zu zeigen, daß Sie im Versicherungsdauer waren die Verhältnisse 
Remt sind. Wie sind aber die Verhältnisse noch wesentlich ungünstiger. 
ta tsämlim? Aus diesen Ziffern. meine Damen und Her-

Das Arbeitszeitgesetz ist doch in erster Linie ren, können wir doch eindeutig entnehmen. 
ein Schutzgesetz; ein Schutz zur Erhaltung daß die starke Inanspruchnahme der mensch­
der menschlichen Arbeitskraft. Neben dem lichen Arbeitskraft in großem Maße zu einem 
Fortschritt der Medizin und einigen anderen viel früheren Kräfteverbrauch und somit zur 
Faktoren sind doch die Schutzgesetze einer Frühinvalidität führt. Ich will nicht in Abrede 
der wesentlimsten Gründe dafür, daß die stellen, daß die seinerzeit vom Herrn Abge-
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Pans! 

ordneten Dr. Scrinzi angeführten Gründe,
· 

gegeben hat. Sie haben von 1945 bis Anfang 
welche seiner Meinung nach vor allem zu 1 970 den Finanzminister gestellt und haben 
Frühinvalidität führen, auch eine Rolle spielen, nie die Beseitigung der Begrenzung verlangt ; 
aber ich bestreite entschieden, daß diese auch nicht Ihre Finanzgenies Dr. Schmitz und 
Gründe die Hauptursache sind. Professor Koren. 

Und nun ergibt sich die Frage, ob es unter 
diesen Umständen zu verantworten bezie­
hungsweise richtig ist, daß die Leistung von 
Uberstunden und damit der Raubbau an 
Gesundheit und Arbeitskraft übermäßig geför­
dert werden soll. Invaliditätspensionen sind 
für niemanden von Vorteil. Für den Pensio­
nisten bedeuten sie für viele Jahre hindurch 
ein geringeres Einkommen und eine kürzere 
Lebenserwartung. Für die Allgemeinheit 
bedeuten sie den Verlust der Arbeitskraft und 
vorzeitige Pensionszahlungen. 

Und nun zum zweiten Grund für die Be­
grenzung der Steuerfreiheit für Uberstunden­
zuschläge, zur Verhinderung von Mißbrauch. 

Unser Vorschlag sieht vor, daß Uberstun­
denzuschläge bis zum Ausmaß von 780 S 
monatlich steuerfrei sein sollen. Das bedeutet, 
daß bei einem Stundenlohn von 30 S, den es 
bei uns kaum noch gibt, oder einem Monats­
gehalt von 5580 S monatlich 52 Uberstunden 
mit einem 50prozentigen Uberstundenzuschlag 
geleistet werden können, ohne daß eine Be­
steuerung der Zuschläge eintritt. 

Bei einem Stundenlohn von 40 S - den wird 
es in Zukunft geben, derzeit gibt es ihn noch 
nicht - oder einem Monatsgehalt von 7440 S 
und einem Uberstundenzuschlag von 50 Pro­
zent finden noch immer 39 Uberstunden pro 
Monat im Betrage von 780 S Platz. Mit der 
von uns vorgeschlagenen Regelung sind ohne 
Zweifel alle Arbeiter und Angestellten erfaßt, 
für welche echte Uberstundenleistungen in 
einem vertretbaren Ausmaß in Betracht kom­
men. 

Ist es nun richtig, meine Damen und Herren, 
daß es für eine kleine Gruppe, aber auch für 
einzelne Betriebe, die es sich selbst richten 
können, keine Begrenzung gibt? Wollen Sie, 
daß im Laufe der Zeit große Teile des Ein­
kommens als Uberstundenentgelt, als Mehr­
dienstleistungspauschale oder Uberstunden­
pauschale deklariert und der Versteuerung 
entzogen werden? Diese Entwicklung wird 
nicht nur, sondern sie muß zwangsläufig ein­
treten, wenn es keine Begrenzung der Steuer­
freiheit der Uberstundenzuschläge gibt. Glau­
ben Sie wirklich, meine Damen und Herren 
der beiden Oppositionsparteien, daß dieser 
Weg richtig ist? 

Ich darf an die Abgeordneten der Oster­
reichischen Volkspartei aber auch die Frage 
stellen, warum es bisher eine Begrenzung 

Ich darf abschließend nochmals sagen, um 
was es uns geht. Wir wollen erstens den Schutz 
der Arbeitskraft und daher keine Förderung 
der übermäßigen Uberstundenschinderei und 
zweitens die Verhinderung von Mißbrauch. 
Wir laden Sie ein, mit uns gemeinsam einen 
Weg zu gehen, welcher zu diesem Ziele führt. 

Wenn Unternehmer beziehungsweise 
Arbeitgeber heute begreifen - und ich hoffe, 
meine sehr verehrten Herren des Wirtschafts­
bundes, daß ich wegen dieser Äußerung nicht 
gesteinigt werde (Abg. G r a i: Es sind keine 
Steine hier!) -, daß Arbeitslosigkeit und somit 
billige Arbeitskräfte kein Vorteil für die All­
gemeinheit und damit auch nicht für die Unter­
nehmer sind, müßten Sie sich auch darüber 
im klaren sein, daß die möglichst lange Erhal­
tung der Arbeitskraft des einzelnen für den 
Wohlstand des Staates von entscheidender 
Bedeutung ist. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta (zu den Abg. Mayr 
und Meißl, die sich über die Reihenfolge der 
W.ortmeldungen auseinandersetzen): Viel­
leicht haben die Herren ihre Meinungsver­
schiedenheit mittlerweile ausgetragen. (Abg. 
M a y r: Ich habe als erster kontra gemeldet/) 

Ich entscheide folgendermaßen: Auf der mir 
ursprünglich vorgelegten Liste stand auf der 
Kontraseite der Abgeordnete Sandmeier und 
auf der Proseite der Abgeordnete Melter. Sie 
haben das dann geändert. (Abg. M e i ß  1: Nein, 
weder pro noch kontra, Herr Präsident! -
Weitere Zwischenrufe.) 

Meine Damen und Herren I Der Präsident 
entscheidet in solchen Fällen. Ich stelle das mit 
Vergnügen in einer Präsidialsitzung dann zur 
Debatte. 

Als nächster am Wort ist der Abgeordnete 
Sandmeier. (Abg. M e  1 t e r: Mit Begünsti­
gung!) Das ist keine Begünstigung I Die kön­
nen Sie mir nach acht Jahren Amtsführung 
nicht vorwerfen. 

Abgeordneter Sandmeier (OVP) : Herr Prä­
sident! Hohes Haus I Es hat kaum ein Pro­
blem gegeben, das in so kurzer Aufeinander­
folge hier im Plenum und in den Ausschüssen 
behandelt wurde, wie das Uberstundenpro­
blem. Dabei scheint das Grundanliegen in 
dieser Frage gar nicht so kompliziert zu sein. 
Es geht bei diesem Problem darum, eine 
Lösung zu finden, die den berechtigten Wün­
schen der Arbeitnehmer entgegenkommt, daß 
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Sandmeier 
derjenige, der über das normale Arbeitszeit­
ausmaß hinaus Leistungen vollbringt, nicht 
dadurch bestraft wird, daß die dafür bezahlten 
Mehrarbeitszuschläge noch versteuert werden. 
Die Begründung ist plausibel, denn es kann 
nicht so sein, daß derjenige Nachteile hat, der 
bereit ist, mehr zu leisten. 

Die optimale Lösung in dieser Frage kann 
aber nur sein, die Mehrarbeitszuschläge zur 
Gänze steuerfrei zu stellen, ohne betragliche 
Begrenzung. Diese optimale Lösung strebten 
die Oppositionsparteien OVP und FPO bereits 
im Sommer vorigen Jahres an, weshalb damals 
ein diesbezüglicher Antrag im Parlament ein­
gebracht wurde. 

Seitens der Sozialisten wurde seinerzeit 
gegen diesen Antrag heftig polemisiert, offen­
sichtlich weil ihr eigener Antrag wesentlich 
schlechtere Auswirkungen für die Arbeitneh­
mer gehabt hat. (Abg. P a n  s i: Das sehen Sie 
ja jetztl) Bei Ihnen hat j a  nur ein Teil der 
Arbeitnehmer Mehrarbeitszuschläge freige­
stellt bekommen. 

In der Folge kam es dann zu sehr intensiven 
Verhandlungen. Von Seite der Sozialisten 
wurden damals verschiedene Bedenken gegen 
unseren Antrag vorgebracht, und im Finanz­
ausschuß wurden auf Wunsch der Sozialisten 
einige Beschränkungen eingebaut. Wie man 
in der Praxis gesehen hat, haben diese 
Beschränkungen zu einigen wesentlichen Här­
ten für bestimmte Gruppen von Arbeitnehmern 
geführt. 

Nun gilt es, diese Härten zu beseitigen. Sie 
werden beseitigt, wenn die Steuerfreiheit der 
Mehrarbeitszuschläge ohne betragliche Be­
grenzung und ohne kollektivvertragliche Bin­
dung gewährt wird. 

Wenn immer wieder gesagt wird, die Sozia­
listen hätten ja damals schon gewußt, daß es 
zu einer Änderung kommen wird, und man 
hätte gemeint, es würde nicht lange dauern, 
bis eine Novellierung kommt, dann darf ich 
dazu folgendes sagen. (Abg. S k r i t e  k: Da 
haben wir recht behalten!) Herr Abgeordneter 
Skritek! Daß es möglich ist, daß, wenn ein 
Gesetz gemacht wird, sich in der Praxis etwas 
anderes ergibt, als man ursprünglich guten 
Willens angenommen hat, zeigt sich doch 
ganz deutlich bei Ihrem Antrag auf Änderung 
der Nationalrats-Wahlordnung, die wir am 
27. November 1970 beschlossen haben. Heute 
haben Sie bereits die erste Novellierung im 
Hause. Daraus sehen Sie, daß es ohne weiteres 
möglich ist, daß man sich einmal irrt. Wir sind 
heute dazu da, die Härten des seinerzeit 
beschlossenen Gesetzes zu beseitigen. 

Der von Ihnen gemachte Vorschlag sieht 
nunmehr wieder eine betragsmäßige Begren-

zung vor. Es sollen also wiederum nicht alle 
Mehrarbeitszuschläge steuerfrei gestellt wer­
den. Darüber hinausgehende anfallende Uber­
stunden sind nach Ihrem Vorschlag voll steuer­
pflichtig. 

Ihr Einwand, daß die Grenze von 780 S 
genüge, weil in der Praxis ja ohnedies nicht 
so viele Arbeitsüberstunden gemacht wer­
den . . .  (Abg. Ing. H ä u s e r: Werden dürfen! 
Nach dem Arbeitszeitgesetz/) Gemacht werden, 
Herr Vizekanzler Häuser! Darf ich Ihnen ein 
ganz naheliegendes Beispiel bringen. In der 
Zeit der Budgetdebatte müssen die Angestell­
ten dieses Hauses hier bis zu 70 Uberstunden 
im Monat leisten. Ich habe mich genau erkun­
digt. Die Wirklichkeit ist also anders, als es 
das Gesetz im Normalfall vorsieht. 

Es gibt Branchen, wo ein echter Bedarf 
besteht, Uberstunden zu leisten. Ich denke 
hier an die vielen Monteure. Sie wissen doch 
ganz genau, daß es Arbeiten gibt, die in einem 
Zuge zu erledigen sind. Für diese Leute muß 
doch auch etwas vorgesehen sein. Diese Leute 
kann man doch nicht bestrafen, indem man 
hier eine Grenze setzt und die darüber hinaus 
gehenden Uberstunden voll versteuern lassen 
will. Es gibt also Branchen, wo echte Uber­
stunden anfallen. Ich glaube, für diese Leute 
müßte man eben etwas vorsehen. 

Es gibt aber noch eine andere Gruppe von 
Arbeitnehmern, die durch die betragliche Be­
grenzung sehr benachteiligt ist (Ruf bei der 
SPO: Direktoren/), nämlich jene, Herr Vize­
kanzler, die als höchstqualifizierte Facharbei­
ter, als Ingenieure, als Abteilungsleiter oder 
sonstige führende Kräfte in der Wirtschaft 
infolge ihrer besseren Ausbildung, ihrer grö­
ßeren qualitativen Leistung und höheren Ver­
antwortung einen höheren Stundenlohn erhal­
ten. Das ist richtig! Wenn Sie meinen, es seien 
nur Direktoren, so muß ich sagen, es sind auch 
andere Gruppen von Arbeitnehmern, die eben 
auf Grund der höheren Verantwortung einen 
höheren Stundenlohn haben und damit aber 
bei Ihnen wieder aus der Uberstundenentloh­
nung zum großen Teil herausfallen. 

Wenn nun diese Arbeitnehmer eine größere 
Anzahl von Uberstunden leisten - und das 
kommt besonders bei diesen führenden Kräf­
ten sehr häufig vor -, dann wirkt sich die 
betragsmäßige Begrenzung sehr nachteilig aus. 
Sie werden steuerlich schlechter behandelt als 
die übrigen Arbeitnehmer. Und warum sollen 
diese Arbeitnehmer, die vielfach wertvollste 
volkswirtschaftliche Dienste leisten, schlech­
tergestellt sein? 

Es darf doch, meine Damen und Herren -
und dazu müssen wir uns alle in diesem 
Hause bekennen, und zwar ohne Unterschied 
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der Parteirichtung -, in einer Leistungsgesell­
schaft kein Unterschied sein, ob ein Hilfs­
arbeiter, ein qualifizierter Facharbeiter oder 
ein Ingenieur Uberstunden leisten muß. Wenn 
sie Uberstunden leisten, wenn sie Mehr­
arbeit verrichten, dann müssen sie doch in 
allen Fällen gleich behandelt werden. 

ausliefern wird. Es muß also ein Zusammen­
spiel geben. So leicht und so einfach sind also 
die Dinge wirklich nicht. 

Außerdem, glaube ich, darf man nicht ver­
gessen, daß gerade - und das weiß jeder 
Unternehmer - für Vergehen auf dem Lohn­
steuersektor sehr hohe Strafen stehen. Auch 

Hier wird wieder einer Ihrer Widersprüche das ist ein Risiko, um Mißbrauch zu vermei­
seit der Ubernahme der Regierung durch den den. 
T�anspar�nz-�an�ler deutl�ch sichtbar: Auf der Zuletzt möchte ich noch sagen: Irgendwie, 
emen SeIte WIrd Immer wIeder sehr bedauert, Herr Minister unterschätzen S'e Ihre Beamten 
daß vielfach qualifizierte Kräfte ins Ausland doch etwas Denn ich kann m�r nicht vorsteI­
gehen, weil bei uns in Osterreich eine zu i len daß e� n' eht offenbar würde wenn ein 
leistungshemmende Besteuerun

.
g Platz gegri

.
f- , Fall vorläge, 

I
bei dem man sieht, daß hier 

f�n hat. Auf der a��eren SeIte wollen SI� 
I Leute sich etwas gerichtet haben. 

dIese wertvollen Krafte noch mehr vertreI- 1 
ben, indem Sie diese Gruppen bei Leistung Ich darf nur auf den § 22 der Bundesabgaben­

von Uberstunden bewußt benachteiligen, ordnung verweisen, wo es wörtlich heißt: 

indem Sie eine betragsmäßige Grenze setzen, "Durch Mißbrauch von Formen und Gestal­

bei deren Uberschreiten die volle Besteuerung tungsmöglichkeiten des bürgerlichen Rechtes 

eintritt. kann die Abgabepflicht nicht umgegangen oder 

Ich möchte noch zu einem Argument kurz 
Stellung nehmen, das von Ihrer Seite immer 
wieder vorgebracht wird. Auch der Herr 
Finanzminister schlägt in diese Kerbe, wenn 
er in einem Artikel vom 5. März in der 
"Arbeiter-Zeitung" unter anderem schreibt : 
"Die Steuerbefreiung ohne Begrenzung gibt 
den Beziehern hoher und höchster Einkommen 

gemindert werden. Liegt ein Mißbrauch vor, 
so sind die Abgaben so zu erheben, wie sie 
bei einer den wirtschaftlichen Vorgängen, Tat­
sachen und Verhältnissen angemessenen recht­
lichen Gestaltung zu erheben wären." 

Also sehen Sie : Ihr Argument, daß man 
sich's richten kann, ist nicht stichhältig und 
hat kein Fundament. 

nämlich die Möglichkeit, einen Teil ihres Eines noch. Es ist doch nicht so, daß sich's 
hohen Einkommens als Uberstundenentgelt zu nur die richten könnten, die über das Ausmaß 
deklarieren und so der Besteuerung zu ent- von 780 S hinausgehen. Die Möglichkeit, sich's 
ziehen." zu richten - wenn man das wirklich unter-

Das heißt also, Herr Bundesminister, daß stellt -, besteht selbstverständlich auch bis 

Sie mit dieser Behauptung zum Ausdruck brin- zu dem Betrag von 780 S. Warum also sollte 

gen, daß diese Gruppe von Arbeitnehmern, man diej enigen, die nun echt wirklich größere 

die in höchst verantwortungsvollen Stellen Leistungen vollbringen, bestrafen? (Zwischen­

arbeiten, es sich nunmehr richten werden, um ruf des Abg. Ing. H ä u s e r.) 

sich der Besteuerung möglichst zu entziehen. Herr Vizekanzlerl Darf ich Ihnen sagen: 

Ich kann mir vorstellen, daß Ihre Kollegen Uberstundenpauschale, von denen Sie reden, 

mit höherem Einkommen - und deren soll es . sind j a  nur steuerfrei, wenn die Uberstunden 

in der Sozialistischen Partei gar nicht wenige I tatsächlich geleistet und nachgewiesen werden. 

geben ; ich denke etwa an die verstaatlichte ; Das vergessen Sie ständig. Nachgewiesen 

Industrie, Banken, Gewerkschaft und so wei- I müssen sie we�den! Un� das i
.
st ein Probl�m, 

ter - geradezu "begeistert" sein werden von ! das so ohne weIteres kemen MIßbrauch zulaßt. 

dieser Unterstellung. (Abg. Ing. H ä u s e I: Meine Damen und Herren I Darf ich zum 
Die Gewerkschaft wird es aushalten!) Schluß kommen. Ich möchte Ihnen zum Schluß 

Weiter kann man sagen, daß dieses Argu­
ment schon deshalb hinkt - man muß sich 
doch eines vorstellen -: Wenn es sich jemand 
in einem Betrieb richten will, dann muß der 
Unternehmer davon wissen und einverstanden 
sein, dann weiß es auch derjenige, der sich's 
richten will, und letztlich wird der Buchhalter 
wahrscheinlich auch davon wissen, weil ja 
die Uberstunden nachgewiesen werden müs­
sen. Also drei Leute wissen davon, und ich 
kann mir nicht vorstellen, daß sich der Unter­
nehmer seinen Angestellten so ohne weiteres 

nur ein Sprichwort sagen: Was lange währt, 
wird immer gut. Und ich hoffe, daß Sie, meine 
Damen und Herren von der Sozialistischen 
Partei, dem Antrag der Osterreichischen 
Volkspartei und der Freiheitlichen Partei, 
wenn er zur Beschlußfassung hier in diesem 
Hause vorgelegt wird, nunmehr die Zustim­
mung geben. Ich glaube, daß Sie damit allen 
Arbeitnehmern einen guten Dienst erweisen 
würden. (Beifall bei der tJVP.) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Melter. Ich erteile es ihm. 
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Abgeordneter Melter (FPO) : Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte 
auf ein kleines Intermezzo zurückkommen und 
vielleicht sagen : Ich möchte nicht Mayr heißen, 
wenn ich nicht weiß, was ich will. Denn zuerst 
wurde i c h  zu Wort gemeldet, weil es bisher 
üblich war, bei ersten Lesungen nur e i n e 
Liste und keine Pro- und Kontraredner zu 
führen. 

Ich weiß also nicht, was den Abgeordneten 
Mayr veranlaßt hat, darauf zu bestehen, eine 
Kontrameldung zuerst durchzubringen, um so 
den Kollegen Sandmeier, dem ich im Sachlichen 
beistimme, zuerst hierher zu bringen. Nun, 
es liegt an Ihnen. Vielleicht hängt es zusam­
men mit der Meldung der "Wochenpresse" , 
daß der Abgeordnete Graf der Initiator dieses 
Initiativantrages war. (Abg. R. G r a f: Das 
scheint Sie wahnsinnig getroffen zu haben, 
habe ich Ihrem Leserbriet entnommen!) 

Hier kann ich nur feststellen: Die Initiative 
ist doch von der freiheitlichen Fraktion aus­
gegangen, weil wir seit Jahren den Stand­
punkt vertreten, daß echte Leistung von der 
Gemeinschaft anzuerkennen ist. Es kann nicht 
der Staat dort zuerst profitieren, wo jemand 
persönlich eine außerordentliche Leistung 
erbringt. Das ist unsere grundsätzliche Ein­
stellung. Wir sind auch der Auffassung, daß 
die Arbeitnehmer einen größeren Anteil an 
ihrer Uberleistung haben sollen. 

Und nun muß ich darauf zurückkommen, daß 
sowohl der Abgeordnete Hofstetter als auch 
der Abgeordnete Pansi . . .  (Abg. Ing. H ä u­
s e  r: 50 Prozent! Stimmen Sie mit! 50 Prozent 
Zuschlag!) 50 Prozent, Herr Vizekanzler ! Wie 
steht das in Ubereinstimmung mit der Äuße­
rung "Uberstundenschinderei"? (Abg. E. H o  t­
s t e t t e r: Sie verwechseln die Begriffe! -
Abg. Ing. H ä u s e  r: Leistung anerkennen 
heißt das!) Ja, zweifellos ! Aber wenn Sie den 
Begriff Uberstundenschinderei verwenden, so 
wird diese Schinderei sicher wesentlich mehr 
dadurch gefördert, daß man so wesentlich stär­
kere Mehrleistungen bringt. 

Wir sagen aber : Auch die SO Prozent sollen 
dort, wo sie gewährt werden, nicht durch 
steuerliche Maßnahmen Beschränkungen erfah­
ren. (Abg. lng. H ä u s e r: Genau dasselbe! 
Es geht um angeordnete Uberstunden!) 

Ich möchte gerade Sie darauf aufmerksam 
machen : Auf sozialpolitischem Gebiet haben 
Sie andere Möglichkeiten. Sie müssen dazu 
nicht das Steuerrecht heranziehen. Das ist ent­
scheidend. Für die Arbeitszeit ist das Arbeits­
zeitgesetz, das Sie beschlossen haben, maß­
geblich, nicht aber für die Uberstunden­
zuschlagsbesteuerung. Hier soll konsequent 
unterschieden werden: Es gibt steuerpolitische 

Maßnahmen, und es gibt sozialpolitische Maß­
nahmen. Und es muß kein Sozialgesetz in das 
Steuerrecht wirken. Aber wir sind der Auf­
fassung und haben das immer wieder sehr 
deutlich zum Ausdruck gebracht, daß man 
Mehrleistungen von Staats wegen anerkennen 
soll und daß man Mehrleistungen nicht durch 
extrem hohe Besteuerung ausschließen und 
verhindern soll. 

Ich darf Sie, meine Damen und Herren von 
der sozialistischen Fraktion, auch darauf auf­
merksam machen, daß das, was Sie uns in 
Ihrer Propaganda zum Vorwurf zu machen 
versuchen, in Ihrem ursprünglichen Minder­
heitsbericht ebenfalls als Begrenzung enthal­
ten war. Lesen Sie nach im Protokoll vom 
7. 7. 1 970: Ihr Minderheitsbericht bezüglich 
der Beschränkungen unter Hinweis auf Kol­
lektivvertrag und Betriebsvereinbarungen. 
Lesen Sie das nach. 

Ich muß Ihnen, dem Begründer und dem 
ersten Redner, sagen : Das, was Sie jetzt in 
Ihrem neuen Antrag vorhaben, entspricht weit­
gehend unseren Vorstellungen, nur daß Sie 
wieder die Einkommensbegrenzungen drinnen 
haben ohne Berücksichtigung des Umstandes, 
daß diese Grenzen immer weniger wert wer­
den. Und darum die Wiederholung unseres 
freiheitlichen Antrages mit Unterstützung des 
Abgeordneten Graf, die Uberstundenzuschlags­
befreiung ohne Beschränkung, das, was 
ursprünglich im Antrag 1 6/A eindeutig enthal­
ten war, was nur - und das wiederhole ich 
unter Hinweis auf den tatsächlichen Sachver­
halt - unter Berücksichtigung der Einwen­
dungen des Finanzministers verschlechtert 
worden ist. 

Wenn Sie uns zum Vorwurf machen wollen, 
daß unsere Auffassung gewesen wäre, Arbeit­
nehmer schlechterzustellen, so sagen Sie 
das Ihrem Finanzminister, der diese Ergänzun­
gen im Finanzausschuß reklamiert hat. Sagen 
Sie das den Beamten des Finanzministeriums, 
die ihn dabei unterstützt haben. Und sagen 
Sie es allen jenen, die eben diese Auswirkun­
gen hätten kennen müssen. Wir waren ver­
handlungsbereit und haben uns leider durch 
das freundliche Gesicht des Herrn Finanzmini­
sters verführen lassen, von dem wir ja nicht 
annehmen konnten, daß er etwa bisherige 
Begünstigungen beseitigen wollte. Das ist lei­
der geschehen. 

Dieser neue Initiativantrag Pet er, Graf und 
Genossen hat zum Ziel, unseren ursprüng­
lichen Antrag wiederherzustellen, und er hat 
ebenfalls zum Ziel, diese Auswirkungen rück­
wirkend ab 1 .  Jänner dieses Jahres herbeizu­
führen. Und damit nehmen wir an, daß wir 
allen Dienstnehmern ohne irgendwelche Aus-
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nahme das zugute kommen lassen können, ' Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
was ursprünglich unsere Absicht war. (Beifall ist der Abgeordnete Skritek. Ich erteile es 
bei der FPO.) ihm. 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Finanzminister . Ich erteile 
es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Herr Präsident I Hohes Haus I Ich darf in aller 
Kürze Stellung nehmen. 

Herr Abgeordneter Melter! Wenn Sie das 
stenographische Protokoll der Nationalrats­
sitzung vom 9. Juli 1 910, in der das Gesetz 
beschlossen worden war, und der Sitzung des 
Bundesrates vom 15. Juli nachlesen, so werden 
Sie in beiden Fällen folgende Feststellungen 
meinerseits finden. 

Ich habe erstens einmal erklärt, daß die 
- von Ihnen vorgeschlagene - zum Gesetz 
zu erhebende Regelung diese Auswirkungen 
haben wird und daß infolgedessen sehr bald, 
wie vorausgesagt wurde, eine Novellierung 
eintreten wird. Es ist noch selten so oft von 
Regierungsseite - nämlich in erster Lesung 
Ihres Initiativantrages, bei der Verabschie­
dung des Antrages und bei der Behandlung 
des Gesetzesbeschlusses im Bundesrat - mit 
aller Deutlichkeit auf die Problematik hinge­
wiesen worden. (Abg. M e  1 t e  r: Aber nicht 
im Ausschuß!) Aber es bestand im Ausschuß 
auch keine Bereitschaft; damals ist auch zu 
verstehen gegeben worden, daß aus irgend­
welchen, vielleicht Prestigegründen auf diese 
Uberlegungen nicht mehr eingegangen werden 
kann. 

Ich darf darauf verweisen, wo jetzt wieder­
um das Problem liegt : Steuerrechtlich wird 
nämlich nicht bestimmt, was eine Uberstunde 
ist, was jedenfalls bei einer betragsmäßigen 
Begrenzung mittelbar der Fall wäre. Bei einer 
Situation, wo eine solche Grenze nicht besteht, 
sind Sie dann gezwungen, neuerlich auf 
arbeitsrechtliche Regelungen zurückzugreifen. 

Der Erlaß meines Amtsvorgängers aus dem 
Jahre 1 969 ist nach wie vor in Geltung, der 
sagt : eine Uberstunde liegt vor, wenn die 
gesetzliche oder kollektivvertragliche Normal­
arbeitszeit überschritten wird. Sie werden 
dann nach wie vor das Problem haben, daß in 
jenen Fällen, wo der Kollektivvertrag oder 
das Arbeitszeitgesetz 43 Stunden vorsieht, die 
41 . ,  42. und 43. Stunde noch keine Uberstunde 
ist. Das heißt, Ihr Vorschlag ist eine unvoll­
ständige Regelung oder eine Regelung, die 
das Problem, das heute in der ersten Lesung 
nicht aufgezeigt wurde, wiederum nicht löst. 
Ich bitte daher schon jetzt, bei den Beratungen 
im Ausschuß diese Uberlegungen zu berück­
sichtigen. (Beifall bei der SPO.) 

Abgeordneter Skritek (SPO) : Hohes Haus I 
Meine Damen und Herren! Es hat mich vorhin 
der Streit, wer zuerst reden soll, der Abge­
ordnete Sandmeier oder Melter, etwas ver­
wundert, denn zuerst schien es j a, als ob die 
beiden Oppositionsparteien überhaupt keine 
Lust hätten, sich heute an der Debatte zu betei­
ligen. Und dann ist auf einmal so die Lust 
angewachsen. (Abg. G r a f: Wenn Sie mich 
provozieren, werde ich auch eine Rede halten!) 

Herr Abgeordneter Grafl Ich hätte es ja 
verstehen können, daß Sie nicht sehr viel 
Freude gehabt haben, sich hier heute zu die­
sem Tagesordnungspunkt zu melden. (Abg. 
G r a i: Sie irren sich, ich habe das nur aus 
ökonomischen Gründen unterlassen! Soll ich 
wirklich?) Eine gute Ausrede ist immer einen 
Taler wert, Herr Abgeordneter Graf. 

Es ist doch ganz selbstverständlich, daß Sie 
keine Freude darüber haben konnten, schließ­
lich ist das Ihr Gesetzentwurf, den Sie hier 
gegen den Ratschlag der Regierungspartei 
beschlossen haben. Wir haben Ihnen genau 
gesagt, was eintreten wird, und das ist also 
auch tatsächlich eingetreten. Darf ich, Hohes 
Haus, doch einmal hier festhalten, und das, 
glaube ich, ist das wichtige an dieser Debatte, 
und dagegen wollten wir uns ja wenden: Als 
es klar wurde, daß das, was hier beschlossen 
wurde, in der Durchführung Nachteile bringt, 
in dem Moment, wo die ersten Abrechnungen 
da waren und statt einer Verbesserung in der 
Uberstundenbesteuerung eine Verschlechte­
rung sichtbar war, in dem Moment, wo die 
Lohnbüros vor allem auch aufgeschrien und 
erklärt haben : Ja, was wurde denn da jetzt 
beschlossen, jetzt haben wir die Schwierig­
keiten! - der Herr Kollege Hofstetter hat ja 
aufgezeigt, von der 40.  Stunde an sind 3, 4 
verschiedene Uberstundenberechnungen durch­
zuführen -, von dem Moment an war es klar, 
daß hier eine Novellierung erfolgen muß. 

Hohes Haus l Meine Damen und Herren! Ich 
glaube, es ist doch sicherlich für Sie nicht 
besonders günstig, wenn ein Gesetz, das vier­
mal hier im Haus war und wo man Sie gewarnt 
hat, jetzt, nachdem es keine drei Monate in 
Kraft ist, novelliert werden muß. Und es ist 
nicht eine kleine Änderung, sondern ich darf 
sagen, es ist schon fast eine Generalreparatur 
notwendig ; so schlecht ist das Gesetz gewesen, 
das Sie hier beschlossen haben. 

Nun kommt die Ausrede von beiden Par­
teien, die es beschlossen haben. Der Abge­
ordnete Melter sagt, das könnten nur ein paar 
Extremfälle sein, und der Herr Abgeordnete 
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Mussil hat sich darauf ausgeredet, das könn­
ten nur ein paar Einzelfälle sein, die davon 
betroffen wurden. 

Nun, Hohes Haus, werde ich Ihnen ein paar 
Einzelfälle, nicht alle, vorlesen. Wir haben 
natürlich in der Zwischenzeit entsprechende 
Erhebungen gemacht, und die erste kleine 
Ausbeute ist eine sehr umfangreiche Liste, die 
hier mehr als 100.000 Dienstnehmer aufweist, 
die von diesem Gesetz betroffen wurden und 
die dadurch eine Schlechterstellung zu ver­
zeichnen haben. Wenn Sie der Meinung sind, 
daß über 1 00.000 betroffene Dienstnehmer -
und es sind hier nur die Großbetriebe erfaßt, 
denn alle Kleinbetriebe konnten wir in der 
Schnelligkeit nicht erfassen - "einige kleine 
Extremfälle" sind, dann ist das Ihre Sache. 
Wäre es so, dann wären Sie nicht sofort mit 
Ihrem Initiativantrag hinterhergelaufen ge­
kommen. 

Wir freuen uns, daß Sie eingesehen haben, 
daß Sie hier einen sehr großen Fehler began­
gen haben, der nun gutgemacht werden muß. 
Es waren sehr große Unannehmlichkeiten in 
den Betrieben. (Zwischenrufe). Ich möchte die 
Betriebe nicht alle hier vorlesen, es ist so 
eine umfangreiche Liste, und es sind vor allem, 
wie gesagt, die ganz großen Betriebe, von 
denen die meisten unter 43 Stunden Arbeits· 
zeit haben und wo die meisten Beschäftigten 
mehr als 50 Prozent Uberstundenzuschlag 
erhalten, die also doppelt geschädigt werden, 
indem erstens jetzt plötzlich alle bis zur 
43. Stunde voll versteuert werden und alles, 
was über 25 Prozent Uberstundenentlohnung 
ist, gleichfalls versteuert wird. Sie können 
sich vorstellen, welche Unruhe das in Betrie­
ben ausgelöst hat. Herr Kollege Sandmeier! Sie 
wissen es ja ganz gut, ich habe das Gefühl, 
Sie haben hier gegen Ihr besseres Wissen und 
gegen Ihre eigene Uberzeugung geredet. 

Das, Hohes Haus, sind die Tatsachen. Ich 
will, wie gesagt, nicht alle diese Firmen auf­
zählen, es sind vor allem die ganz großen, 
wie die Alpine, und wie sie alle in der Radio­
und Metallindustrie heißen, alles Betriebe mit 
mehr als 2000 und 3000 Beschäftigten. Sie 
können sich vorstellen, welche Unruhe es in 
diesen Betrieben gegeben hat, als die prak­
tische Auswirkung Ihres Antrages sichtbar 
wurde. 

Meine Damen und Herren, soviel zu den 
"paar Extremfällen". 

Das zweite, was hier mit aller Entschieden­
heit neuerlich zurückgewiesen werden muß, 
ist der Versuch beider Oppositionsparteien, 
sich jetzt sozusagen zu entschuldigen: Wir 
sind es ja nicht gewesen, es waren die ande­
ren ! Herr Kollege Sandmeier! Darf ich Ihnen 
sagen : Wir haben von unserer Seite - der 

Herr Minister hat schon selber ganz genau 
geantwortet, Kollege Suppan, und wir haben 
ja die Protokolle von der Haussitzung -, wir 
haben Bedenken angemeldet, daß diese Rege­
lung, die Sie vorschlagen, schlecht ist und zu 
diesen Konsequenzen führen wird. Nicht wir 
haben Ihnen also diese Änderung vorgeschla­
gen, die Sie angeführt haben. Sie sind darauf­
gekommen, daß doch hier irgendwie eine 
Grenze eingeführt werden müßte - darauf 
komme ich noch ganz kurz -, und haben dann 
diesen Antrag eingebracht; wie Sie selber 
zugeben, nach einigen "Basteleien" . Ich glaube, 
Sie haben Ihre Anträge sechs- oder siebenmal 
abgeändert, weil Sie selber nicht genau gewußt 
haben, wie Sie es machen sollen. 

Reden Sie sich also nicht aus wie der Herr 
Abgeordneter Melter in seinem telephonischen 
Interview, wir hätten die Betriebe aufgehetzt. 
Herr Kollege Melterl Da war niemand aufzu­
hetzen, die waren es ja schon selber durch 
diese Gesetzesbestimmung, die Sie ihnen da 
beschert haben. Und auch für Sie gilt die Aus­
rede, Kollege Melter, nicht. Sie müssen doch 
selber wissen, was Sie hier beschließen. Sie 
können sich doch nicht darauf ausreden, wir 
hätten Ihnen diesen Beschluß nahegelegt. 
Erstens haben wir es nicht getan, und zweitens 
wäre es auch für Sie nicht sehr lohnend, wenn 
hier Sie zugeben müßten, daß Sie selber nicht 
gewußt haben, was Sie eigentlich in das Gesetz 
hineinnehmen, welche Auswirkungen das hat. 
- Soviel also ganz kurz zu diesen Fragen. 

Hohes Haus ! Ich glaube, wir sind jetzt wie­
der bei einer ähnlichen Debatte, wo wir das 
letztemal waren. Sie haben einen Initiativ­
antrag auf völlige Uberstundenfreiheit ohne 
jedwede Begrenzung eingebracht. Der Herr 
Finanzminister hat in seinem Debattenbeitrag 
schon darauf hingewiesen, daß das natürlich 
eine Reihe von Gefahren in sich birgt. Wir 
haben einen Vorschlag eingebracht, das darf 
ich noch einmal sagen, und darin haben wir 
uns ja nicht geändert. Geändert haben SiE' 
sich, vor allem die Volkspartei. Herr Kollege 
Sandmeier! Sie haben sich geändert. (Zwi� 
schenruJe bei der OVP.) 

Als Sie in der Regierung waren, waren 
260 S genügend. Damals waren 520 S zuviel; 
der Herr Finanzminister ist nicht da, sonst 
könnte er herauskommen und erklären, 
warum er damals für eine Grenze war. Wir 
waren damals, Hohes Haus, auch für eine 
Begrenzung. Wir haben uns in unserer Argu­
mentation nicht geändert. Wir waren immer 
der Meinung, daß bei einer Uberstunden­
zuschlags befreiung irgendeine Grenzregelung 
dasein müsse, daß eine solche nicht ohne 
Begrenzung sein kann. Wir haben uns nicht 
geändert, wir brauchen uns nicht zu ändern; 
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geändert hat sich vor allem die Volkspartei, 
die geglaubt hat, sie müßte da geschwind auf 
den Zug, den Ihnen die Freiheitlichen gezeigt 
haben, aufspringen. Das mit dem Zug ist also 
danebengegangen; das ist Ihre Sache, das 
haben wir nicht zu verantworten. 

Meine Damen und Herren! Das Kernpro­
blem ist neuerlich wieder: Soll es eine ver­
nünftige Begrenzung geben? Und dazu darf ich 
sagen: Sie waren doch selber in der Debatte 
diejenigen, die Ihre Begrenzungen vertreten 
haben. Der Herr Abgeordnete Melter hat 
damals hier gesagt, Sie hätten einige gute 
Einbauten, die für die Arbeitnehmer günstig 
wären, vorgenommen. Nun, ich danke schön! 
Das ist heute hier klargestellt worden. Die 
guten Einbauten hat nicht einmal er zu ver­
teidigen gewagt. 

Der Abgeordnete Dr. König war der Mei­
nung, eine volle Freibegünstigung sei nicht 
akzeptabel, daher müßten Regelungen einge­
baut werden. Der Herr Kollege Sandmeier 
war einmal hier der Meinung, bei Uberstun­
denpauschalierungen wäre ein Limit von 800 S 
im Monat sehr gut - das lese ich aus dem 
Protokoll, Herr Kollege. (ZwischenruJe bei der 
OVP.) Sie haben also Ihre Meinung wieder 
geändert. Bitte sehr, das ist etwas anderes, 
wenn Sie nicht mehr bEü dieser Meinung blei­
ben. Ich wollte nämlich sagen, wir wären jetzt 
nicht sehr weit auseinander gewesen; wenn 
Sie bei 800 S Limit und wir bei 780 sind, 
müßte doch eine Limitierung sehr leicht zu 
erreichen sein. Wir glauben, daß eine solche 
Limitierung vernünftig wäre. 

Mit diesen Zitaten, die ich hier gebracht 
habe, haben Sie Ihren Antrag seinerzeit ver­
teidigt, und auch in Ihren Reihen war sicher­
lich die Meinung vorhanden, daß gegen eine 
völlige Freigabe der Uberstundenzuschläge: 
gewisse Bedenken bestehen; und zwar zwei, 
erstens sozialpolitische und zweitens steuer­
liche, der Ungleichheitsfaktor, der durch die 
willkürlirne Aufspaltung des Gehaltes in 
Uberstunden und in Normallohn gegeben ist. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich 
darf norn einmal sagen: Wir haben ein 
Arbeitszeitgesetz beschlossen, und es ist mei­
ner Meinung nach unmöglich, daß wir nur dort 
Begrenzungen der Uberstunden hineinnehmen. 
Anstatt jetzt bei der Steuergesetzgebung und 
in der Uberstundengesetzgebung synchron mit 
der Arbeitszeitgesetzgebung eine Steuerfrei­
heit der Uberstundenzuschläge, also analog, 
synchron mit dem Arbeitszeitgesetz zu 
machen, machen wir genau das Gegenteil. Wir 
bieten über die Steuerbegünstigung den 
Anreiz zur Durchbrechung des Arbeitszeit­
gesetzes, und das ist ein Grund, warum wir 

dieser völligen Freiheit der Uberstunden­
zuschlags besteuerung nie zustimmen können. 
Denn nichts anderes ist das. Wenn ich sage : 
Mach noch mehr Uberstunden, dann bekommst 
du noch etwas steuerfrei, so sagt auf der 
anderen Seite der Sozialpolitiker mit Recht : 
Das sollst du aber nicht, denn das geht auf 
Kosten deiner Gesundheit. (Abg. S a n  d­
m e  i e r: Verkehrsbedienstete!) 

Sie wissen ganz genau, daß all diese vielen 
Uberstunden auf Kosten der Gesundheit der 
Dienstnehmer gehen. Lesen Sie die Berichte 
über die Unfälle von Tankerzügen und ähn­
liches : Ubermüdete Fahrer, die ich weiß nicht 
wie viele Stunden am Volant sitzen, sind die 
Ursache und tragen die Schuld daran. 

Zweitens wird natürlich die Kontrolle unge­
heuer erschwert. Der Finanzminister hat, wenn 
Ihr Antrag durchgehen würde, überhaupt sehr 
wenig Möglichkeiten der Kontrolle - abge­
sehen von den vielen Betrieben, die es gibt -
und gegen bestimmte Regelungen, die dann 
erfolgen können, Einspruch zu erheben. Das, 
was Sie gesagt haben, ist sehr, sehr schwierig, 
wenn eine völlige Uberstundenzuschlagsfrei­
heit gegeben ist. 

Hohes Haus I Meine Damen und Herrenl 
Meine Vorredner haben es schon angeführt: 
Es liegt jetzt ein neuer Vorschlag, ein Initia­
tivantrag von uns vor, von dem wir glauben, 
daß er wirklich synchron mit dem Arbeitszeit­
gesetz geht und daß er bei den notwendigen 
Uberstunden, die wir im Arbeitszeitgesetz fest­
gelegt haben, die Uberstundenzuschläge im 
Durchschnitt steuerfrei läßt. Das ist die sicher­
ste und einfachste Methode. 

Es muß uns klar sein, daß wir eine Rege­
lung finden müssen, sowohl demjenigen, der 
jetzt eine vierzigstündige Arbeitszeit hat und 
Uberstunden macht, die Uberstundenzuschläge 
steuerfrei zu setzen, ebenso wie bei einem 
anderen, der 421/2 Stunden arbeitet, ob er jetzt 
50 oder 25 Prozent Uberstundenzuschlag hat. 
Wenn wir hier Grenzen und neuerliche Ein­
schränkungen festsetzen, führt das wieder zur 
selben Situation. Wenn wir das machen, Herr 
Kollege Sandmeier, ist es zweifellos notwen­
dig, daß wir auch eine obere vernünftige 
Grenze einführen, denn dann kann man bei 
den einzelnen Uberstunden auch großzügig 
sein, was viel schwieriger ist, wenn keine 
vernünftige Grenze gegeben ist. 

Hohes Haus r Wir haben jetzt noch etwas 
Zeit, und wir hoffen also, daß Sie es sich über­
legen und daß wir im Mai doch dazu kommen, 
daß Sie unserem Antrag mit einer vernünf­
tigen Grenze zustimmen werden. (Beifall bei 
der SPO.) 
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Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Im Sinne des gestellten Antrages nehme ich, 
falls kein Widerspruch erhoben wird, die 
sofortige Zuweisung des Antrages 62/ A an den 
Finanz- und Budgetausschuß vor. - Ein 
Widerspruch wird nicht erhoben. Der Antrag 
62/A ist somit dem Finanz- und Budgetaus­
schuß zugewiesen. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Im Einvernehmen mit den Parteien lege ich 
dem Hohen Hause folgenden Antrag vor : 

Der Herr Bundespräsident wird ersucht, 
die Herbsttagung 1 970/71 der XII. Gesetz­
gebungsperiode des Nationalrates mit 
20. März 1 971  tür beendet zu erklären. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Antrag ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Der Antrag ist einstim­
mig angenommen. 

Hohes Hausl Meine Damen und Herren l Wir 
beenden mit dieser Sitzung die Herbstsession 
des Nationalrates. Anläßlich dieser Zäsur war 
es nie üblich, eine politische Bewertung und 
Kommentierung der abgelaufenen Ereignisse 
aus der Perspektive des Parlaments zu geben. 
Ich möchte aber, meine Damen und Herren, 
im Interesse aller Abgeordneten vor aller 
Offentlichkeit folgendes feststellen: 

Die anscheinend etwas längere Arbeits- und 
Ruhepause des Parlaments zwischen dem 
Schluß der Herbstsession und dem Beginn der 
Frühjahrssession mag irgendwie einen fal­
schen Eindruck. erwecken. Es ist aber ein 
Urlaub der Institution des Parlaments und 
nicht der Parlamentarier. Die einzelnen Abge­
ordneten erwartet in ihren Wahlkreisen eine 
Fülle politischer Verpflichtungen, Tätigkeiten 
und Aufgaben. Der Urlaub schmilzt

· 
daher in 

Wahrheit auf wenige Tage zusammen, die 
sich wahrscheinlich auf die Osterwoche kon­
zentrieren werden. 

Ferner lege ich im 
Parteien dem Hohen 
Antrag vor: 

Einvernehmen mit den 
Hause noch folgenden 

Für diese wenigen Tage wünsche ich Ihnen 
allen, meine Damen und Herren, herzlichst 

Der Untersuchungsausschuß zur Prüfung 
aller Vorkommnisse im Zusammenhang mit 
Flugzeugkäufen des Bundesheeres und 

der Untersuchungsausschuß betreffend den 
öffentlichen internationalen Ideenwett­
bewerb für Architekten zur Planung eines 
Amtssitzes internationaler Organisationen 
und eines Kongreßzentrums in Wien 
werden beauftragt, ihre Arbeiten auch in 
der tagungsfreien Zeit fortzusetzen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die auch 
diesem Antrag zustimmen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Der Antrag ist ebenfalls ein­
stimmig angenommen. 

Damit sind wir am Schluß der Herbsttagung 
angelangt. 

frohe Ostern. Ich schließe in meine Oster­
wünsche die gleichen Wünsche für unsere An­
gestellten und unsere Beamten ein, die uns 
immer loyal und treu zur Verfügung gestanden 
sind. (Allgemeiner Beifall.) 

Ich möchte nicht schließen, ohne in Ihrer 
aller Namen dem erkrankten Präsidenten des 
Nationalrates Dipl.-Ing. Waldbrunner unsere 
besten Genesungswünsche zu übermitteln. 
(Neuerlicher allgemeiner Beifall.) 

Die Sitzung ist g e s c h i  0 S s e n. 

Nach Schluß der Sitzung begeben sich die 
Klubobmänner DDr. P i  t t e r  m a n  n, Doktor 
K o r  e n und P e t  e r zu Präsident Doktor 
M a l  e t a  und sprechen ihm im Namen ihrer 
Klubs die besten Wünsche aus. 

Schlu.f3 der Sitzung: 17 Uhr 40 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 13391 
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